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Geleitwort

Schon die alten Griechen verstanden die Mäßigung als eine der 
vier Grundtugenden. Dabei fällt die konkrete Übersetzung aus 
dem Altgriechischen in die deutsche Sprache schwer. Deshalb 
werden auch Begriff e wie Besonnenheit oder Beherrschung ger-
ne genutzt. Im Grunde soll damit zum Ausdruck gebracht werden, 
dass sowohl das Übermaß als auch der Übermut gefährlich, wenn 
nicht sogar schädlich für eine Gesellschaft  sind.

Mit der Einführung der Schuldenbremse in unsere Verfassung 
haben Bundestag und Bundesrat ein klares und unmissverständ-
liches Zeichen gesetzt. Das Übermaß der staatlichen Verschuldung 
soll mit dieser Regelung beendet werden. Bis zu dieser Grundge-
setzänderung hat sich Deutschland in einem ungekannten Tempo 
maßlos verschuldet. Nun gefährdet dieser Schuldenberg von über 
zwei Billionen Euro sowohl das politi sche und wirtschaft liche als 
auch das gesellschaft liche Leben. Die jungen Griechen kennen 
seit einigen Jahren eine solche Situati on. Übermäßige Schulden 
bedrohen zudem auch die Demokrati e, denn die Zinszahlungen 
rauben unseren Volksvertretern in den Parlamenten die freie Ent-
scheidung über die Haushaltsmitt el. Deshalb schützt diese Schul-
denbremse auch unsere demokrati sche Grundordnung, wenn 
nicht sogar unsere Freiheit.

Zur Freiheit gehören aber auch mündige Bürger. Wenn nun viele 
Bürger mehr als die Hälft e ihres hart erarbeiteten Verdienstes an 
öff entliche Kassen abführen müssen, dann ist ihre Freiheit ein-
geschränkt. Aus meiner Sicht werden sie sogar unmündig. Seit 
Jahren müssen wir leider einen solchen Zustand beklagen, denn 
stati sti sch führen Bürger und Betriebe über 50 Prozent ihrer Ver-
dienste pfl ichtgemäß an die öff entlichen Kassen ab.

Noch registrieren wir keine politi schen Bestrebungen, dies nach-
halti g zu ändern. Aber mitt el-  bis langfristi g erwachsen aus dem 
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Übermaß der Belastung die gleichen Probleme wie aus dem 
Übermaß der Verschuldung. Deshalb benöti gen wir analog zur 
Schuldenbremse auch eine Steuerbremse. Dabei soll es nicht um 
die große Reform gehen, sondern um zehn einzelne Maßnahmen-
bereiche, die zu einer Begrenzung der Belastung führen. Ähnlich 
wie bei der Schuldenbremse sind wir auch an dieser Stelle ein 
kriti scher, aber auch konstrukti ver Partner der Politi k. Unsere Vor-
schläge sind alltagstauglich, prakti kabel und politi sch umsetzbar. 
Deshalb treten wir mit diesen Vorschlägen besonnen und ent-
schlossen in die notwendige Diskussion ein, um die Demokrati e 
und die Freiheit der Bürger zu wahren.

Reiner Holznagel

Präsident des Bundes der Steuerzahler Deutschland e. V.
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I. Einleitung

Seit 2009 ist die sogenannte Schuldenbremse im Grundgesetz 
verankert.1 Dadurch wird ab 2016 die Möglichkeit des Bundes, 
neue Kredite aufzunehmen, auf 0,35 Prozent des Brutt oinlands-
produkts eingeschränkt. Für die Länder gilt ab 2020 sogar ein 
prinzipielles Neuverschuldungsverbot, wobei Ausnahmeregelun-
gen für extreme Notsituati onen existi eren. Diese grundgesetz-
liche Begrenzung der Kreditaufnahme ist ein wichti ger Schritt  zu 
einer soliden und nachhalti gen Haushaltsführung. Das Insti tut 
hatt e frühzeiti g für eine Schuldenbremse geworben, einen eige-
nen Reformvorschlag erarbeitet und die Reformdiskussion stets 
intensiv begleitet.2

Ob sich die Schuldenbremse auch und gerade in Krisenzeiten be-
währt, bleibt abzuwarten. Bisher stellte sich diese Frage nicht – 
das Wirtschaft swachstum ist in Deutschland seit mehreren Jah-
ren vergleichsweise robust. Das nominale Brutt oinlandsprodukt 
(BIP) ist im Zeitraum 2010-2014 von rund 2.580 Mrd. Euro auf 
rund 2.916 Mrd. Euro, d. h. um jährlich rund 3,1 Prozent, gewach-
sen.3 Die Steuerquellen sind entsprechend gesprudelt. Dieser 
Trend wird sich auch in den kommenden Jahren fortsetzen. Die-
ses Wachstum hat sich zum großen Glück der Regierungen bereits 
etwas auf die Verschuldungssituati on ausgewirkt. Seit Einführung 
der Schuldenbremse sinkt die öffentliche Schuldenquote zumin-
dest im Bereich der Kernhaushalte (Verschuldung von Bund, Län-
dern und Kommunen, gemessen am BIP). Die Schuldenquote ge-
mäß dem Maastricht-Vertrag geht zumindest seit 2012 zurück.4 
Allerdings erfolgt diese begrüßenswerte Konsolidierung überwie-
gend über die Einnahmenseite. 

1 Siehe Art. 109 Abs. 2, Art. 115 Abs. 2 und Art. 143d Abs. 1 GG.
2 Siehe KBI (2006a); KBI (2009b); KBI (2011b).
3 Vgl. Stati sti sches Bundesamt (2015b).
4 Vgl. Deutsche Bundesbank (2015). 
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Die Steuerquote, also der Anteil der Steuereinnahmen am Brut-
toinlandprodukt, lag gemäß Finanzstati sti k im Jahr 2014 bei 22,07 
Prozent.5 Sie wird bis zum Jahr 2020 auf voraussichtlich 22,41 Pro-
zent steigen.6 Das wäre dann die höchste Steuerquote seit 1990.7 
Es sind also die Steuerzahler, die ganz wesentlich zur Konsolidie-
rung der öff entlichen Haushalte beitragen. Auf der Ausgabenseite 
unternimmt die öff entliche Hand weiterhin zu wenig und verlässt 
sich viel zu stark auf günsti ge Sondereff ekte wie die aufgrund der 
anhaltenden Niedrigzinsphase massiv gefallenen Zinsausgaben. 
Ein ambiti oniertes „Sparen für die Schuldenbremse“ fi ndet also 
nicht statt . Dies kann nicht überraschen. Schließlich ist es poli-
ti sch viel bequemer, einer verfassungsrechtlich gebotenen Schul-
denbremse über die Einnahmenseite gerecht zu werden, als die 
staatlichen Ausgaben durch eine akti ve Politi k zu zügeln. 

Dieses Grundproblem droht sich sich in Zukunft  noch zu ver-
schärfen. Denn die Kreditaufnahme als Finanzierungsmitt el 
wird bald nur noch in Ausnahmefällen zur Verfügung stehen. 
Regierungsparteien, die die politi sche Auseinandersetzung über 
Einsparpotenziale scheuen, bleibt dann nur die Finanzierung der 
Ausgabenzuwächse durch zusätzliche Steuern oder andere Ein-
nahmen. Es besteht daher die Gefahr, dass infolge der grundge-
setzlichen Verschuldungsbegrenzung Belastungen nicht mehr wie 
früher in die Zukunft  verschoben, sondern in die Gegenwart vor-
gezogen werden. Die Steuerbelastung droht dadurch noch weiter 
zu steigen. Dabei ist die Belastung in Deutschland auch im inter-
nati onalen Vergleich bereits sehr hoch. So betrug 2014 die Belas-
tung der Brutt oarbeitskosten mit direkten Lohnabzügen und einer 
pauschalisierten Umsatzsteuer bei ledigen Durchschnitt sverdie-
nern 53,1 Prozent. Allein die direkten Einkommensabzüge betru-
gen 49,3 Prozent. Dies hat zur Folge, dass deutsche Arbeitnehmer 

5 Vgl. BMF (2015c).
6 Vgl. BMF (2015c).
7 Vgl. BMF (2015d), S. 92
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trotz sehr hoher Brutt overdienste mit ihren Nett overdiensten 
OECD-weit nur im Mitt elfeld rangieren. So wendeten Arbeitgeber 
in Deutschland 2014 für (ledige) Durchschnitt sverdiener die dritt -
höchsten Brutt oarbeitskosten innerhalb der 34 OECD-Länder auf, 
während das nach direkten Abzügen verbleibende Nett oeinkom-
men nur für Rang 12 reichte.8

Als Folge der Schuldenbremse darf es nicht zu weiter steigenden 
Belastungen kommen. Eine Haushaltskonsolidierung auf dem 
Rücken der Steuerzahler gilt es zu verhindern. Daher muss die 
Schuldenbremse durch eine Steuerbremse ergänzt werden. Nur 
in dieser Kombinati on entsteht ein insti tuti oneller Rahmen, der 
die Politi k systemati sch und wirksam darin unterstützt, die staat-
lichen Ausgaben als Ursache übermäßiger Schulden- und Steuer-
lasten zu begrenzen. 

In dieser Ausarbeitung soll eine solche Steuerbremse skizziert 
werden. Im Gegensatz zur Schuldenbremse geht es bei der Steu-
erbremse weniger um ergebnisbezogene, quanti tati ve Ziele, wie 
etwa spezifi sche Vorgaben zur Höhe der Steuerlast, beispielswei-
se durch die Begrenzungen einzelner Steueraufk ommen oder 
Steuersätze. Vielmehr liegt der Fokus auf der Einführung fi skali-
scher Restrikti onen durch verfahrensmäßige Maßnahmen. Hier-
bei geht es um die Implementi erung geeigneter Rahmenbedin-
gungen und Regeln, die die Prozesse fi skalischer Entscheidungen 
ändern, ohne ein konkretes Ergebnis vorzugeben.9 Durch solche 
fi skalischen Restrikti onen soll der politi sche Handlungsspielraum 
für Belastungsverschärfungen, der tendenziell zur Belastung der 
Bürger führt, beschränkt und folglich die Steuerbelastung be-
grenzt werden. Ein Beispiel dafür ist die regelgebundene Besei-
ti gung der kalten Progression im Einkommensteuerrecht („Tarif 

8 Vgl. DSi (2014b).
9 Zur Unterscheidung ergebnisbezogener und verfahrensmäßiger Regeln siehe 

Buchanan (1980); Folkers (1983).
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auf Rädern“), die vom Insti tut seit langem empfohlen wird.10 Im 
Folgenden wird ein Maßnahmenbündel für insgesamt zehn Be-
reiche vorgestellt, dessen Umsetzung unterschiedlich lange Re-
formzeiträume erfordert. Jede dieser Einzelkomponenten kann 
für sich, insbesondere aber im Zusammenwirken mit den übrigen 
Komponenten eine wirksame „Steuerbremse“ bilden, die die be-
stehende Schuldenbremse sinnvoll ergänzt.

10 Siehe Kapitel II.2.
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II. Maßnahmen zur Begrenzung der 
Steuerbelastung

1. Begrenzung der Steuerarten und der Erhebungsdauer von 
Steuern

Ausdrückliche Nennung aller zulässigen Steuerarten im Grundge-
setz

Eine erwägenswerte Maßnahme zur Begrenzung der Steuerbelas-
tung besteht in der Änderung des Arti kels 106 Grundgesetz (GG). 
Die Absätze 1-3 des Art. 106 GG benennen diejenigen Steuern, 
die Bund und Länder erheben dürfen. Ausgenommen davon sind 
jedoch Verbrauch- und Verkehrsteuern, die bis auf einige weni-
ge explizit benannte Steuerarten lediglich als Steuertyp erwähnt 
sind (siehe Kasten 1). Folglich dürfen Verbrauch- und Verkehr-
steuern ohne eine Verfassungsänderung eingeführt werden.11 

Dass der Gesetzgeber die Steuerbelastung durch die Einführung 
neuer Verbrauch- und Verkehrsteuern erhöht, konnte in der jüngs-
ten Vergangenheit immer wieder beobachtet werden. So wurden 
zum 1. Januar 2011 mit der Luft verkehrsteuer und der Kernbrenn-
stoff steuer gleich zwei neue Steuerarten auf einmal eingeführt. 
Seit 1. Juli 2012 ergänzt die neue Sportwett steuer die bereits vor-
her erhobene Rennwett - und Lott eriesteuer. Zuvor wurden zum 
1. Juli 2004 die – allerdings quanti tati v unbedeutende – Alkopop-
steuer und zum 1. April 1999 die Stromsteuer eingeführt. 

 Die Konkreti sierung von Art. 106 GG durch ausdrückliche Nen-
nung aller erhobenen Verbrauch- und Verkehrsteuern wäre da-
her ein geeignetes Mitt el, um die Einführung neuer Steuern 
zu erschweren und somit die Steuerbelastung zu begrenzen.12 

11 Vgl. KBI (1992), S. 56.
12 So bereits KBI (1992), S. 102ff . Längerfristi g sollte jedoch erwogen werden, die spe-

ziellen Verbrauch- und Verkehrsteuern gänzlich abzuschaff en bzw. in die allgemeine 
Umsatzsteuer zu integrieren (siehe Kapitel II.4.).
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 Genauso wie bereits bei den Gemeinschaft ssteuern prakti ziert, 
bedürft e die Einführung neuer Verbrauch- und Verkehrsteuern
dann nämlich einer Verfassungsänderung, die nur mit einer Zwei-
Dritt el-Mehrheit im Bundestag und Bundesrat beschlossen wer-
den kann. In der Regel reicht somit eine Regierungsmehrheit 
nicht aus; vielmehr sind Sti mmen der Oppositi on notwendig.13 
Hinzu kommt, dass Verfassungsänderungen im Unterschied zu 
einfachgesetz lichen Maßnahmen in der Öff entlichkeit als gravie-
rendere Eingriff e erachtet werden. Verfassungsänderungen ent-
falten somit einen stärkeren Rechtf erti gungsdruck auf die Politi k 
gegenüber dem Bürger. Die explizite Nennung aller Steuerarten 
im Grundgesetz wäre also eine recht hohe Hürde zur Einführung 
neuer Steuerarten und grundsätzlich eine geeignete Vorkehrung 
gegen Belastungsverschärfungen.14

Abgesehen vom Erfordernis, besti mmte Verbrauch- und Verkehr-
steuern abzuschaff en, wären in Art. 106 Abs. 1 als Verbrauchsteu-
ern des Bundes zu nennen: die Energiesteuer, die Tabaksteuer, 
die Branntweinsteuer, die Alkopopsteuer, die Schaumweinsteuer, 
die Zwischenerzeugnissteuer, die Kaff eesteuer, die Stromsteuer 
und die Kernbrennstoff steuer. Als Verkehrsteuer wäre als Bun-
dessteuer zusätzlich zur bereits im Gesetz aufgeführten Kraft fahr-
zeugsteuer die Luft verkehrsteuer zu nennen. Im zweiten Absatz 
des Art. 106 GG sollten die Verkehrsteuern der Länder explizit 
aufgelistet werden Dazu gehören: die Grunderwerbsteuer, die 
Rennwett - und Lott eriesteuer sowie die Feuerschutzsteuer.

13 Die Sti mmenmehrheit der Regierungskoaliti on aus CDU/CSU und SPD von rund 80 
Prozent im Bundestag in der Legislaturperiode 2013-17 ist historisch eher selten. Zu-
dem verfügt die große Koaliti on nicht über eine für Verfassungsänderungen ebenfalls 
erforderliche Zwei-Dritt el-Mehrheit im Bundesrat.

14 Der Vorschlag von qualifi zierten Mehrheiten für Politi kentscheidungen, die das staat-
liche Budget betreff en, geht auf Wicksell (1896) zurück. Siehe auch Folkers (1983), 
S. 38f.
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Kasten 1: Der derzeiti ge Art. 106 Abs. 1-3 GG im Wortlaut

(1)  Der Ertrag der Finanzmonopole und das Aufk ommen der 
folgenden Steuern stehen dem Bund zu: 

1.  die Zölle,
2.  die Verbrauchsteuern, soweit sie nicht nach Absatz 2 den 

Ländern, nach Absatz 3 Bund und Ländern gemeinsam 
oder nach Absatz 6 den Gemeinden zustehen,

3.  die Straßengüterverkehrsteuer, die Kraft fahrzeugsteuer 
und sonsti ge auf motorisierte Verkehrsmitt el bezogene 
Verkehrsteuern,

4.  die Kapitalverkehrsteuern, die Versicherungsteuer und die 
Wechselsteuer,

5.  die einmaligen Vermögensabgaben und die zur Durchfüh-
rung des Lastenausgleichs erhobenen Ausgleichsabgaben,

6.  die Ergänzungsabgabe zur Einkommensteuer und zur Kör-
perschaft steuer,

7.  Abgaben im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft en.

(2)  Das Aufk ommen der folgenden Steuern steht den Ländern 
zu: 

1.  die Vermögensteuer,
2.  die Erbschaft steuer,
3.  die Verkehrsteuern, soweit sie nicht nach Absatz 1 dem 

Bund oder nach Absatz 3 Bund und Ländern gemeinsam 
zustehen,

4.  die Biersteuer,
5.  die Abgabe von Spielbanken.

(3) Das Aufk ommen der Einkommensteuer, der Körperschaft -
steuer und der Umsatzsteuer steht dem Bund und den 
Ländern gemeinsam zu (Gemeinschaft steuern), soweit 
das Aufk ommen der Einkommensteuer nicht nach Absatz 
5 und das Aufk ommen der Umsatzsteuer nicht nach Ab-
satz 5a den Gemeinden zugewiesen wird. Am Aufk ommen
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 der Einkommensteuer und der Körperschaft steuer sind 
der Bund und die Länder je zur Hälft e beteiligt. Die Anteile 
von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer werden durch 
Bundesgesetz, das der Zusti mmung des Bundesrates be-
darf, festgesetzt. Bei der Festsetzung ist von folgenden 
Grundsätzen auszugehen: 

1.  Im Rahmen der laufenden Einnahmen haben der Bund 
und die Länder gleichmäßig Anspruch auf Deckung ihrer 
notwendigen Ausgaben. Dabei ist der Umfang der Ausga-
ben unter Berücksichti gung einer mehrjährigen Finanzpla-
nung zu ermitt eln.

2.  Die Deckungsbedürfnisse des Bundes und der Länder sind 
so aufeinander abzusti mmen, daß ein billiger Ausgleich er-
zielt, eine Überbelastung der Steuerpfl ichti gen vermieden 
und die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im Bundes-
gebiet gewahrt wird.

Zusätzlich werden in die Festsetzung der Anteile von Bund und 
Ländern an der Umsatzsteuer Steuermindereinnahmen einbe-
zogen, die den Ländern ab 1. Januar 1996 aus der Berücksich-
ti gung von Kindern im Einkommensteuerrecht entstehen. Das 
Nähere besti mmt das Bundesgesetz nach Satz 3. 

Streichung nicht mehr erhobener Steuerarten aus dem Grund-
gesetz

Ergänzend dazu sollte Art. 106 GG um nicht mehr erhobene 
Steuer arten bereinigt werden.15 So werden die Straßengüterver-
kehrsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Wechselsteuer sowie einma-
lige Vermögensabgaben und die zur Durchführung des Lasten-
ausgleichs erhobenen Ausgleichsabgaben16 immer noch in der 

15 Vgl. KBI (1992), S. 98ff .
16 Zu diesen abgeschaff ten Steuern siehe BMF (2013), S. 149ff .
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Finanzverfassung genannt, obwohl sie schon seit langem abge-
schaff t worden sind. 

Ebenfalls zu streichen ist die Nennung der Vermögensteuer. Sie 
wird zwar seit dem 1. Januar 1997 nicht mehr erhoben, ihre Reak-
ti vierung ist aber immer wieder Bestandteil steuerpoliti scher De-
batt en. Dabei lässt sich eine Reakti vierung der Vermögensteuer 
nicht überzeugend rechtf erti gen. Eine Vermögensteuer verstößt 
gegen die Steuergerechti gkeit, weil sie dasselbe Einkommen und 
damit dieselbe Leistungsfähigkeit zweimal belastet. Zudem führt 
die Vermögensteuer aufgrund großer Bewertungsschwierigkei-
ten und -willkürlichkeiten zu steuerlichen Ungleichbehandlungen 
und übermäßigen Steuervollzugskosten. Auch drohen durch eine 
zusätzliche Vermögensbesteuerung gesamtwirtschaft liche Nach-
teile. Besonders schwer wiegen jedoch die verfassungsrechtli-
chen Anforderungen an die Vermögensteuer, die ihre Erhebung 
prakti sch unmöglich machen.17 Aus diesen Gründen wäre es ein 
„Zeichen ökonomischer und rechtsstaatlicher Rati onalität“18, die 
Vermögensteuer auch formalrechtlich aus dem Katalog der ver-
fassungsrechtlich zulässigen Steuern gemäß Art. 106 GG zu strei-
chen.19

Ausdrückliche Nennung der Anforderungen an die Ergänzungs-
abgabe im Grundgesetz

Der Bund ist kraft  Grundgesetz befugt, eine Ergänzungsabgabe 
zur Einkommensteuer und zur Körperschaft steuer zu erheben.20 
Diese Möglichkeit zur Einführung einer Ergänzungsabgabe wurde 
1955 ins Grundgesetz aufgenommen. Die Ergänzungsabgabe war 
damals als kurzfristi ges Finanzierungsinstrument konzipiert und 

17 Vgl. ausführlich und m. w. N. DSi (2013d), S. 326ff .
18 Seer (2015), Rz. 63.
19 So bereits KBI (1992), S. 103ff .; KBI (2003), S. 53.
20 Siehe Art. 105 Abs. 2 und Art. 106 Abs. 1 Nr. 6 GG.
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sollte dazu dienen, vorübergehende Bedarfsspitzen im Bundes-
haushalt zu decken.21

Ergänzungsabgaben sind bereits mehrfach erhoben worden. Zwi-
schen 1968 und 1974 gab es eine Ergänzungsabgabe zur Einkom-
mensteuer und zwischen 1968 und 1976 eine Ergänzungsabga-
be zur Körperschaft steuer. Im Jahr 1991 wurde erstmals eine als 
Solidaritätszuschlag bezeichnete Ergänzungsabgabe beschlossen, 
deren Erhebung auf ein Jahr befristet war. Der im Jahr 1993 be-
schlossene Solidaritätszuschlag ist unbefristet und wird seit dem 
Jahr 1995 erhoben.22

Die besonderen Anforderungen an eine Ergänzungsabgabe23 sind 
derzeit nicht ausdrücklich im Grundgesetz enthalten. Dass die 
Abgabe nur kurzfristi g und in außergewöhnlichen Haushaltssitu-
ati onen erhoben werden darf, ist dem Verfassungstext nicht un-
mitt elbar zu entnehmen. Die übermäßig lange Erhebungsdauer 
des Solidaritätszuschlags zeigt, dass die Politi k dies genutzt hat, 
um sich – konträr zur Intenti on des Verfassungsgesetzgebers – Fi-
nanzmitt el für dauerhaft  bestehende Bedarfe zu beschaff en. Die 
allgemein gehaltene Formulierung im Grundgesetz erweist sich 
somit als Einfallstor für eine dauerhaft e Mehrbelastung der Steu-
erzahler. Es ist daher erforderlich, die den Gesetzgeber beschrän-
kenden Anforderungen an eine Ergänzungsabgabe möglichst prä-
zise in den Verfassungstext einzufügen. Darüber hinaus könnte in 
Art. 106 GG festgelegt werden, dass die Erhebung auf höchstens 
vier Jahre zu begrenzen ist. Eine solche Regelung würde sicher-
stellen, dass innerhalb eines angemessenen Zeitraums jeder neu 
gewählte Bundestag überprüft, ob eine weitere Erhebung der 
Ergänzungsabgabe gerechtfertigt ist.24 

21 Vgl. KBI (2008), S. 8f.
22 Vgl. KBI (2008), S. 2; BMF (2013), S. 116f. und S. 151.
23 Siehe ausführlich KBI (2008), S. 6ff .; DSi (2013d), S. 128ff .
24 Siehe bereits DSi (2013d), S. 142.
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 Begrenzung der kommunalen Steuerfi ndung 

Vor allem auf kommunaler Ebene werden konti nuierlich Versuche 
unternommen, neue Steuerarten einzuführen. Gemäß Art. 105 
Abs. 2a GG haben die Bundesländer die Befugnis zur Gesetzge-
bung über die örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern, solan-
ge und soweit diese nicht bundesgesetzlich geregelten Steuern 
gleicharti g sind. In der Regel wird dieses Recht in Kommunal-
abgabengesetzen an die Kommunen delegiert. Davon machten 
zahlreiche Gemeinden in den letzten Jahren Gebrauch, indem sie 
neue Steuerarten einführten, die das Steuerrecht komplizieren 
und zur steigenden Steuerbelastung beitragen.25 Darüber hinaus 
werden wiederkehrend neue kommunale Steuern diskuti ert.26

Die kommunalen Verbrauch- und Aufwandsteuern dienen haupt-
sächlich dem fi skalischen Zweck. Mit ihrer Erhebung wollen die 
Gemeinden zusätzliche Einnahmequellen erschließen und ihre fi -
nanzielle Lage verbessern. Aufgrund ihres geringen Aufk ommens 
sind sie jedoch als sogenannte Bagatellsteuern zu charakterisie-
ren.27 Die Vielzahl der unterschiedlichen Steuern (siehe Kasten 2)
kompliziert das geltende Steuerrecht auf kommunaler Ebene. 
Zudem ist die Erhebung jeder Steuer mit einem speziellen Erhe-
bungsaufwand verbunden, der die Verwaltungsausgaben unnöti g 
erhöht. 

Aus diesen Gründen sollte der Spielraum der Gemeinden, Ba-
gatellsteuern zu erheben, begrenzt werden.28 Auf die Erhebung 
von Bagatellsteuern sollte am besten grundsätzlich verzichtet 

25 Seit 2003 erheben einige Kommunen die Sexsteuer, 2010 kamen die Bett en- bzw. 
Übernachtungsteuer, 2013 die Pferdesteuer und 2014 die Wett bürosteuer als neue 
kommunale Steuerarten hinzu.

26 In jüngster Vergangenheit wurde die Einführung einer Funkmastensteuer, Solarium-
steuer, Windradsteuer, Motorbootsteuer sowie Waff enbesitzsteuer erwogen.

27 Zu Bagatellsteuern siehe ausführlich KBI (1980a). Siehe auch DSi (2013d), S. 311ff .
28 Vgl. DSi (2013d), S. 322f.
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werden.29 Hierbei könnte der Freistaat Bayern als Vorbild dienen, 
der in seinem Kommunalabgabengesetz die Erhebung besti mm-
ter Bagatellsteuern, wie z. B. einer Getränke- und einer Vergnü-
gungsteuer, untersagt hat.30 Zumindest wäre zur Begrenzung der 
kommunalen Steuerfindung eine sogenannte „one-in-one-out“-
Regel zu erwägen. Diese Regel verlangt von einer Kommune, die 
eine neue Steuer einführen will, dass sie dafür eine andere ab-
schaff en muss. 31

Kasten 2:  Kommunale Verbrauch- und Aufwandsteuern 
in Deutschland

Aktuell werden elf verschiedene kommunale Verbrauch- und 
Aufwandsteuern erhoben. Ihr Gesamtaufk ommen betrug im 
Jahr 2014 rund 1,3 Mrd. Euro.31 Dies waren allerdings nur 0,2 
Prozent der Gesamtsteuereinnahmen des Staates und 2,2 Pro-
zent des Aufk ommens aus Gemeindesteuern.

 � Die Hundesteuer knüpft  an den Besitz eines Hundes an und 
wird bereits seit Anfang des 19. Jahrhunderts erhoben. Ihr 
Aufk ommen lag 2014 bei rund 309 Mio. Euro.

 � Die Pferdesteuer wird als Pendant zur Hundesteuer erst seit 
2013 von wenigen Kommunen erhoben. Zu ihrem Aufk om-
men gibt es keine amtlichen Angaben.

 � Die Jagd- und Fischereisteuer knüpft  an die Ausübung des 
Jagd- und des Fischereirechts an und wird seit 1919 erho-
ben. 2014 wurden mit der Steuer rund 10 Mio. Euro einge-
nommen. 

29 Gleichwohl sollte der Gesetzgeber Rahmenbedingungen für eine nachhalti ge Einnah-
men- und Ausgabenstruktur der Gemeinden schaff en. Auf der Einnahmeseite ist die 
Gewerbesteuer durch ein kommunales Hebesatzrecht auf die Einkommen- und Kör-
perschaft steuer und einen erhöhten Anteil an der Umsatzsteuer zu ersetzen (siehe 
KBI 2010 sowie Kapitel II.8). Auf der Ausgabenseite sollten entbehrliche kommunale 
Leistungen konsequent reduziert werden (siehe KBI 2011a, S. 64 ff .).

30 Vgl. Art. 3 Abs. 3 Bayerisches Kommunalabgabengesetz.
31 Vgl. Stati sti sches Bundesamt (2015a), S. 26f.
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 � Die Schankerlaubnissteuer knüpft  an die Erlaubnis zum 
Betrieb einer Gastwirtschaft  oder eines Kleinhandels mit 
Branntwein an. Sie wird seit 1906, mitt lerweile aber nur 
noch in Rheinland-Pfalz, erhoben. Ihr Aufk ommen lag 2014 
bei 300.000 Euro. 

 � Die Übernachtungsteuer (auch Bett ensteuer, City-Tax, Be-
herbergungs- oder Kulturförderabgabe genannt) wird seit 
2010 auf privat veranlasste Übernachtungen in einem Be-
herbergungsbetrieb erhoben. Das Steueraufk ommen betrug 
2014 rund 53 Mio. Euro.

 � Die Zweitwohnungsteuer wird seit 1972 auf die Nutzung ei-
ner Zweitwohnung oder eines Wohnwagens erhoben. Ihr 
Aufk ommen betrug 2014 rund 119 Mio. Euro.

 � Unter der Bezeichnung Vergnügungsteuer werden schließ-
lich mehrere Steuerarten zusammengefasst: Die Kinosteuer 
wurde 1920 eingeführt; Steuergegenstand sind Filmveran-
staltungen und -vorführungen. Die Tanzsteuer auf musika-
lische Veranstaltungen gewerblicher Art wurde ebenfalls 
1920 eingeführt. Die Spielautomatensteuer, die die Aufstel-
lung eines Spielautomaten als Steuergegenstand hat, gibt es 
seit 1955. Erst seit 2003 wird die Sexsteuer erhoben; Steu-
ergegenstand sind sexuelle Vergnügungen und Handlun-
gen gegen Entgelt sowie Sex- und Eroti kmessen. Schließlich 
wird seit 2014 die Wett bürosteuer erhoben; Steuergegen-
stand ist das Vermitt eln oder Veranstalten von Pferde- und 
Sportwett en in Einrichtungen, die neben der Annahme von 
Wett scheinen auch das Mitverfolgen von Wett ergebnissen 
ermöglichen. Das gesamte Aufk ommen aus diesen Steuern 
lag 2014 bei rund 784 Mio. Euro.
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Steuergesetze mit Verfallsdatum / Berichtspfl icht

Steuern werden zu besti mmten Zwecken bzw. zum Erreichen be-
sti mmter Politi kziele eingeführt. Ob das Ziel jemals erreicht wur-
de und die Steuer daher ihre ursprüngliche Rechtf erti gung verlo-
ren hat und wieder abgeschaff t werden kann, wird jedoch in der 
Regel nicht überprüft . Die Steuern werden auch dann sti llschwei-
gend weiter geduldet und erhoben, wenn der Einführungszweck 
teilweise oder sogar vollständig erfüllt worden ist. 

Dafür gibt es im deutschen Steuerrecht einige Beispiele. So wur-
de die Schaumweinsteuer 1902 erstmals eingeführt, danach kurz-
zeiti g abgeschaff t und 1939 als Kriegszuschlag wiedereingeführt. 
Seitdem wurde sie jedoch nie ernsthaft  in Frage gestellt und ist 
daher zu einem festen Bestandteil des deutschen Steuerrechts 
geworden, obwohl sie entbehrlich ist.32 Auch der Solidaritäts-
zuschlag sollte als Ergänzungsabgabe zur Einkommen- und Kör-
perschaft steuer nur vorübergehend zur Finanzierung der Belas-
tungsspitzen infolge der deutschen Wiedervereinigung erhoben 
werden. Doch mitt lerweile wird er schon im 21. Jahr erhoben, 
obwohl die Gründe, die zu seiner Einführung führten, so nicht 
mehr vorliegen. In der politi schen Diskussion werden immer wie-
der neue Ideen aufgeworfen, den Solidaritätszuschlag für andere 
Zwecke umzuwidmen. Ein schritt weiser Abbau wird von der Bun-
desregierung indes erst nach 2019 in Erwägung gezogen. Da aber 
mitt lerweile eine hinreichende Rechtf erti gung für seine Weiter-
erhebung fehlt, sollte der Solidaritätszuschlag bereits vor 2019 
abgebaut werden.33

Noch nicht so lange wie die beiden eben genannten Steuern exis-
ti ert die Luft verkehrsteuer. Sie wurde zum 1. Januar 2011 ein-
geführt und sollte dem damals prognosti zierten Rückgang der 

32 Vgl. DSi (2013d), S. 315ff .
33 Vgl. ebd. S. 128ff .; Lemmer/Holznagel (2013).
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Steuereinnahmen des Bundes entgegenwirken. Tatsächlich fi elen 
die Steuereinnahmen des Bundes in den Jahren 2011-14 jeweils 
um 25-30 Mrd. Euro deutlich höher aus als prognosti ziert. Der 
Luft verkehrsteuer hätt e es also gar nicht bedurft . Hinzu kommt, 
dass sie mit einigen Nachteilen behaft et ist.34 Dennoch wird sie 
weiterhin erhoben. 

Um eine Dauerbelastung durch ungerechtf erti gte Steuerarten zu 
verhindern, könnten Steuergesetze grundsätzlich befristet wer-
den.35 Bei der Einführung der Kernbrennstoff steuer wurde dies 
bereits prakti ziert, indem die Steuererhebung bis zum 31.12.2016 
befristet wurde. Gegebenenfalls könnten Befristungen mit einer 
Evaluati onspfl icht der jeweiligen Vorschrift en verbunden wer-
den.36 Das Parlament wäre somit verpfl ichtet, in regelmäßigen 
Abständen (z. B. einmal pro Legislaturperiode) über die Weiter-
erhebung bestehender Steuern zu debatti  eren. Eine off ene par-
lamentarische Auseinandersetzung würde die Politi k dazu zwin-
gen, die Erhebung von Steuern immer wieder zu überprüfen und 
gegenüber den Bürgern zu rechtf erti gen. Eine solche Befristung 
muss nicht nur für neue Steuern bzw. Steuergesetze gelten, son-
dern kann auch grundsätzlich auf alle bestehenden Steuern aus-
geweitet werden. 

Alternati v sollte die Bundesregierung zumindest zu einer regel-
mäßigen Berichterstatt ung über die durch Bundesgesetze von 
Bund und Ländern bereits erhobenen Steuern verpfl ichtet wer-
den. Eine solche Berichtspfl icht könnte sich an den Steuerpro-
gressions-, Existenzminimum- oder Subventi onsbericht anleh-

34 Vgl. DSi (2013a).
35 Eine Befristung von Gesetzen wird in der Literatur unter dem Begriff  „Sunset Legis-

lati on“ diskuti ert. Für die Befristung von Bundesgesetzen, jedoch ohne explizit die 
Steuergesetze zu nennen, gibt es bereits einige Vorschläge (siehe Jantz/Veit, 2010).

36 Für Bundesgesetze existi ert bereits eine Vorgabe, eine Befristung zu prüfen (siehe 
§ 46 Abs. 1 Nr. 6 Gemeinsame Geschäft sordnung der Bundesministerien). Der Nati o-
nale Normenkontrollrat darf zudem seit 2011 prüfen, ob der Gesetzgeber Erwägun-
gen zur Befristungen und Evaluati on von neuen Gesetzen korrekt durchgeführt hat 
(siehe § 4 Abs. 2 Nr. 3 Gesetz zur Einsetzung eines Nati onalen Normenkontrollrates).
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nen. Auch dies würde einen Rechtf erti gungsdruck gegenüber den 
Steuerzahlern nach sich ziehen. 

2. Indexierung des Einkommensteuertarifs37

Der in Deutschland prakti zierte progressive Einkommensteuer-
tarif führt für den einzelnen Steuerzahler dazu, dass seine Steuer-
schuld bei steigendem Einkommen automati sch prozentual stär-
ker zunimmt als das Einkommen selbst. Dadurch wird ein immer 
größerer Teil des Einkommens durch die Steuer aufgezehrt; die 
Steuerlastquote steigt also an. Das ist fi nanzpoliti sch gewollt, fi -
nanzwissenschaft lich aber nicht zwingend. Besonders problema-
ti sch wird es, wenn der Durchschnitt ssteuersatz des Einzelnen 
schon dann steigt, wenn sein Einkommenszuwachs nur die Infl a-
ti on ausgleicht oder sogar unter der Preissteigerungsrate liegt, 
sodass das neue Einkommen sich real nicht erhöht oder sogar 
sinkt.38 Der skizzierte Eff ekt steigender Durchschnitt ssteuersätze 
wird als „kalte Progression“ bzw. „heimliche Steuererhöhung“ be-
zeichnet. 

Die infl ati onsbedingten heimlichen Steuererhöhungen entstehen 
also dann, wenn die Steuerlast bei einem erhöhten Nominalein-
kommen, aber gleich gebliebenen oder sogar geringeren Realein-
kommen steigt. Angenommen, die Einkommen der Bürger stei-
gen in Höhe der Infl ati onsrate. Dann verfügen sie zwar über ein 
höheres Nominaleinkommen; real bleibt ihr Einkommen jedoch 
gleich. Weil das Einkommensteuerrecht sich aber nicht am Real-, 
sondern am Nominaleinkommen orienti ert, steigt aufgrund der 
Tarifprogression die prozentuale Steuerlast der Bürger. Die kalte 
Progression führt zum einen dazu, dass der Ansti eg der Nett oein-

37 Die Ausführungen in diesem Kapital sind eine verkürzte und aktualisierte Fassung der 
Inhalte aus DSi (2014a).

38 Liegt der Einkommenszuwachs über der Infl ati onsrate, aber nicht höher als der durch-
schnitt liche nominale Einkommenszuwachs aller Einkommensteuerzahler, tritt  zudem 
das Problem der kalten Progression im weiteren Sinne auf (siehe Kasten 3).
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kommen nach Steuern hinter dem Ansti eg der Brutt oeinkommen 
zurückbleibt. Zum anderen führt sie zu einer absoluten Reduk ti on 
der realen Nett oeinkommen. Folglich können die Steuerzahler 
weniger Güter und Dienstleistungen konsumieren; ihr Wohlstand 
sinkt. 39

Kasten 3:  Kalte Progression im weiteren Sinn bzw. realbeding-
te heimliche Steuererhöhungen

Streng genommen ist zwischen kalter Progression im engeren 
und im weiteren Sinne zu unterscheiden.39 Die kalte Progres-
sion im engeren Sinne meint die soeben erläuterten infl ati ons-
bedingten heimlichen Steuererhöhungen. Die kalte Progres sion 
im weiteren Sinne bzw. die realbedingten heimlichen Steuer-
erhöhungen gehen darüber hinaus. Maßstab ist hierfür nicht 
das Verbraucherpreiswachstum, sondern der durchschnitt liche 
nominale Einkommenszuwachs der Steuerzahler.

Grundsätzlich drückt jede Tariff ormel aus, welche Tarifb elas-
tung für das gesamte Einkommensspektrum als angemessen 
betrachtet wird. Wenn nun in einer Volkswirtschaft  der Ein-
kommenszuwachs aller Steuerzahler als identi sch unterstellt 
wird, bleibt die Positi on jedes Einzelnen innerhalb des Ein-
kommensspektrums unverändert. Trotz des Einkommensan-
sti egs ist dann niemand im Vergleich zu anderen Steuerzahlern 
leistungsfähiger geworden. Dennoch muss beim geltenden 
Einkommensteuertarif jeder – falls der Gesetzgeber nicht re-
gelmäßig tarifk orrigierend eingreift  – einen höheren Durch-
schnitt ssteuersatz auf sein gesti egenes Nominaleinkommen 
entrichten. Durchschnitt lich und sogar unterproporti onal stei-
gende Einkommen werden dann mit höheren (Durchschnitt s-)
Steuersätzen belegt.

39 Siehe auch Neumark (1970), S. 181ff ; KBI (1971), S. 135ff .
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Sachgerecht wäre es jedoch, wenn lediglich für überpropor-
ti onale Zuwächse des Einkommens höhere Durchschnitt ssteu-
ersätze gelten würden, also für jene Steuerzahler, die aufgrund 
überdurchschnitt lich gesti egener Leistungsfähigkeit innerhalb 
des Einkommensspektrums der Volkswirtschaft  aufsteigen. Um 
dies sicherzustellen, um also realbedingte heimliche Steuerer-
höhungen auszuschalten, müsste die Tariff ormel regelmäßig 
mit dem durchschnitt lichen nominalen Einkommenszuwachs 
einer Volkswirtschaft  indexiert werden.40

Ausmaß der kalten Progression40

Bei unverändertem Einkommensteuertarif und anhaltender Geld-
entwertung wird das Ausmaß der kalten Progression Jahr für Jahr 
größer. Der Einkommensteuertarif wurde indes letztmalig im Jahr 
2010 durchgehend reformiert. Seither hat es in den Jahren 2013 
bis 2015 jeweils lediglich Erhöhungen des Grundfreibetrags ge-
geben. Diese haben zwar die Belastung durch die kalte Progres-
sion begrenzt, jedoch nicht vollständig abgebaut. Zudem folgten 
sie anderen Notwendigkeiten, nämlich der Sicherstellung eines 
steuerfreien Existenzminimums. Daher sind seit 2010 Belastun-
gen der Steuerzahler durch die kalte Progression entstanden, die 
zum größten Teil noch nicht ausgeglichen worden sind. Deshalb 
sollte das Jahr 2010 als Basisjahr für eine Reform zum Abbau der 
kalten Progression gewählt werden. Unter Berücksichti gung der 
zwischenzeitlichen Erhöhungen des Grundfreibetrags sowie der 
Entwicklung der Verbraucherpreise betrug im Zeitraum 2011 bis 
2015 die Zusatzbelastung durch die kalte Progression bei der Ein-
kommensteuer und dem Solidaritätszuschlag schätzungsweise 
insgesamt rund 31 Mrd. Euro. Angesichts dieses Reformdrucks 

40 Vgl. ausführlich DSi (2013d), S. 56ff . Die nachfolgenden Ausführungen beschränken 
sich jedoch auf den ersten Reformschritt , den Abbau der kalten Progression im enge-
ren Sinne bzw. der infl ati onsbedingten heimlichen Steuererhöhungen.
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war es höchste Zeit, dass Mitt e 2015 endlich ein Gesetz verab-
schiedet wurde, das die kalte Progression ab 2016 dämpft . Diese 
Einkommensteuerreform 2016 berücksichti gt zwar die Infl ati on 
der Jahre 2014 und 2015, nicht jedoch die in den Jahren 2011 bis 
2013 aufgelaufende Geldentwertung.

Wie werden nun einzelne Steuerzahler derzeit durch die kalte 
Progression belastet? Die folgende Beispielrechnung zeigt exem-
plarisch, wie sich die Belastung durch die kalte Progression für 
den einzelnen Steuerzahler auswirkt (siehe Tabelle 1). Der Steu-
erzahler in unserem Beispiel hatt e im Jahr 2010 ein zu versteuern-
des Einkommen (zvE) in Höhe von 30.000 Euro. Sein Einkommen 
nach Steuern betrug 24.375 Euro. Bis 2015 sti eg sein zvE lediglich 
in Höhe der Verbraucherpreisentwicklung, also insgesamt um sie-
ben Prozent auf 32.093 Euro. Sein Einkommen nach Steuern sti eg 
allerdings nur um 6,2 Prozent auf 25.887 Euro. Damit blieb sein 
Einkommenszuwachs nach Steuern hinter der Verbraucherpreis-
entwicklung zurück. Sein reales Einkommen nach Steuern sank 
um 0,7 Prozent. Ursächlich dafür ist die höhere Einkommensteu-
erbelastung bzw. sein persönlicher Durchschnitt ssteuersatz, der 
sich von 18,75 Prozent (2010) auf 19,34 Prozent (2015) erhöhte. 
Aufgrund der kalten Progression erleidet der Steuerzahler einen 
nominalen Einkommensverlust von 189 Euro.41 Inklusive des Soli-
daritätszuschlags beträgt der Verlust sogar 199 Euro. Im Übrigen 
wäre er noch viel größer ausgefallen, wenn nicht aufgrund verfas-
sungsrechtlicher Vorgaben der steuerliche Grundfreibetrag von 
8.004 Euro (2010) auf 8.472 Euro (2015) gesti egen wäre.

41 Zur Belastung einzelner Steuerzahler mit unterschiedlichen Einkommen durch die kal-
te Progression seit 1958 siehe Boss/Müller/Schrinner (2013).
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Tabelle 1:  Beispiel für die Belastung eines Steuerzahlers durch die kalte 
Progression seit 2010 (Single, ohne Kinder)

2010 2015
(indexier-
ter Tarif)

2015 
(tatsäch-

licher 
Tarif)

zu versteuerndes Jahreseinkommen (zvE) 30.000 € 32.093 €

Veränderung des zvE in Höhe der Ver-
braucherpreisentwicklung ggü. 2010 + 7,0 %

reales zvE (in Preisen von 2010) 30.000 € 30.000 €

persönlicher Steuersatz (Durchschnitt s-
steuersatz) nach jeweils geltendem Tarif 18,75 % 18,75 % 19,34 %

Einkommensteuer 5.625 € 6.017 € 6.206 €

Veränderung der Steuerlast ggü. 2010 + 7,0 % + 10,3 %

zvE abzgl. Steuern 24.375 € 26.075 € 25.887 €

Ansti eg des nominalen zvE abzgl. Steuern 
ggü. 2010 + 7,0 % + 6,2 %

reales zvE abzgl. Steuern 24.375 € 24.375 € 24.199 €

Rückgang des realen zvE abzgl. Steuern 
ggü. 2010 0 % - 0,7 %

Belastung durch kalte Progression 
nominal 0 €  189 €

Eigene Berechnung; gerundet.

Wesentliche Nachteile der kalten Progression

Die Belastung der Steuerzahler durch die kalte Progression ver-
stößt gegen das Leistungsfähigkeitsprinzip und damit gegen den 
Grundsatz der Steuergerechti gkeit. Das Leistungsfähigkeitsprin-
zip besagt, dass die einzelnen Steuerzahler nach ihrer wirtschaft -
lichen Leistungsfähigkeit zur Zahlung von Steuern herangezogen 
werden sollen. Als Hauptbesti mmungsgröße der wirtschaft lichen 
Leistungsfähigkeit gilt das Einkommen bzw. als konkreter Maß-
stab das verfügbare Einkommen.42 Wenn nun das Einkommen 

42 Vgl. DSi (2013d), S. 9f.
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der Bürger trotz nominaler Erhöhung real nicht steigt oder sogar 
sinkt, also die Kaufk raft  des Einkommens gleich geblieben oder 
sogar gesunken ist, kann nicht von einer gesti egenen wirtschaft li-
chen Leistungsfähigkeit ausgegangen werden. Dennoch wird den 
Bürgern im geltenden Einkommensteuerrecht eine höhere Leis-
tungsfähigkeit unterstellt und ihnen eine höhere Steuerbelastung 
auferlegt. Da das Leistungsfähigkeitsprinzip aber „ein Real- und 
kein Nominalwertprinzip“43 ist, verstößt die kalte Progression of-
fensichtlich gegen das Leistungsfähigkeitsprinzip und steht somit 
nicht mit einer gerechten Besteuerung im Einklang.44

Infolge der kalten Progression erzielt der Staat also ungerecht-
ferti gte übermäßige Steuermehreinnahmen. Steuermehrein-
nahmen wecken jedoch politi sche Begehrlichkeiten. Wie die Er-
fahrungen mit der Finanzpoliti k in Deutschland zeigen, werden 
Steuermehreinnahmen in der Regel für Mehrausgaben verwen-
det.45 Ebenfalls erhöht sich auf diese Weise – bei sonst gleich 
bleibenden Bedingungen – der Staatsanteil am Volkseinkommen, 
was negati ve Folgen für die Privatwirtschaft  haben kann.46 Die 
Belastung der Steuerzahler wird noch verschärft , wenn andere 
Steuerarten an der Einkommensteuerschuld als Bemessungs-
grundlage anknüpfen. Dies ist im geltenden Steuerrecht beim 
Solidaritätszuschlag der Fall, für den die Einkommensteuerschuld 
des Steuerzahlers die Bemessungsgrundlage bildet. Somit wer-
den die Mängel der Einkommensteuer durch den Solidaritätszu-
schlag noch verstärkt.47 Die kalte Progression führt also nicht nur 
zu einer ungerechtf erti gten Belastung der Steuerzahler mit der 
Einkommensteuer, sondern auch zu einer überhöhten Belastung 
mit dem Solidaritätszuschlag.48

43 Hey (2015a), Rz. 65.
44 Vgl. Neumark (1970), S. 184; KBI (2002b), S. 18.
45 Siehe ausführlich KBI (2012). Vgl. bereits Neumark (1970), S. 182.
46 Vgl. DSi (2013d), S. 76f.
47 Siehe ebd., S. 134.
48 Vgl. mit Beispielrechnung DSi (2014a), S. 21f.
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Darüber hinaus ist die kalte Progression verteilungspoliti sch 
höchst problemati sch, weil sie zu einer überproporti onalen Belas-
tung kleiner und mitt lerer Einkommen führt.49 Zudem entstehen 
die Steuererhöhungen infolge der kalten Progression ohne einen 
parlamentarischen Beschluss quasi heimlich. Dies widerspricht 
den Regelungen zur Entscheidungsfi ndung über Steuererhöhun-
gen in einer parlamentarischen Demokrati e.50

Regelgebundener Abbau der kalten Progression internati onal 
weit verbreitet

Anders als in Deutschland existi eren im Ausland häufi g verbind-
liche Regelungen zum Abbau der kalten Progression. Eine OECD-
Studie aus dem Jahr 2008 kommt zu dem Ergebnis, dass 18 von da-
mals 30 OECD-Staaten den Einkommensteuertarif regelmäßig an 
die Preisentwicklung anpassen.51 Bei genauerer Betrachtung der 
aktuellen Regelungen zeigt sich, dass zahlreiche Staaten den Ein-
kommensteuertarif und wichti ge einkommensteuer liche Abzugs-
beträge jedes Jahr anpassen.52 Die Anpassung erfolgt dabei entwe-
der an die allgemeine Preisentwicklung oder – wie in Schweden, 
Dänemark und Norwegen – an die durchschnitt liche Lohnentwick-
lung. Des Weiteren ist in einigen Staaten eine gesetzliche Indexie-
rung vorgesehen, sodass die Anpassung des Einkommensteuerta-
rifs automati sch erfolgt und nur durch einen Parlamentsbeschluss 
unterbunden werden kann. Solche gesetzlichen Regelungen gibt 
es beispielsweise in der Schweiz, den USA, Kanada, Schweden, 
Großbritannien, Belgien, den Niederlanden und Dänemark. In der 
Schweiz ist der Grad der Regelbindung besonders hoch. Hier hat 
der Abbau der kalten Progression sogar Verfassungsrang. Insge-
samt zeigt der Blick ins Ausland, dass eine Indexierung des Ein-
kommensteuertarifs internati onal weit verbreitet ist. 

49 Vgl. mit Beispielrechnung und mit weiteren Nachweisen ebd., S. 20.
50 Vgl. ebd., S. 20f.
51 Vgl. OECD (2008), S. 56. 
52 Vgl. Lemmer (2014), S. 872ff .; DSi (2014a), S. 35ff .
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„Tarif auf Rädern“

Aufgrund der schwerwiegenden Nachteile ist es dringend gebo-
ten, die kalte Progression durch eine gesetzliche Regelung dau-
erhaft  zu beseiti gen. Wie dies im Einzelnen erfolgen sollte, zeigt 
der „Entwurf für ein Gesetz zum dauerhaft en Abbau der kalten 
Progression“, den das DSi erarbeitet und erstmals im August 2014 
vorgelegt hat.53 

Der Gesetzgeber hat zwar mitt lerweile beschlossen, die in den 
Jahren 2014 und 2015 entstandenen Mehrbelastungen durch die 
kalte Progression abzubauen, indem zum 1. Januar 2016 die Tarif-
eckwerte angepasst werden, jedoch reicht dies nicht aus. Denn 
infl ati onsbedingte heimliche Steuererhöhungen sind seit der letz-
ten durchgreifenden Tarifreform 2010 jedes Jahr aufgelaufen. Sie 
sollten vollständig ausgeglichen werden, indem die Tarifeckwerte 
für 2016 gemäß der Verbraucherpreisentwicklung seit 2010 an-
gehoben werden.

Um die Belastung durch die kalte Progression dauerhaft  zu ver-
hindern, sollte der Gesetzgeber zur regelmäßigen Anpassung der 
Tarifeckwerte an die allgemeine Verbraucherpreisentwicklung 
(„Tarif auf Rädern“) verpfl ichtet werden. Die Verpfl ichtung der 
Bundesregierung, alle zwei Jahre einen Bericht über die kalte Pro-
gression (Steuerprogressionsbericht) vorzulegen und auf Basis 
dessen eine Tarifänderung parlamentarisch zu prüfen,54 ist zwar 
sinnvoll und zweifelsohne ein Schritt  in die richti ge Richtung, je-
doch reicht auch dies nicht aus. Statt dessen sollten die Tarifeck-
werte jedes Jahr gemäß der in der Herbstprojekti on der Bundes-

53 Siehe Anhang für eine aktualisierte Fassung.
54 Der 17. Deutsche Bundestag hat in seiner 172. Sitzung am 29. März 2012 die folgen-

de Entschließung angenommen: „Die Bundesregierung wird beauft ragt, beginnend 
mit der 18. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages, alle zwei Jahre jeweils zu-
sammen mit dem Existenzminimumbericht einen Bericht über die Wirkung der kalten 
Progression im Verlauf des Einkommensteuertarifs (Steuerprogressionsbericht) vor-
zulegen. Die Entscheidung über Änderungen im Tarifverlauf obliegt dem Deutschen 
Bundestag.“ Vgl. Deutscher Bundestag (2012), S. 20277; Bundesregierung (2015b).
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regierung veröff entlichten Infl ati onsprognose angepasst werden. 
Abweichungen von der Prognose sollten bei der turnusgemäßen 
Tarifanpassung im Folgejahr ausgeglichen werden.55 

Die Umsetzung der empfohlenen Gesetzesänderungen würde die 
kalte Progression dauerhaft  aus dem Einkommensteuerrecht eli-
minieren und so die Steuerzahler vor infl ati onsbedingten heim-
lichen Steuererhöhungen schützen. Die Steuerbelastung könnte 
auf diese Weise wirksam begrenzt werden.

Um nicht nur infl ati ons-, sondern auch realbedingte heimliche 
Steuererhöhungen dauerhaft  zu vermeiden, müssten die Eckwer-
te des Einkommensteuertarifs langfristi g sogar an die allgemeine 
nominale Einkommensentwicklung gekoppelt werden („Tarif auf 
Rädern“).56 Eine solche Regelbindung sollte gesetzlich verankert 
werden. Als Vorbild könnte der geltende Mechanismus zur An-
passung der Beitragsbemessungsgrenzen in der Sozialversiche-
rung dienen (siehe Kasten 4).

Kasten 4:  „Tarif auf Rädern“ – in der Sozialversicherung be-
reits bekannt

In der gesetzlichen Sozialversicherung existi ert bereits ein „Ta-
rif auf Rädern“. Hier werden die einkommensbezogenen Sozial-
versicherungsbeiträge nur bis zu einer besti mmten Beitragsbe-
messungsgrenze erhoben. Beitragspfl ichti g ist somit nicht das 
gesamte Arbeitseinkommen des Versicherten, sondern der bis 
zur jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze reichende Teil des 
Einkommens.

Ohne eine regelmäßige Anpassung der Beitragsbemessungs-
grenzen würden die Einkommen der Versicherten aufgrund 
der allgemeinen Einkommensentwicklung schritt weise aus der

55 Siehe ausführlich Anhang.
56 Vgl. bereits KBI (2002b). Vgl. auch Boss/Boss/Boss (2008).
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Beitragspfl icht „herauswachsen“. Dies würde zum einen Finan-
zierungslücken bei den Sozialversicherungen verursachen, die 
nur durch Beitragssatzerhöhungen vermieden werden könn-
ten. Zum anderen würde der Wert wichti ger Sozialversiche-
rungsleistungen, deren Höhe einkommensabhängig ist (Rente, 
Arbeitslosengeld, Krankengeld), schritt weise reduziert. 

Folglich ist gesetzlich eine Regelung verankert, die den Gesetz-
geber jedes Jahr zur Anpassung der Beitragsbemessungsgren-
zen an die allgemeine Lohn- und Gehaltsentwicklung verpfl ich-
tet.57 Diese Anpassung erfolgt auf dem Verordnungswege.58

3. Begrenzung der einkommensteuerlichen Bemessungsgrund -
lage 5758

Zur Reduzierung der Steuerbelastung können auch die Steuerbe-
messungsgrundlagen, insbesondere die Bemessungsgrundlage 
der Einkommensteuer, verringert werden.59 Eine solche Einschrän-
kung der Bemessungsgrundlage darf jedoch nicht willkürlich, son-
dern muss unter Berücksichti gung der Besteuerungsgrundsätze 
erfolgen. Eine sachgerechte Begrenzung der einkommensteuer-
lichen Bemessungsgrundlage kann insbesondere durch eine kon-
sequente Umsetzung des Nett oprinzips verwirklicht werden. 

Eine gerechte Besteuerung erfordert eine Bemessungsgrund-
lage, die den Anforderungen des Leistungsfähigkeitsprinzips ent-
spricht. Der konkrete Maßstab für eine Besteuerung nach der 
Leistungsfähigkeit ist dasjenige Einkommen des Steuerzahlers, 
das ihm zur eigenen und freien Verfügung steht. Deshalb sind alle 
zwangsläufi gen Ausgaben, die das verfügbare Einkommen min-
dern, von der Besteuerung freizustellen, weil sie eben als nicht-

57 Siehe § 159 SGB VI und § 6 Abs. 6 und 7 SGB V.
58 Siehe zuletzt Bundesregierung (2014).
59 Vgl. Folkers (1983), S. 53ff .
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disponible Einkommensbestandteile keine steuerliche Leistungs-
fähigkeit begründen. Dieser Grundsatz wird auch als Nett oprinzip 
bezeichnet und ist sowohl in der Steuerrechtswissenschaft  als 
auch in der Rechtsprechung allgemein anerkannt.60 Dem objek-
ti ven Nett oprinzip zufolge sind zwangsläufi ge Aufwendungen zur 
Einkommenserzielung nicht für die Steuerzahlung disponibel und 
müssen daher die Bemessungsgrundlage vermindern. Aus dem 
subjekti ven Nett oprinzip folgt, dass auch unvermeidbare Aufwen-
dungen für die eigene Existenzsicherung und den Unterhalt der 
Familienangehörigen von der Besteuerung freizustellen sind.61 

Bisher beachtet der Gesetzgeber das Nett oprinzip nicht hinrei-
chend. Das zeigt sich bei besti mmte Aufwendungen, die gemäß 
dem Nett oprinzip das zu versteuernde Einkommen eigentlich 
mindern müssten. Im Folgenden werden einige solcher Aufwen-
dungen dargestellt. Sie sollten künft ig das zu versteuernde Ein-
kommen nicht mehr erhöhen, sondern abzugsfähig sein. Dies 
würde zum einen zu einer gerechteren Besteuerung und zum an-
deren zu einer niedrigeren Steuerbelastung beitragen.

Indexierung von Freibeträgen und Pauschalen

Eine Reform des Einkommensteuerrechts sollte sich nicht nur am 
Grundsatz der Steuergerechti gkeit, sondern auch am Grundsatz 
der Steuereinfachheit orienti eren. Zur Vereinfachung der Steu-
ererhebung können angemessene Pauschalierungs- und Freibe-
tragsregelungen für abzugsfähige Aufwendungen gemäß dem 
Nett oprinzip beitragen. Diese machen Einzelnachweise entbehr-
lich und entlasten so Steuerzahler und Finanzverwaltung. 

Im geltenden Einkommensteuerrecht sind zahlreiche Abzugsbe-
träge als Nominalbeträge fi xiert. Bleiben sie unverändert, werden 

60 Vgl. Tipke (2003), S. 762ff . und Hey (2015b), Rz. 54f.
61 Vgl. Hey (2015b), Rz. 70ff .
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sie bei einem Preisniveauansti eg real entwertet. Genauso wie 
das Problem der kalten Progression im Einkommensteuertarif, 
verstößt auch diese reale Entwertung gegen den Grundsatz der 
Steuergerechti gkeit, weil dann zunehmend Einkommensteile be-
steuert werden, die keine Leistungsfähigkeit verkörpern. Entspre-
chend der Anpassung der Tarifeckwerte an die Verbraucherpreis-
entwicklung sollten daher auch die zur Wahrung des Nett oprin-
zips erforderlichen Abzugsbeträge indexiert werden.62

Eine regelmäßige Anpassung fi ndet derzeit nur beim Kinderfrei-
betrag statt . Er wird regelmäßig auf Grundlage des Existenzmini-
mumberichts der Bundesregierung angepasst.63 Andere Abzugs-
beträge sind dagegen im Zeitverlauf teilweise deutlich entwertet 
worden. Beispielsweise wurde der Werbungskostenabzugsbetrag 
bei sonsti gen Einkünft en seit 1954 und der Behindertenpausch-
betrag seit 1975 nicht mehr angepasst. Selbst der für die Masse 
der abhängig Beschäft igten relevante Arbeitnehmerpauschbe-
trag wurde seit 2011 nicht mehr erhöht (siehe Tabelle 2).64

Um die einkommensteuerlichen Folgen der Geldentwertung voll-
ständig zu eliminieren, bedarf es also auch einer regelmäßigen 
Anpassung von Abzugsbeträgen, die für eine zutreff ende Ermitt -
lung der Bemessungsgrundlage erforderlich sind. Der Gesetzge-
ber sollte zumindest zu einer regelmäßigen Prüfung aller einkom-
mensteuerrechtlichen Abzugsbeträge verpfl ichtet werden.

62 Siehe bereits DSi (2014a), S. 51f; Broer (2012); Djanami/Grossmann (2015). Eine sol-
che Indexierung ist allerdings nur dann gerechtf erti gt, wenn der Abzugsbetrag nicht 
höher als erforderlich bemessen ist. 

63 Siehe zuletzt Bundesregierung (2015a).
64 Siehe auch BdSt (2014), S. 6ff .
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Tabelle 2:  Vergleich der aktuellen und infl ati onsangepassten Werte für aus-
gewählte Abzugsbeträge im Einkommensteuerrecht65 

Abzugsbetrag im EStG aktueller Wert letzte 
Anpassung

infl ati onsberei-
nigter Wert

Häusliches Arbeitszimmer
(§ 4 Abs. 5 Nr. 6 Buchst. b) 1.250 Euro/Jahr 1996 1.657 Euro/Jahr

Geringwerti ge 
Wirtschaft sgüter 
(§ 6 Abs. 2 und Abs. 2a)

410 Euro je WG 1965 1.589 Euro/Jahr

Sachbezugsgrenze
(§ 8 Abs. 2 S. 11) 44 Euro/Monat 2004 52 Euro/Monat

Entf ernungspauschale
(§ 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 4) 0,30 Euro/km 2004 0,36 Euro/km

Arbeitnehmer-Pauschbetrag 
(§ 9a S. 1 Nr. 1 Buchst. a) 1.000 Euro/Jahr 2011 1.067 Euro/Jahr

Werbungskostenpausch-
betrag bei sonsti gen 
Einkünft en, z. B. Renten 
(§ 9a S. 1 Nr. 3)

102 Euro/Jahr 1955 477 Euro/Jahr

Sonderausgabenpausch-
betrag (§ 10c) 36 Euro/Jahr 2002 44 Euro/Jahr

Sparer-Pauschbetrag 
(§ 20 Abs. 9) 801 Euro/Jahr 2009 866 Euro/Jahr

Ausbildungsfreibetrag für ein 
auswärti g untergebrachtes 
volljähriges Kind
(§ 33a Abs. 2)

924 Euro/Jahr 2004 1.099 Euro/Jahr

Behindertenpauschbetrag 
(§ 33b Abs. 3)

310 Euro – 
3.700 Euro/Jahr 1975 813 – 

9.705 Euro/Jahr 

Eigene Berechnungen mit Infl ati onsraten bis einschließlich 2015.

65 Die Ermitt lung der infl ati onsbereinigten Werte erfolgt anhand des Verbraucherpreis-
indexes (VPI). Für Zeiträume, die der VPI nicht abdeckt, wird ersatzweise der Preisin-
dex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte herangezogen.
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Beiträge zur Arbeitslosenversicherung

 Unter den sogenannten Sonderausgaben kommt den Vorsor-
geaufwendungen66 besondere Bedeutung zu. Die meisten Bürger 
sind dem gesetzlichen Zwang unterworfen, Vorsorgeaufwendun-
gen in Form von Beiträgen an die gesetzliche Sozialversicherung 
zu erbringen.67 Aber auch für die anderen Bürger besteht ein fak-
ti scher Zwang, in ähnlicher Weise Vorsorge zu treff en. Seit 2010 
dürfen die Beiträge zur Krankenversicherung in dem Umfang als 
Sonderausgaben angesetzt werden, indem sie den gesetzlichen 
Leistungen der Pfl ichtversicherung bzw. dem sogenannten Basis-
krankenversicherungsschutz der privaten Krankenversicherung 
entsprechen. Die Beiträge zur Pfl egeversicherung dürfen hinge-
gen in voller tatsächlich geleisteter Höhe angesetzt werden. Vor-
ausgegangen ist eine Entscheidung des BVerfG, das vorgegeben 
hat, den existenznotwendigen Vorsorgeaufwand für die Kranken- 
und Pfl egeversicherung von der Einkommensteuer zu verscho-
nen.68 

Beiträge zu anderen Versicherungen, wie z. B. der Arbeitslosen-, 
Unfall- oder Haft pfl ichtversicherung, dürfen jedoch nur bis zu 
einem Höchstbetrag von 2.800 Euro bzw. 1.900 Euro berück-
sichti gt werden, soweit diese Höchstbeträge nicht schon durch 
den Abzug der Kranken- und Pfl egeversicherungsbeiträge ausge-
schöpft  sind.69 Dies bedeutet, dass Steuerzahler mit geleisteten 
Kranken- und Pfl egeversicherungsbeiträgen von über 2.800 Euro 
bzw. 1.900 Euro keine weiteren Aufwendungen für andere Ver-
sicherungen absetzen dürfen. Doch zumindest die Beiträge zur 
Arbeitslosenversicherung sind off ensichtlich zwangsläufi ge Auf-
wendungen, die das verfügbare Einkommen mindern. Daher ist 

66 Siehe § 10 Abs. 1 Nr. 2 bis 3a EStG.
67 Hierunter fallen Beiträge zur gesetzlichen Renten-, Kranken-, Arbeitslosen- und Pfl e-

geversicherung.
68 Siehe BVerfG, 2 BvL 1/06 vom 13.2.2008.
69 Siehe § 10 Abs. 4 EStG.
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es erforderlich, auch einen Sonderausgabenabzug für Arbeitslo-
senversicherungsbeiträge in voller tatsächlich geleisteter Höhe 
zuzulassen.70 

Steuerberatungskosten

Der Sonderausgabenabzug von Steuerberatungskosten ist zum 
Jahr 2006 aus fi skalischen Gründen abgeschaff t worden.71 Steu-
erberatungskosten sollten jedoch wieder als Sonderausgaben 
geltend gemacht werden dürfen. Dies ergibt sich schon allein aus 
dem Leistungsfähigkeitsprinzip. Bei Steuerberatungskosten han-
delt es sich nämlich insoweit um zwangsläufi ge Aufwendungen, 
die das verfügbare Einkommen mindern, als der durchschnitt li-
che Steuerzahler aufgrund der komplexen steuerlichen Normen 
kaum in der Lage ist, seine Steuerpfl icht vorschrift smäßig wahrzu-
nehmen, ohne auf fachkundige Hilfe zurückzugreifen.72 Der Son-
derausgabenabzug von Steuerberatungskosten würde zudem zur 
Steuervereinfachung beitragen. Für den Steuerzahler bedeutet 
der Rückgriff  auf externen Sachverstand nämlich eine spürbare 
Entlastung und auch die Finanzverwaltung profi ti ert von einer 
ordnungsgemäß und vollständig ausgefüllten Steuererklärung.

Ausbildungskosten

Gegen das objekti ve Nett oprinzip verstößt auch die einkommen-
steuerrechtliche Nichtanerkennung der Kosten einer ersten Be-
rufsausbildung sowie eines Erststudiums als Werbungskosten. 
Derzeit werden solche Kosten lediglich begrenzt als Sonderaus-
gaben anerkannt. Hingegen können Kosten für ein zweites Studi-
um, ein duales Studium oder Ausbildungskosten, die im Rahmen 
eines Berufsausbildungsverhältnisses entstehen, als Werbungs-

70 Vgl. KBI (2009a), S. 17f.
71 Vgl. Frakti onen der CDU/CSU und SPD (2005), S. 1.
72 Vgl. KBI (1996), S. 97 f.; Hey (2015b), Rz. 714.
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kosten geltend gemacht werden.73 Dem objekti ven Nett oprinzip 
folgend, sind Kosten einer Erstausbildung jedoch vorab entstan-
dene Erwerbsaufwendungen. Die Erstausbildung ist eine notwen-
dige Voraussetzung für eine spätere Berufstäti gkeit. Daher dienen 
entsprechende Kosten der Erzielung einkommensteuerpfl ichti ger 
Einkünft e und sollten im Einkommensteuerrecht als Werbungs-
kosten zu berücksichti gen sein.74 

Bemessung des Existenzminimums

Es ist verfassungsrechtlich geboten, das soziokulturelle Existenz-
minimum steuerlich zu verschonen.75 Im Einkommensteuerrecht 
erfolgt dies grundsätzlich durch den Grundfreibetrag.76 Jedoch 
wird die steuerliche Verschonung des Existenzminimums dadurch 
nicht vollständig sichergestellt. So bleibt der Rundfunkbeitrag un-
berücksichti gt, der aber auch ein Bestandteil des soziokulturellen 
Existenzminimums ist. 

Seit 2013 ist der Rundfunkbeitrag von jedem Haushalt in gleicher 
Höhe zu zahlen.77 Grundsicherungsempfänger sind von der Zah-
lung in der Regel befreit.78 Dies entspricht der Zielsetzung, das 
soziokulturelle Existenzminimum für jeden Bürger sicherzustel-
len. Zu diesem existenznotwendigen Bedarf gehört nämlich auch 
der Zugang zum Rundfunkempfang, der für Bezieher von Grund-
sicherungsleistungen eben durch die Beitragsbefreiung gewähr-

73 Siehe auch Hey (2015b), Rz. 263ff .
74 Der Bundesfi nanzhof hat die Nichtanerkennung der Erstausbildungskosten als Wer-

bungskosten als verfassungswidrig beurteilt und ein entsprechendes Verfahren dem 
Bundesverfassungsgericht zur Entscheidung vorgelegt. Siehe BFH-Beschluss vom 
17.7.2014, Az. VI R 8/12.

75 Siehe BVerfGE 87, 153 und 82, 60, 92ff . Vgl. auch Schemmel (1993), S. 70ff .
76 Eine Ausnahme sind die Aufwendungen zur gesetzlichen Kranken- und Pfl egeversi-

cherung, die zwar auch zum Existenzminimum gehören, jedoch nicht im Grundfreibe-
trag enthalten sind, sondern als Sonderausgaben steuerlich geltend gemacht werden 
können. Siehe dazu KBI (2009a); Bundesregierung (2015a).

77 Siehe ausführlich DSi (2013c). Siehe auch Kapitel II.10.
78 Vgl. § 4 Abs. 1 Rundfunkbeitragsstaatsvertrag.
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leistet wird.79 Die Beitragsbefreiung ergänzt den sozialhilferecht-
lichen Regelbedarf und ist insofern ein Bestandteil des gesamten 
soziokulturellen Existenzminimums.80 Folgerichti g müsste der 
Rundfunkbeitrag als Komponente des soziokulturellen Existenz-
minimums bzw. des sozialhilferechtlichen Mindestbedarfs auch 
im einkommensteuerrechtlichen Grundfreibetrag oder ggf. als 
abzugsfähige Sonderausgabe berücksichti gt werden.

Außergewöhnliche Belastungen

Außergewöhnliche Belastungen sind zwangsläufi ge Aufwendun-
gen, denen sich der Steuerzahler nicht entziehen kann und die 
den Umständen nach notwendig sind.81 Im geltenden Recht sind 
sie jedoch nur mit dem Teil abzugsfähig, der die zumutbare Eigen-
belastung des Steuerzahlers übersteigt.82 

In Höhe der außergewöhnlichen Belastungen erfolgt grundsätz-
lich eine Kürzung des verfügbaren Einkommens, wodurch die 
Leistungsfähigkeit verringert wird. Der Abzug von außergewöhnli-
chen Belastungen entspricht daher grundsätzlich dem Leistungs-
fähigkeitsprinzip. Eine konsequente Anwendung dieses Prinzips 
erfordert daher, auf die im geltenden Recht vorgesehene zumut-
bare Eigenbelastung zu verzichten.83 Grundsätzlich erscheint es 

79 Dies folgt aus § 20 Abs. 1 SGB II und § 27a SGB XII Abs. 1, konkreti siert in § 5 des Geset-
zes zur Ermitt lung der Regelbedarfe nach § 28 des Zwölft en Buches Sozialgesetzbuch 
in Verbindung mit dem entsprechenden Gesetzentwurf (siehe Frakti onen der CDU/
CSU und FDP, 2010).

80 So auch Kirchhof (2010), S. 70f.: „Diese gesetzliche Konzepti on eines auch den kultu-
rellen Bedarf erfassenden, die Bedingungen einer modernen technisierten Informa-
ti onsgesellschaft  berücksichti genden Existenzminimums sichert dem Inländer einen 
Geldleistungsanspruch, dessen Höhe auch den Zugang zu den Rundfunksendungen 
erschließt. Damit gewährleistete das Sozialrecht, dass sich jeder Mensch in Deutsch-
land durch Zahlung eines Rundfunkbeitrags die Teilhabe an den Rundfunksendungen 
sichern kann.“

81 Siehe § 33 Abs. 2 EStG.
82 Siehe § 33 Abs. 1 und Abs. 3 EStG.
83 Sollte darauf nicht verzichtet werden, sollten zumindest die geltenden Einkommens-

grenzen für die zumutbare Eigenbelastung realitätsgerecht bemessen und regelmäßig 
erhöht werden.
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zweckmäßig, eine allgemeine Regelung für außergewöhnliche Be-
lastungen beizubehalten. Bei der Vielgestalti gkeit außergewöhn-
licher Belastungen wäre ansonsten eine Vielzahl von Einzelrege-
lungen erforderlich.84

Für besti mmte Fälle außergewöhnlicher Belastungen sollten zu-
mindest realitätsnahe Pauschbeträge gewährt werden. Sofern die 
Pauschbeträge in Einzelfällen nicht ausreichen, ist an einen weite-
ren Abzug gegen Nachweis zu denken.85 Insbesondere sollten die 
Pauschbeträge für Behinderte deutlich erhöht werden, da sie seit 
1975 unverändert sind.86 Die geltenden Pauschbeträge decken 
nicht annähernd sämtliche behinderungsbedingten Kosten ab, 
sodass weitere mit der Behinderung zusammenhängende Kosten 
als allgemeine außergewöhnliche Belastungen durch einen um-
ständlichen Einzelnachweis geltend gemacht werden müssen. Die 
Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge auf einen realitätsna-
hen Betrag, mit Hilfe dessen die meisten behinderungsbedingten 
Kosten abgegolten werden können, würde in vielen Fällen den 
Einzelnachweis von Kosten vermeiden. 

Bemessungsgrundlage der Abgeltungsteuer

Mit der Einführung der Abgeltungsteuer zum 1. Januar 2009 
wurde zwar der Steuersatz auf Kapitaleinkünft e auf 25 Prozent 
reduziert,87 jedoch ist gleichzeiti g ihre Bemessungsgrundlage ver-
breitert worden. 

84 Vgl. KBI (1996), S. 106f.
85 Vgl. KBI (2004), S. 39 f.
86 Siehe Tabelle 2.
87 Zuzüglich Solidaritätszuschlag beträgt der eff ekti ve Steuersatz rund 26,4 Prozent. 

Wenn zudem Kirchensteuer fällig wird, erhöht sich die Belastung auf maximal 28,6 
Prozent. Ist der persönliche Grenzsteuersatz – unter Berücksichti gung der Kapitaler-
träge – allerdings niedriger als der Abgeltungsteuersatz, kann die Veranlagung zur 
Einkommensteuer beantragt werden.
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Dies betriff t zum einen die Werbungskosten. Durch den Sparer-
Pauschbetrag, in dem der vormalige Sparer-Freibetrag von 750 
Euro und der vormalige Werbungskosten-Pauschbetrag von 51 
Euro aufgegangen sind, werden 801 Euro pauschal als Werbungs-
kosten berücksichti gt und steuerfrei gestellt. Aufwendungen, die 
über den Sparer-Pauschbetrag hinausgehen, können nicht mehr 
berücksichti gt werden. Der Abzug der tatsächlichen Werbungs-
kosten, der bisher durch Veranlagung im Rahmen der Einkommen-
steuer möglich war, ist somit abgeschaff t worden. Die Folge ist eine 
zumindest teilweise Brutt obesteuerung, weil von den Zinseinnah-
men die damit verbundenen Aufwendungen – beispielsweise für 
Beratung, Vermögensverwaltung und Kreditf inanzierung – nur 
noch bis zur Höhe von 801 Euro abgezogen werden können. Dies 
kann gerade bei beratungsintensiven oder fremdfi nanzierten 
Kapitalanlagen zu „massiven Substanzsteuereff ekten“88 führen. 
Der fehlende Werbungskostenabzug hat somit zu einer Durch-
brechung des objekti ven Nett oprinzips geführt.89 Dieser System-
bruch ist sachlich nicht zu rechtf erti gen.90

Daher sollten die Werbungskosten bei Kapitaleinkünft en wieder 
in tatsächlicher Höhe geltend gemacht werden können. Die Wie-
dereinführung des Werbungskostenabzugs macht den Sparer-
Pauschbetrag obsolet.91 Er sollte durch einen klassischen Sparer-
Freibetrag und einen Werbungskosten-Pauschbetrag ersetzt wer-
den. Der Sparer-Freibetrag, der im Jahr 2007 750 Euro betrug und 
seitdem nicht erhöht wurde, ist zum Ausgleich der zwischenzeit-
lichen Geldentwertung auf mindestens 900 Euro anzuheben. Der 
ursprünglich aus dem Jahr 1975 stammende Werbungskosten-
Pauschbetrag von 100 DM bzw. umgerechnet 51 Euro sollte ent-
sprechend der seitherigen Geldentwertung auf 150 Euro erhöht 

88 Hey (2007), S. 1307.
89 Vgl. Musil (2010), S. 149ff .
90 Vgl. DSi (2013d), S. 112f.
91 Siehe ausführlich KBI (2013); DSi (2013d), S. 113ff .
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werden. Insgesamt blieben damit Kapitaleinkünft e in Höhe von 
mindestens 1.050 Euro steuerfrei.

Die zweite wesentliche Änderung der Bemessungsgrundlage be-
triff t die Veräußerungsgewinne. Vor 2009 waren Kursgewinne aus 
Akti en und anderen Wertpapieren nur steuerpfl ichti g, wenn sie 
in den ersten zwölf Monaten nach dem Kauf realisiert wurden. 
Kursgewinne, die nach einem Jahr Haltedauer anfi elen, blieben 
steuerfrei. Diese einjährige Spekulati onsfrist ist mit der Einfüh-
rung der Abgeltungsteuer entf allen. Das hat zur Folge, dass die 
Besteuerung von Veräußerungsgewinnen nicht mehr die Aus-
nahme, sondern den Regelfall darstellt.92 Die Besteuerung von 
langfristi gen Akti engewinnen ist internati onal eher unüblich und 
führt zudem zu Verzerrungen der Kapitalallokati on, weil Eigen-
kapital stärker besteuert wird als Fremdkapital.93 Auch reduziert 
dies die Att rakti vität von Akti en als Altersvorsorgeinstrument. 
Gerade in der aktuellen Niedrigzinsphase suchen die Sparer nach 
alternati ven Altersvorsorgeformen. Daher wäre zu erwägen, die 
langfristi ge Wertpapieranlage wieder von der Einkommensteuer 
freizustellen.94

4. Vermeidung der Steuerkumulati on 

Gemäß der EU-Mehrwertsteuersystemrichtlinie zählen zur Be-
messungsgrundlage der Umsatzsteuer auch „Steuern, Zölle, Ab-
schöpfungen und Abgaben mit Ausnahme der Mehrwertsteuer 

92 Auch durch die Einschränkung der Verlustverrechnung ist die Bemessungsgrundla-
ge erweitert worden. Verluste aus Kapitalvermögen können nicht mehr mit positi ven 
Einnahmen aus anderen Einkunft sarten, sondern nur innerhalb der Kapital-Schedule 
verrechnet werden. Verschärfend kommt hinzu, dass Verluste aus Akti engeschäft en 
nur mit Gewinnen aus der Veräußerung von Akti en ausgeglichen werden können. Vgl. 
Hey (2015b), Rz. 500.

93 Vgl. Conrad (2012), S. 400ff .
94 Beispielsweise wurden in Frankreich bis 2012 Veräußerungsgewinne nach einer 

Haltefrist von acht Jahren steuerfrei gestellt. Derzeit erfolgt nach einer Haltefrist 
von mindestens zwei Jahren eine ermäßigte Besteuerung der Veräußerungsgewinne. 
Vgl. Hellio/Crucifi x/Schruoff eneger (2014), Rz. 91.
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selbst“95, die auf ein Gut oder eine Dienstleistung erhoben wer-
den. Somit sind insbesondere spezielle Verbrauchsteuern, wie 
z. B. die Tabak- oder die Energiesteuer, Bestandteile der Bemes-
sungsgrundlage der Umsatzsteuer. 

Aufgrund dessen kommt es zu einer steuerlichen Kumulati on, 
weil eine Steuer auf die Steuer erhoben wird. Dies ist insoweit 
problemati sch, als es sich bei den speziellen Verbrauchsteuern 
um keine Wertschöpfung handelt und sie daher nicht mit der 
Umsatzsteuer als Wertschöpfungsteuer belegt werden sollten.96 
Durch diesen doppelten steuerlichen Zugriff  erhöht der Staat auf 
eine verschleierte Art und Weise seine Steuereinnahmen und 
trägt zur übermäßigen Belastung der Steuerzahler bei.97 

Diese Steuerkumulati on ist keineswegs eine vernachlässigbare 
Bagatelle. Bund und Länder nahmen 2014 aus der Erhebung spe-
zieller Verbrauch- und Verkehrsteuern auf Güter und Dienstleis-
tungen, die auch mit der Mehrwertsteuer belastet werden, rund 
66 Mrd. Euro ein.98 Rund 93 Prozent dieser Einnahmen entf allen 
dabei auf die Energiesteuer (39,8 Mrd. Euro), die Tabaksteuer 
(14,6 Mrd. Euro) und die Stromsteuer (6,6 Mrd. Euro). Durch den 
Einbezug der speziellen Verbrauch- und Verkehrsteuern in die 
Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer bereichert sich der 
Staat um rund 12 Mrd. Euro jährlich. 

Die Steuerkumulati on führt in der Summe zu hohen Belastungen 
für die Konsumenten von mit speziellen Verbrauchsteuern belas-
teten Gütern und Dienstleistungen. So beträgt beispielsweise der 
Steueranteil eines Liters Benzin (Verkaufspreis 1,50 Euro) rund 60 

95 Art. 78, Buchstabe a der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 über das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem, veröff entlicht im Amtsblatt  der Europäischen 
Union L 347/1 vom 11.12.2006.

96 Vgl. auch Haller (1981), S.363.
97 Siehe bereits DSi (2013d), S. 292f.
98 Die Einnahmen entstanden fast vollständig aus der Erhebung von Bundessteuern. Die 

Einnahmen der Länder begrenzen sich lediglich auf die Biersteuer, die 2014 bei 684 
Mio. Euro lagen.
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Prozent.99 Noch drasti scher ist die Belastung von Tabakwaren. Der 
Steueranteil einer Packung mit 19 Zigarett en zum Verkaufspreis 
von 5,40 Euro beträgt rund 72 Prozent.100 

Um die Steuerkumulati on und damit einen doppelten Steuerzu-
griff  zu verhindern, sollte langfristi g die EU-Mehrwertsteuersys-
temrichtlinie geändert werden. Steuern, Zölle, Abschöpfungen 
und Abgaben sollten nicht zur Bemessungsgrundlage der Umsatz-
steuer gehören. Hierzu sind sie aus dem Art. 78 in den Folgearti kel 
Art. 79 zu überführen. In Art. 79 sind nämlich diejenigen Preisbe-
standteile aufgelistet, die nicht in die Bemessungsgrundlage der 
Umsatzsteuer einzubeziehen sind.

Eine weitergehende Lösung zur Beseiti gung der Steuerkumula-
ti on bestünde darin, die speziellen Verbrauch- und Verkehrsteu-
ern abzuschaff en. Für die Erhebung einiger dieser Steuern fehlt 
ohnehin eine hinreichende Rechtfertigung.101 Allerdings ist hier-
für eine Abschaff ung von EU-Mindeststeuersätzen für die speziel-
len Verbrauchsteuern erforderlich.102 

5. Anpassung der Steuerschätzung bzw. der mitt elfristi gen 
Finanzplanung 

Eine Analyse der Einnahmen- und Ausgabenentwicklung des 
deutschen Staates zeigt, dass die Ausgabenentwicklung mit einer 
Verzögerung von zwei Jahren der Entwicklung der Steuereinnah-
men folgt.103 Ein Grund dafür liegt auch in der Konzepti on der 

99 Die Energiesteuer beträgt 0,6545 Euro/Liter. Hinzu kommen 19 Prozent Mehrwert-
steuer von 1,50 Euro. Insgesamt beträgt die Gesamtsteuerlast somit 0,894 Euro bzw. 
59,6 Prozent des Brutt overkaufspreises.

100 Die Tabaksteuer beträgt 0,0982 Euro/Zigarett e zzgl. 21,69 Prozent des Verkaufspreises 
von 5,40 Euro. Hinzu kommen 19 Prozent Mehrwertsteuer von 5,40 Euro. Insgesamt 
beträgt die Gesamtsteuerlast somit 3,8993 Euro bzw. 72,2 Prozent des Brutt over-
kaufspreises.

101 Siehe ausführlich DSi (2011d). Zur Rechtf erti gung von Tabak- und Alkoholsteuern sie-
he auch Fichte (2014). 

102 Siehe dazu auch Kapitel II.9.
103 Vgl. ausführlich KBI (2012).
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Steuerschätzungen und folglich bei der mitt elfristi gen Finanzpla-
nung.104 

Die mitt elfristi ge Finanzplanung ist für Bund und Länder im Sta-
bilitätsgesetz vorgeschrieben.105 Sie ist jährlich für einen Zeitraum 
von fünf Jahren vorzulegen, wobei das Anfangsjahr das laufende 
Haushaltsjahr ist.106 Darin werden Einnahmen und Ausgaben ge-
genübergestellt und ihre voraussichtliche mitt elfristi ge Entwick-
lung dargestellt. Für die Entwicklung der Steuereinnahmen wird 
in der Regel auf die Schätzungen des Arbeitskreises „Steuerschät-
zungen“, der jedes Jahr im Mai und November seine Prognosen 
veröff entlicht, zurückgegriff en. Die Prognosen erfolgen dabei auf 
Basis der aktuellen gesamtwirtschaft lichen Vorausberechnungen 
der Bundesregierung und des geltenden Steuerrechts (siehe Kas-
ten 5). 107

Kasten 5: Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“107

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ (AKS) ist ein Beirat beim 
Bundesministerium der Finanzen (BMF) und besteht seit 1955. 
Neben dem BMF gehören ihm die folgenden Mitglieder an: das 
Bundeswirtschaft sministerium, die Finanzministerien der Län-
der, das Stati sti sche Bundesamt, die Deutsche Bundesbank, 
der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaft lichen Entwicklung, die Bundesvereinigung kommuna-
ler Spitzenverbände und fünf Wirtschaftsforschungsinstitute.

Der AKS tagt zweimal im Jahr, jeweils im Mai und November. 
Die Ergebnisse der Mai-Schätzung sind Grundlage für den 
Haushaltsentwurf des Folgejahres und für die jährliche Fort-

104 Siehe bereits DSi (2015c).
105 Siehe § 9 Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft .
106 Siehe für den Bund zuletzt Bundesregierung (2015c).
107 Die folgende Darstellung ist eine gekürzte Fassung des Textes vom BMF (2015a). Zur 

Arbeitsweise und Historie des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ siehe auch BMF 
(2005); Fox (2005).
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schreibung der mitt elfristi gen Finanzplanung. Die November-
Schätzung liefert die Grundlage für den Haushaltsplan des 
übernächsten Jahres sowie des mitt elfristi gen Finanzplans. 

Grundlage der Steuerschätzungen sind die gesamtwirtschaft -
lichen Eckdaten der Bundesregierung. Für die Schätzungen 
des Arbeitskreises erstellen acht Mitglieder, nämlich die Wirt-
schaft sforschungsinsti tute, die Bundesbank, der Sachverstän-
digenrat und das BMF unabhängig voneinander eigene Schätz-
vorschläge für jede Einzelsteuer. Diese Schätzvorschläge sind 
Gegenstand der Diskussion im Arbeitskreis. Der AKS erörtert 
jede Steuer solange, bis ein Konsens erreicht worden ist, der 
von allen mitgetragen werden kann. Auf der Grundlage der 
Einzelsteuerschätzungen werden dann die auf Bund, Länder, 
Gemeinden und EU entf allenden Einnahmen ermitt elt. Der 
AKS-Unterausschuss „Regionalisierung“, dem das BMF und die 
Ländervertreter im Arbeitskreis angehören, diskuti ert zudem 
die Auft eilung des vom AKS geschätzten Steueraufk ommens 
auf die einzelnen Länder. 

Der AKS schätzt die Steuereinnahmen auf der Grundlage des 
geltenden Steuerrechts. Die fi nanziellen Auswirkungen von ge-
planten Steuerrechtsänderungen sind daher in der Haushalts- 
und Finanzplanung ergänzend zu berücksichti gen.

Die Ergebnisse der Steuerschätzungen sind allerdings verzerrt, 
weil sie auf Grundlage des jeweils geltenden Steuerrechts erfol-
gen und spätere Steuerrechtsänderungen deshalb nicht berück-
sichti gt werden.108 Eine wesentliche strukturelle Verzerrung ent-
steht dadurch, dass die prognosti zierten Steuereinnahmen die 
Mehreinnahmen aus der kalten Progression enthalten,109 die dem 

108 Zu den Verzerrungen bei Steuerschätzungen siehe Breuer (2014); Boysen-Hogrefe 
(2014); Lehmann (2010).

109 Vgl. Boysen-Hogrefe (2014).
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Fiskus aber gar nicht zustehen.110 Diese Mehreinnahmen wurden 
in der Vergangenheit zwar nicht vollständig und regelmäßig, aber 
zumindest teilweise durch Einkommensteuersenkungen an die 
Steuerzahler zurückgegeben.111 Die entsprechenden Steuersen-
kungen bleiben aber bei den Steuerschätzungen außer Betracht.

Folglich besteht die Gefahr, dass in der mitt elfristi gen Finanz-
planung tendenziell zu hohe Steuereinnahmen zugrunde gelegt 
werden. Dies verführt Bund und Länder dazu, die mitt elfristi gen 
Ausgabenansätze an die Einnahmen anzupassen und sie somit 
übermäßig zu erhöhen. Die prognosti zierten Steuereinnahmen 
werden somit für erhöhte Ausgaben verplant.112 Wegen der man-
gelnden Bereitschaft  zu Ausgabenkürzungen trägt dies zu einem 
dauerhaft  erhöhten Ausgabenniveau bei. Der Spielraum für Steu-
erentlastungen oder den Schuldenabbau sinkt. Die Steuerbelas-
tung wird dadurch tendenziell erhöht.

Um das Ausgabenwachstum und damit die Steuerbelastung zu 
begrenzen, sollten bei Steuerschätzungen absehbare Steuer-
rechtsänderungen anti zipiert werden. Selbstverständlich kann 
vom Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ nicht verlangt werden, 
sämtliche künft igen Steuerrechtsänderungen vorherzusehen. Es 
sollten aber solche Steuerrechtsänderungen, die regelmäßig auf-
grund von verfassungsrechtlichen Vorgaben umgesetzt werden 
müssen, in den Steuerschätzungen abgeschätzt und zumindest 
nachrichtlich angegeben werden. Hierzu gehört insbesondere die 
verfassungsrechtlich zwingende Anpassung des Grund- und Kin-
derfreibetrags gemäß Existenzminimumbericht.113

110 Siehe Kapitel II.2.
111 Vgl. DSi (2013d), S. 60ff .
112 Siehe auch KBI (2012).
113 Siehe zuletzt Bundesregierung (2015a). Im Existenzminimumbericht wird zwar die 

notwendige Anpassung des Grund- und Kinderfreibetrags lediglich für die nächsten 
zwei Jahre beziff ert, jedoch sollte eine längerfristi ge Vorausberechnung dieser Werte 
für den Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ unter Zugrundelegung der ohnehin verwen-
deten Prognosen zur Lohn- und Preisentwicklung ohne weiteres möglich sein.
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Vor allem aber sollten die Mehreinnahmen aus der kalten Progres-
sion in künftigen Veröffentlichungen des Arbeitskreises „Steuer-
schätzungen“ gesondert betrachtet werden. Diese ungerechtf er-
ti gten Mehreinnahmen dürfen nicht dauerhaft  in der Staatskas-
se bleiben, sondern müssen den Steuerzahlern zurückgegeben 
werden. Dies ist ein Gebot der Steuer- und Verteilungsgerechti g-
keit.114 Daher sollten die Mehreinnahmen aus der kalten Progres-
sion nicht denjenigen Steuereinnahmen zugeschlagen werden, 
die in die Haushaltsplanungen zur Finanzierung der Ausgaben 
eingestellt werden. Dies kann am besten durch die Umsetzung 
des „Tarifs auf Rädern“ erreicht werden.115 Die im DSi-Gesetzent-
wurf verankerte regelgebundene Anpassung des Einkommen-
steuertarifs an die allgemeine Preisentwicklung116 würde dazu 
führen, dass die damit verbundenen Steuermindereinnahmen 
in den mittelfristigen Steuerschätzungen berücksichtigt werden 
müssten.

Solange jedoch der „Tarif auf Rädern“ noch nicht implementi ert 
ist, sollten die Steuereinnahmen infolge der kalten Progression 
zumindest nachrichtlich in den Veröff entlichungen des Arbeits-
kreises „Steuerschätzungen“ explizit ausgewiesen werden.117 Sie 
wären dann im Rahmen der mitt elfristi gen Finanzplanung nicht 
für Mehrausgaben zu verplanen, sondern für Steuerentlastungen 
zurückzuhalten. Ein expliziter Ausweis dieser Mehreinnahmen 
in den Veröff entlichungen des Arbeitskreises „Steuerschätzun-
gen“ würde das Ausmaß der kalten Progression, das von Jahr zu 
Jahr dynamisch wächst, regelmäßig – zusätzlich zum Steuerpro-
gressionsbericht der Bundesregierung118, der nur alle zwei Jahre 
erscheint – einer breiten Öff entlichkeit vor Augen führen. Der 

114 Siehe Kapitel II.2.
115 Siehe auch Boysen-Hogrefe (2014), S. 8f.
116 Siehe Anhang.
117 Vgl. DSi (2014a), S. 54. Zum Ausmaß der Mehreinnahmen infolge kalter Progression 

siehe Kapitel II.2.
118 Siehe zuletzt Bundesregierung (2015b).
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notwendige Druck zur regelmäßigen Anpassung des Einkommen-
steuertarifs würde dadurch zunehmen.

Um Prognoseabweichungen aufgrund von konjunkturellen Ein-
fl üssen zu begrenzen, wäre darüber hinaus zu erwägen, einen 
Korrekturfaktor bei der Steuerschätzung anzuwenden. Die Steu-
ereinnahmen würden dann zwar auf Grundlage der von der Bun-
desregierung prognosti zierten gesamtwirtschaft lichen Entwick-
lung fortgeschrieben, jedoch würden sie um einen Abschlag ge-
mindert.119 

6. Abbau von Fehlanreizen zu Steuererhöhungen im Finanz-
ausgleich

Im Rahmen des Finanzausgleichs zwischen Bundesländern und 
Kommunen werden die Einnahmen aus der Grund-, Gewerbe- 
und Grunderwerbsteuer in einer Art und Weise berücksichti gt, 
die Fehlanreize zu Steuererhöhungen setzt. Im Interesse einer 
Begrenzung der Steuerbelastung sind solche Fehlanreize zu ver-
meiden.

Grund- und Gewerbesteuer: Fehlanreize im kommunalen Finanz-
ausgleich der Bundesländer

Der kommunale Finanzausgleich soll die originäre Finanzausstat-
tung der Kommunen aufstocken und Finanzkraft unterschiede 
zwischen den kommunalen Gebietskörperschaft en reduzieren. 
Um diese Ziele zu erreichen, werden den Gemeinden und Land-
kreisen sogenannte Schlüsselzuweisungen zugeteilt. Dabei han-
delt es sich um nicht zweckgebundene Landeszuweisungen zur 
Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs der Kommunen.120 

119 Siehe auch Boysen-Hogrefe (2014), S. 7f.
120 Vgl. Scherf (2000), S. 2ff .
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Die Höhe der Schlüsselzuweisungen, die eine Gemeinde vom Land 
erhält, ist vom jeweiligen Verhältnis zwischen Steuerkraft  und Fi-
nanzbedarf der Gemeinde abhängig. Übersteigt der pauschal er-
mitt elte Finanzbedarf einer Gemeinde ihre Steuerkraft , wird ein 
Teil dieser Diff erenz durch Schlüsselzuweisungen ausgeglichen. 
Die kommunale Steuerkraft  wird ermitt elt, indem das Aufk om-
men aus den Gemeindeanteilen der Einkommen- und Umsatz-
steuer sowie das Aufk ommen aus der Grund- und Gewerbesteu-
er (Realsteueraufk ommen) addiert werden. Bei den kommunalen 
Einkommen- und Umsatzsteueranteilen wird das tatsächliche 
Aufk ommen der Gemeinde herangezogen. Bei den Realsteuern 
wird anders verfahren, weil die Gemeinden eigenständig über 
die Grund- und Gewerbesteuerhebesätze entscheiden und damit 
das Steueraufk ommen direkt beeinfl ussen können. Statt  des tat-
sächlichen Aufk ommens wird daher das anhand von normierten 
Hebesätzen ermitt elte Realsteueraufk ommen angesetzt.121 Diese 
normierten Hebesätze, deren Höhe in den kommunalen Finanz-
ausgleichsgesetzen der Länder geregelt ist, werden häufi g auch 
als Nivellierungshebesätze oder fi kti ve Hebesätze bezeichnet.122 

Bei der Festlegung der Nivellierungshebesätze sind zwei verschie-
dene Verfahren zu unterscheiden. In Baden-Württ emberg, Bay-
ern, Hessen, Rheinland-Pfalz und Thüringen werden die Nivellie-
rungshebesätze diskreti onär vom Land besti mmt und bleiben bis 
zu einer gesetzlichen Änderung konstant. In Brandenburg, Meck-
lenburg-Vorpommern, Niedersachsen, dem Saarland, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein erfolgt hingegen eine 

121 Bei einer Berücksichti gung des tatsächlichen Realsteueraufk ommens könnte eine 
Gemeinde den Einnahmeverlust infolge einer Hebesatzsenkung zum Teil über den 
Finanzausgleich kompensieren, weil eine geringere Steuerkraft  ihren Anspruch auf 
Schlüsselzuweisungen erhöht. Das Normierungsverfahren soll eine derarti ge Hebe-
satzpoliti k zu Lasten anderer Kommunen vermeiden.

122 Vgl. Lenk/Hesse/Lück (2013), S. 71ff .
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dynamische Fortschreibung.123 Dabei werden üblicherweise die 
Nivellierungshebesätze automati sch an die landesdurchschnitt -
lichen Hebesätze des Vorvorjahrs angepasst. Insofern fi ndet in 
diesen Ländern eine regelmäßige Anpassung des Referenzwerts 
ohne gesetzliche Änderung statt  und die Nivellierungshebesät-
ze folgen der tatsächlichen durchschnitt lichen Hebesatzpoliti k 
der Kommunen. Mit Ausnahme von Bayern, Hessen und Baden-
Württ emberg ist in allen Bundesländern – unabhängig vom Fest-
setzungsverfahren – ein Ansti eg der Nivellierungshebesätze zu 
verzeichnen.124 

Gemeinden, deren örtliche Grund- und Gewerbesteuerhebesätze 
unter dem gesetzlichen Nivellierungshebesatz liegen, werden im 
kommunalen Finanzausgleich tendenziell benachteiligt. Das liegt 
daran, dass ihnen eine fi kti ve Steuerkraft  angerechnet wird, die 
höher ist als ihre tatsächliche.125 Das reduziert den Anspruch auf 
Schlüsselzuweisungen, weil diese steuerkraft abhängig verteilt 
werden und die tatsächliche Steuerkraft  der Gemeinde geringer 
ist als die im Finanzausgleich unterstellte.126 Gemeinden unter-
halb des Nivellierungssatzes haben daher einen Anreiz, die He-
besätze anzuheben und damit die fi nanziellen Nachteile infolge 
der Finanzausgleichssystemati k zu kompensieren.127 Diese Nach-

123 In Nordrhein-Westf alen erfolgt grundsätzlich eine dynamische Festsetzung, wobei auf 
den landesdurchschnitt lichen Hebesatz in einem mehrjährigen Zeitraum abgestellt 
wird. Da jedoch die Gemeindefi nanzierungsgesetze nur ein Jahr gülti g sind, ist jeweils 
ein Beschluss des Landtags erforderlich. Vgl. DSi (2015a), S. 7.

124 Vgl. DSi (2015a), S. 7. In Hessen ist 2016 eine Anhebung der Nivellierungshebesätze 
vorgesehen.

125 Gemeinden mit örtlichen Hebesätzen über dem Referenzwert werden hingegen ten-
denziell bevorzugt, weil ihre fi kti ve Steuerkraft  im Finanzausgleich niedriger ist als ihre 
tatsächliche.

126 Verschärfend kommt hinzu, dass die fi kti v überhöhte Steuerkraft  auch bei der Ermitt -
lung der Kreisumlage herangezogen wird, die die Gemeinden an die Landkreise ab-
zuführen haben. Die Gemeinden zahlen also die Kreisumlage gemäß einem fi kti ven 
Steueraufk ommen, das sie in dieser Höhe nicht vereinnahmt haben. Sofern Gemein-
den darüber hinaus auch eine Finanzausgleichsumlage und/oder eine Amtsumlage 
abführen müssen, werden diese auch auf der Grundlage fi kti ver Hebesätze berech-
net.

127 Vgl. Goerl/Rauch/Thöne (2013), S. 138.
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teile nehmen noch zu, wenn der Landesgesetzgeber die Nivellie-
rungshebesätze erhöht und dadurch die Diff erenz zwischen tat-
sächlicher und fi kti ver Steuerkraft  noch größer wird. Daraus folgt, 
dass besonders bei einer Erhöhung der Nivellierungshebesätze 
bedenkliche Anreize zur Anhebung der örtlichen Realsteuerhe-
besätze entstehen. Dies kann zu einer „Hebesatzspirale“ führen, 
wenn sich steigende Nivellierungshebesätze und Hebesatzsteige-
rungen der Gemeinden über einen längeren Zeitraum wechsel-
seiti g verstärken.

Die im kommunalen Finanzausgleich geregelten Nivellierungshe-
besätze haben somit einen erheblichen Einfl uss auf die kommu-
nale Hebesatzpoliti k. In der Praxis werden bei einer Anhebung 
der Nivellierungshebesätze viele Gemeinden, deren Hebesätze 
unter dem gesetzlichen Referenzwert liegen, zu Steuererhöhun-
gen veranlasst.128 Um die Realsteuerbelastung zu begrenzen, soll-
ten daher die vom kommunalen Finanzausgleich ausgehenden 
Fehlanreize zu Steuererhöhungen vermieden werden. So sollten 
Länder mit diskreti onären Nivellierungshebesätzen auf eine wei-
tere Erhöhung der Referenzwerte verzichten. In Ländern mit dy-
namischen Nivellierungshebesätzen sollte zumindest der Ansti eg 
der Referenzwerte begrenzt werden. Beispielsweise könnten bei 
der Berechnung des Nivellierungshebesatzes Gemeinden mit 
überdurchschnitt lichen Hebesatzsteigerungen unberücksichti gt 
bleiben. Des Weiteren haben es auch die Gemeinden selbst in der 
Hand, durch eine zurückhaltende Hebesatzpoliti k zur Begrenzung 
der Nivellierungshebesätze beizutragen.129 

Grunderwerbsteuer: Fehlanreiz im Länderfi nanzausgleich 

Der Länderfi nanzausgleich zielt darauf ab, die Finanzkraft unter-
schiede der Länder zu reduzieren und ihre Finanzausstatt ung 

128 Vgl. DSi (2015a), S. 4ff .
129 Vgl. DSi (2015a), S. 6.
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weitgehend anzugleichen. Finanzschwache Länder (mit einer un-
terdurchschnitt lichen Finanzkraft ) erhalten daher Ausgleichszu-
weisungen und fi nanzstarke Länder (mit einer überdurchschnitt -
lichen Finanzkraft ) zahlen Ausgleichsbeiträge. Zur Ermitt lung der 
ausgleichsrelevanten Finanzkraft  wird im Länderfi nanzausgleich 
grundsätzlich auf das tatsächliche Steueraufk ommen der Länder 
abgestellt. Davon wird jedoch abgewichen, wenn die Länder die 
Steuersätze eigenständig festlegen können. Das ist bei der Grund-
erwerbsteuer seit dem 1. September 2006 der Fall. Seitdem wer-
den im Länderfi nanzausgleich nicht die tatsächlichen, sondern 
die normierten Grunderwerbsteuereinnahmen zur Ermitt lung der 
Steuerkraft  der Länder berücksichti gt. Das normierte Grunder-
werbsteueraufk ommen (Steuerkraft zahl) eines Landes wird ermit-
telt, indem der bundesweite Durchschnitt ssteuersatz auf die Lan-
desbemessungsgrundlage angewendet wird (siehe Abbildung 1).130

Abbildung 1:  Berechnung der normierten Grunderwerbsteuereinnahmen 
gem. § 7 FAG

(1) Steuerkraft zahl Landi  =  

Bemessungsgrundlage 
Landi

bundesweite
Bemessungsgrundlage 

  ·  bundesweites Steueraufk ommen

Die Formel kann wie folgt umgestellt werden:

(2) Steuerkraft zahl Landi  =  

bundesweites 
Steueraufk ommen

bundesweite 
Bemessungsgrundlage 

 

 ·  Bemessungsgrundlage Landi

Der Quoti ent entspricht dem Durchschnitt ssteuersatz aller Länder. Daher gilt:

(3) Steuerkraft zahl Landi  =  Durchschnitt ssteuersatz  ·  Bemessungsgrundlage Landi

Quelle: Eigene Darstellung gemäß § 7 FAG. 

Durch diese Regelung ist die Steuerkraft zahl eines Landes nicht 
nur vom eigenen Steuersatz, sondern auch von der Steuer-
politi k der anderen Länder abhängig. Die maßgebliche Grö-

130 Siehe § 7 Abs. 1 Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern (Finanz-
ausgleichsgesetz – FAG).
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ße ist dabei der bundesdurchschnitt liche Steuersatz, der 2014 
bei rund 4,7 Prozent lag. Je weiter der Steuersatz eines Lan-
des vom Durchschnitt  entf ernt ist, desto größer sind die fi -
nanziellen Vor- bzw. Nachteile im Länderfi nanzausgleich.131 
Ländern mit einem unterdurchschnittlichen Steuersatz wird 
daher eine fiktive Steuerkraft unterstellt, die höher ist als das 
tatsächliche Steueraufkommen. Dies war 2014 bei Sachsen, 
Bayern und Hamburg der Fall. Hingegen wird Ländern mit einem 
überdurchschnittlichen Steuersatz eine fiktive Steuerkraft 
zugeordnet, die kleiner als das tatsächliche Steueraufkommen ist. 
2014 war dies beispielsweise bei Hessen, Berlin und Schleswig-
Holstein der Fall (siehe Tabelle 3).

Tabelle 3:  Fikti ve Grunderwerbsteuerkraft  im Länderfi nanzausgleich im Jahr 2014

Bundesland Ist-Auf-
kommen
(in Mio. 

Euro)

Steuerkraft -
zahl  

(in Mio. 
Euro)

fi kti ve 
Steuerkraft 

nachricht-
lich:

Steuersatz 
2014

Nordrhein-Westf alen 1.918 1.806 94 % 5,0 %
Bayern 1.425 1.909 134 % 3,5 %
Baden-Württ emberg 1.359 1.282 94 % 5,0 %
Niedersachsen 715 690 96 % 5,0 %
Hessen 980 903 92 % 6,0 %
Sachsen 246 329 134 % 3,5 %
Rheinland-Pfalz 387 364 94 % 5,0 %
Sachsen-Anhalt 117 110 94 % 5,0 %
Schleswig-Holstein 428 339 79 % 6,5 %
Thüringen 108 102 94 % 5,0 %
Brandenburg 179 168 94 % 5,0 %
Mecklenburg-V. 150 141 94 % 5,0 %
Saarland 84 73 89 % 5,5 %
Berlin 796 663 83 % 6,0 %
Hamburg 360 375 104 % 4,5 %
Bremen 87 85 98 % 5,0 %
Erklärung:  fi kti ve Steuerkraft  = Steuerkraft zahl in Prozent des tatsächlichen Steuer-

aufk ommens.

Quelle: BMF (2015b), eigene Berechnungen.

131 Vgl. RWI (2012), S. 22.
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Mit dem Normierungsverfahren wollte der Gesetzgeber ur-
sprünglich vermeiden, dass Länder ihre Finanzkraft  durch Steuer-
senkungen reduzieren und sich diese somit durch andere Länder 
fi nanzieren lassen.132 Solche Steuersenkungen auf Kosten an-
derer Länder wären möglich, wenn die tatsächlichen und nicht 
die normierten Einnahmen aus der Grunderwerbsteuer im Län-
derfi nanzausgleich berücksichti gt würden. In diesem Fall hätt en 
Länder ihre Finanzkraft  durch Steuersenkungen reduzieren und 
dann aufgrund der niedrigeren Finanzkraft  tendenziell höhere 
Ausgleichs- und Umsatzsteuerzuweisungen erhalten können. Das 
Normierungsverfahren führt aber dazu, dass sowohl die Minder-
einnahmen aus einer Steuersenkung als auch die Zusatzeinnah-
men aus einer Steuererhöhung weitgehend beim Land verblei-
ben. Für die Länder gibt es somit keinen Anreiz, Steuersenkungen 
zulasten anderer Länder umzusetzen. Auf der anderen Seite ist es 
aber att rakti v, die Grunderwerbsteuer zu erhöhen, um Haushalts-
mitt el zu akquirieren, ohne diese Mehreinnahmen (teilweise) an 
andere abgeben zu müssen. 

Die beabsichti ge Vermeidung eines Fehlanreizes führte somit 
zur Implementi erung eines anderen Fehlanreizes. So liefert das 
Normierungsverfahren in seiner derzeiti gen Ausgestaltung einen 
Fehlanreiz zu Steuererhöhungen. Wenn nämlich – ausgehend von 
einem gleichen Steuersatz in allen Ländern – eines oder mehre-
re Länder ihre Steuersätze erhöhen, steigt auch die für die Aus-
gleichszuweisungen und die Umsatzsteuerverteilung relevante 
(fi kti ve) Finanzkraft  der Länder, die den Grunderwerbsteuersatz 
nicht erhöht haben. Demzufolge wird auch Ländern mit unter-
durchschnitt lichen bzw. konstanten Steuersätzen eine höhere 
Finanzkraft  unterstellt, als sie bei Berücksichti gung der tatsäch-
lichen Einnahmen wäre. Steuererhöhungen in besti mmten Län-
dern gehen also zulasten der übrigen Länder, für die sich folglich 

132 Vgl. Frakti onen der CDU/CSU und SPD (2006), S. 20.
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ein Anreiz ergibt, mit Steuererhöhungen nachzuziehen. Auf diese 
Weise kann eine Steuererhöhungsspirale entstehen, die bereits 
seit einigen Jahren tatsächlich zu beobachten ist (siehe Kasten 6).

Kasten 6: Entwicklung der Grunderwerbsteuersätze

1949 erhielten die Bundesländer das ausschließliche Gesetzge-
bungsrecht über die Grunderwerbsteuer. Ab 1969 wurde dies 
jedoch zugunsten der konkurrierenden Gesetzgebung des Bun-
des geändert. Das Grunderwerbsteuerrecht hatt e sich anfangs 
in den Ländern unterschiedlich entwickelt, wurde aber 1983 
vereinheitlicht. Im Zuge einer Verbreiterung der Bemessungs-
grundlage wurde der Steuersatz von sieben auf zwei Prozent 
gesenkt.133 Zum Jahr 1997 wurde der Steuersatz zum Ausgleich 
der Einnahmeausfälle infolge der Aussetzung der Vermögen-
steuer auf 3,5 Prozent angehoben. Auf diesem Niveau blieb er 
bis Ende August 2006. 

Seit dem 1. September 2006 dürfen die Länder den Steuersatz 
selbst besti mmen. Seitdem haben bis auf Bayern und Sachsen 
alle Länder den Steuersatz (zum Teil mehrmals) angehoben. 
Insgesamt haben die Länder den Steuersatz 26 Mal erhöht (sie-
he Tabelle 4).

133

Um weitere Steuererhöhungen und die damit einhergehenden 
Zusatzbelastungen der Steuerzahler zu verhindern, sollte eine 
Änderung der entsprechenden Regelung im Länderfi nanzaus-
gleich angestrebt werden. Eine neue Regelung sollte sicherstel-
len, dass Länder weder Anreize zu Steuererhöhungen noch Anrei-
ze zu Steuersenkungen zulasten anderer Länder haben.134

133 Vgl. BMF (2013), S. 80.
134 Vgl. DSi (2013b). Diesen Anforderungen könnte beispielsweise entsprochen werden, 

wenn grundsätzlich die tatsächlichen Steuereinnahmen berücksichti gt werden, aber 
bei Steuersätzen unter 3,5 Prozent eine Normierung mit einem Steuersatz von 3,5 
Prozent erfolgte.
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Tabelle 4: Grunderwerbsteuersätze in den Ländern (Stand: 01.07.2015)

Bundesland Steuersatz in Prozent Anzahl 
Steuersatzerhöhungen

Baden-Württ emberg 5,0 1

Bayern 3,5 0

Berlin 6,0 3

Brandenburg 6,5 2

Bremen 5,0 2

Hamburg 4,5 1

Hessen 6,0 2

Mecklenburg-Vorpommern 5,0 1

Niedersachsen 5,0 2

Nordrhein-Westf alen 6,5 2

Rheinland-Pfalz 5,0 1

Saarland 6,5 4

Sachsen 3,5 0

Sachsen-Anhalt 5,0 2

Schleswig-Holstein 6,5 2

Thüringen 5,0 1

Quelle: Eigene Zusammenstellung.

7. Direktdemokrati sche Entscheidungsverfahren

Als insti tuti onelle Vorkehrungen zur Begrenzung der Steuerlast 
können Instrumente der direkten Demokrati e dienen.135 Der di-
rekten Demokrati e wird überwiegend eine dämpfende Wirkung 
auf die Staatstäti gkeit zugeschrieben, die gleichermaßen auf der 
Einnahmen- wie auf der Ausgabenseite festzustellen ist. So zei-
gen empirische Untersuchungen für die Schweiz und die USA, 

135 Siehe bereits KBI (2002a), S. 84ff .



51

dass direktdemokrati sche Entscheidungsverfahren – vor allem 
Finanzreferenden – zur Begrenzung der Staatsausgaben und der 
Staatseinnahmen beitragen können.136 Pointi ert kann daher die 
direkte Bürgerbeteiligung als Vetoinstrument gegen die Besteu-
erungsmacht der Regierung verstanden werden, die es den Bür-
gern erlaubt, auch zwischen den Wahlterminen ihren Steuer- und 
Abgabenwiderstand zu arti kulieren.137

Finanzreferenden, die Einnahme- und Ausgabeentscheidungen 
verknüpfen, führen nämlich den Bürgern vor Augen, dass poli-
ti sche Maßnahmen keine kostenlosen Wahlgeschenke sind. Die 
Finanzierungsfrage würde off en und nicht verdeckt geklärt. Die 
Merklichkeit von Steuern und Abgaben würde steigen. Der Wi-
derstand gegen neue Steuerbelastungen wäre höher, was ten-
denziell belastungsbegrenzend wirkt.138 

Ein weiteres Ergebnis der empirischen Untersuchungen ist, dass 
Bürgerentscheidungen zu einer Veränderung der Abgabenstruk-
tur führen können. So haben die betrachteten Gebietskörper-
schaft en die Ausgabenfi nanzierung durch Steuern zugunsten von 
Gebühren und Beiträgen eingeschränkt.139 Ob die Strukturver-
schiebungen vorteilhaft  sind, hängt entscheidend davon ab, ob 
sie mit den allgemein anerkannten Besteuerungs- und Abgabe-
grundsätzen im Einklang stehen,140 was jedoch in den empirischen 
Studien nicht untersucht wurde. Generell besteht die Gefahr der 
Ausbeutung von Minderheiten, wenn sich die Abgabenstruktur 

136 Zum Überblick über entsprechende empirische Untersuchungen siehe Feld (2008); 
Kirchgässner (2010).

137 Vgl. Wagschal (2005), S. 231.
138 Nach Ansicht vieler Finanzwissenschaft ler sollte ein gutes Steuersystem ohnehin 

von Transparenz geprägt sein, sodass die Abgabenbelastung nicht verdeckt, sondern 
transparent und spürbar sein sollte. Vgl. Gerloff  (1950), S. 169; Schmölders (1960); 
Neumark (1970), S. 37ff .; Wernsmann (2005), S. 11ff .

139 Vgl. für die Schweiz Feld/Kirchgässner/Schaltegger (2003); dieselben (2010). Vgl. für 
die USA Matsusaka (1995).

140 Siehe dazu DSi (2013d), S. 8ff .
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weg von Abgaben mit vielen Zahlungspfl ichti gen hin zu Abgaben 
mit wenigen Zahlungspfl ichti gen verschiebt.141

 Eine wichti ge Voraussetzung für den Erfolg direktdemokrati scher 
Instrumente ist daher die insti tuti onelle Kongruenz. Insti tuti onelle 
Kongruenz bedeutet, dass sich „der Kreis der Nutznießer mit dem 
Kreis der Entscheidungsträger und dem Kreis der Steuerzahler 
deckt“142. Dies ist deshalb notwendig, damit direktdemokrati sche 
Entscheidungen nicht zulasten Dritt er fallen. Eine Ausbeutung von 
Minderheiten durch Mehrheiten wird somit verhindert. Insofern 
eigenen sich direktdemokrati sche Entscheidungsverfahren vor al-
lem für die kommunale Ebene, wo zum einen die insti tuti onelle 
Kongruenz am ehesten verwirklicht ist und zum anderen ein (funk-
ti onierender) kommunaler Wett bewerb vor der eben erwähnten 
Ausbeutung schützen kann.143 In Deutschland wird die insti tu-
ti onelle Kongruenz jedoch zum einen durch die relati v geringe 
Autonomie der Kommunen und der Bundesländer hinsichtlich 
ihrer Einnahmen und Ausgaben und zum anderen durch den Fi-
nanzausgleich sowohl auf Länderebene als auch auf kommunaler 
Ebene eingeschränkt. Der nivellierende und reformbedürft ige Fi-
nanzausgleich sorgt dafür, dass Kommunen und Länder durchaus 
fi skalische Entscheidungen zulasten Dritt er fällen können, die die 
Maßnahmen über den Finanzausgleich mitf inanzieren müssten.144 

Die direkte Demokrati e birgt darüber hinaus andere Vorteile. Ein 
weiteres Ergebnis empirischer Untersuchungen ist, dass Gebiets-
körperschaft en mit direkter Demokrati e ein höheres Wirtschaft s-
wachstum aufweisen.145 Zudem ist infolge direktdemokrati scher 

141 So deutet eine Untersuchung von Asatryan/Baskaran/Heinemann (2014) darauf hin, 
dass direktdemokrati sche Entscheidungsverfahren in bayerischen Kommunen zu ei-
ner Verschiebung der Steuerstruktur geführt haben. Die Grundsteuer mit relati v vie-
len Steuerträgern wurde zulasten der Gewerbesteuer, die relati v wenige entrichten 
müssen, reduziert.

142 Blankart (2011), S. 628.
143 Vgl. Nef (2009), S. 8ff .
144 Vgl. Bökenkamp (2010), S. 19ff .
145 Vgl. m. w. N. Feld (2008), S. 14f.; Kirchgässner (2010), S. 14.
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Entscheidungsverfahren die Steuermoral höher. Das bedeutet, 
dass die Bereitschaft , Steuern zu zahlen, höher ist und folglich 
weniger Steuern hinterzogen werden.146 Direkte Demokrati e kann 
die Effi  zienz der Finanzpoliti k auch deshalb verbessern, weil der 
Einfl uss organisierter Interessengruppen auf die Entscheider ge-
ringer ist. Dahinter steckt die Annahme, dass sich Interessengrup-
pen zulasten der gesamten Gesellschaft  bspw. durch Erwirkung 
von Privilegien und Subventi onen seitens des Staates bereichern 
können. Während in einer repräsentati ven Demokrati e die Anzahl 
der Entscheider gering ist und es daher für Interessengruppen 
einfach ist, ihre Forderungen durchzusetzen, ist bei direkten Ent-
scheidungsverfahren die Anzahl der Entscheider hoch, weshalb 
es für Interessengruppen deutlich schwieriger ist, die Wähler zu 
ihren Gunsten zu beeinfl ussen.147 Des Weiteren sind in Gebiets-
körperschaft en mit direkter Demokrati e die Wähler besser über 
Politi k informiert als in einer repräsentati ven Demokrati e.148 Dies 
führt auch dazu, dass sich die Politi k stärker an den Präferenzen 
der Bürger ausrichtet, als es in der repräsentati ven Demokrati e 
der Fall ist. Dadurch nimmt auch die Politi kverdrossenheit ab.149 
Schließlich können Elemente der direkten Demokrati e eine an-
ti zipati ve Wirkung haben, indem die Politi k eine (drohende) Ini-
ti ati ve ins Kalkül nimmt und den Bürgerwillen vorwegnehmend 
umsetzt. Dies ist zum Beispiel in den USA infolge der „Propositi on 
13“ erfolgt (siehe Kasten 7). 150 151 152

146 Vgl. m. w. N. Feld (2008), S. 12f.; Kirchgässner (2010), S. 14.
147 Vgl. Frey (2014).
148 Vgl. Benz/Stutzer (2004).
149 Vgl. m. w. N. Kirchgässner (2010), S. 23f. und 26.
150 Vgl. Folkers (1983), S. 15ff .
151 Ebd., S. 16f.
152 Vgl. Feld/Kirchgässner (1998), S. 21.
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Kasten 7: Steuerzahlerrevolte und „Propositi on 13“ 

Eine wachsende Unzufriedenheit der US-Bürger mit der Fi-
nanzpoliti k führte in den 1970er Jahren zu einer Bewegung, 
die sich für geringere Steuern einsetzte. Die sogenannte Steu-
erzahlerrevolte („taxpayers revolt“) führte schließlich zu einem 
Volksentscheid, der wegweisend für die künft ige Finanzpoliti k 
war. Am 6. Juni 1978 sti mmten die Bürger des US-Bundesstaats 
Kalifornien mit einer Mehrheit von 65 Prozent für die „Proposi-
ti on 13“. Inhalt der „Propositi on 13“ war vor allem eine verfas-
sungsrechtliche Begrenzung der lokalen Grundsteuer („proper-
ty tax“) auf ein Prozent. Zuvor lag der Steuersatz bei etwa 2,5 
Prozent. Zudem sti mmten die Bürger für das Erfordernis einer 
Zweidritt elmehrheit bei Einführung neuer Steuerarten.150 

Die kalifornische Volksabsti mmung war der Beginn weiterer 
Bürgerentscheide für Maßnahmen zur Begrenzung der Steuer-
belastung. „Am 1. Juni 1981 hatt en 29 Bundesstaaten Begren-
zungen für spezifi sche Steuersätze der lokalen property tax 
beschlossen, 19 Staaten hatt en Grenzen des property-tax-Auf-
kommens eingeführt und 14 hatt en umfassende Grenzen der 
Steuersätze der property tax festgelegt; außerdem wurden Be-
grenzungen der steuerlichen Werterhöhungen für Grundbesitz 
in 6 Staaten und allgemeine Einnahmengrenzen in 5 Staaten 
erlassen.“151 Dabei gingen viele der Gesetzänderungen nicht 
auf eine Bürgeriniti ati ve zurück, sondern wurden anti zipati v 
von den Parlamenten selbst umgesetzt.152

Hinsichtlich der genauen Gründe für die Steuerzahlerrevolte 
gehen die Meinungen auseinander. So werden als Ausgangs-
punkt z. B. die zuvor hohen Immobilienwertsteigerungen ange-
führt, die zum Ansti eg der Grundsteuerbelastung geführt hat-
ten. Ebenfalls wird die Einführung eines nivellierenden Finanz-
ausgleichs zwischen öff entlichen Schulen als Grund angeführt. 
Schließlich wird auch die allgemeine Unzufriedenheit der US-
Bürger mit den Leistungen des öff entlichen Sektors genannt.153
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Indes hat sich die direkte Demokrati e in Deutschland zwar eta-
bliert, jedoch sind direkte Entscheidungsverfahren im Vergleich 
beispielsweise zur Schweiz weiterhin selten. Dies liegt an den gel-
tenden rechtlichen Rahmenbedingungen.153

In Deutschland sind auf Bundesebene direktdemokrati sche Ver-
fahren nur in zwei Ausnahmefällen möglich. Laut Grundgesetz 
sind Volksentscheide nur bei der Annahme einer neuen Verfas-
sung (Art. 146 GG) oder im Fall der Länderneugliederung (Art. 29 
GG) vorgesehen. Aufgrund dieser restrikti ven Regelung sind auf 
Bundesebene noch keine Volksentscheide durchgeführt wor-
den.154

Auf Landesebene ist das direktdemokrati sche Instrumentarium 
größer. Das bedeutsamste Instrument ist die Volksgesetzgebung, 
die in allen Länderverfassungen vorgesehen ist. Damit erhalten 
die Bürger die Möglichkeit, selbst als Gesetzgeber täti g zu wer-
den und dabei auch in Konkurrenz zum Parlament zu agieren. Die 
Volksgesetzgebung ist in den meisten Ländern mit den Verfah-
rensschritt en Initi ati ve, Begehren und Entscheid dreistufi g aus-
gestaltet.155 Bei der Volksiniti ati ve haben die Bürger das Recht, 
dem Landesparlament einen Antrag oder einen Gesetzentwurf 
vorzulegen. Das setzt voraus, dass eine besti mmte Anzahl von 
Unterschrift en innerhalb einer festgelegten Frist gesammelt 
worden ist. Lehnt das Parlament den Vorschlag ab, kommt es 
– bei erneuter Überwindung eines Unterschrift enquorums – zum 
Volksbegehren. Dabei entscheidet das Parlament erneut und löst 
bei einer Ablehnung des Volksbegehrens automati sch den Volks-
entscheid aus, bei dem das Parlament einen Alternati vvorschlag 

153 Vgl. m. w. N. ebd.
154 Volksentscheide gemäß Art. 29 GG erfolgten im Jahr 1952 (Fusion der Länder Baden, 

Württ emberg-Baden und Württ emberg-Hohenzollern zum neuen Land Baden-Würt-
temberg) und im Jahr 1996 (gescheiterte Fusion von Berlin und Brandenburg).

155 Lediglich in Baden-Württ emberg, Bayern und Saarland ist das Verfahren zweistufi g, 
indem auf eine Volksiniti ati ve verzichtet wird.
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zur Absti mmung stellen kann. Ist der Volksentscheid erfolgreich, 
muss der Antrag oder der Gesetzentwurf umgesetzt werden. 

Die Anwendung der Volksgesetzgebung unterliegt zahlreichen 
Restrikti onen. Besonders einschränkend wirken die in der Verfas-
sung defi nierten Ausschlussgegenstände. So ist in allen Ländern 
eine Volksgesetzgebung über die sogenannte „Finanztrias von 
Haushaltsgesetz, Abgaben und Besoldung“156 unzulässig. Eine 
Absti mmung über Steuergesetze ist damit ausgeschlossen; das 
gilt durch den Haushaltsbezug auch weitgehend für alle fi nanz-
wirksamen Gesetze. Sehr unterschiedlich geregelt sind hingegen 
die sonsti gen Beteiligungshürden. Das betriff t das Unterschrift en-
quorum157 bei Volksiniti ati ve und -begehren, das Zusti mmungs-
quorum beim Volksentscheid158, die Fristen159, die bei der Unter-
schrift ensammlung einzuhalten sind, und die Übernahme von 
Kosten, die den Initi atoren entstanden sind.160 Insgesamt sind die 
Anwendungsbedingungen so restrikti v ausgestaltet, dass direkt-
demokrati sche Elemente in der Landespoliti k nur eine geringe 
Rolle spielen.161 

Dagegen ist das direktdemokrati sche Verfahren auf kommunaler 
Ebene zweistufi g ausgebaut. Ansonsten gelten ähnliche Anforde-
rungen und Restrikti onen wie auf Landesebene. Zunächst werden 

156 Decker (2010), S. 567.
157 Das Spektrum reicht von 3,8 Prozent der Wahlberechti gten in Brandenburg bis 20 

Prozent in Hessen und im Saarland.
158 In den meisten Ländern ist ein Volksentscheid nicht bereits erfolgreich, wenn eine 

Mehrheit der Absti mmungsteilnehmer für den Vorschlag sti mmt. Darüber hinaus 
muss diese Mehrheit mindestens einen besti mmten Anteil der Sti mmberechti gten 
ausmachen (z. B. 25 Prozent). Manche Länder (Bayern, Hessen und Sachsen) verzich-
ten auf diese Hürde, während andere ein sehr hohes Zusti mmungsquorum vorsehen 
(Mecklenburg-Vorpommern: 33,3 Prozent; Saarland: 50 Prozent).

159 Die Fristen reichen von 14 Tagen (Baden-Württ emberg, Bayern) bis 8 Monate (Sach-
sen). Mecklenburg-Vorpommern verzichtet auf eine Fristenregelung.

160 Vgl. Decker (2010), S. 568ff .; Rehmet/Weber (2015), S. 10.
161 So fanden in den Bundesländern bisher nur 22 Volksentscheide statt , sie verteilen sich 

auf lediglich sechs Länder: Hamburg (7), Bayern (6), Berlin (5), Schleswig-Holstein (2) 
sowie Sachsen und Sachsen-Anhalt (je 1). In den zehn anderen Bundesländern fanden 
hingegen noch gar keine Volksentscheide statt . Vgl. Rehmet/Weber (2015), S. 14.
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im Rahmen eines Bürgerbegehrens Unterschrift en gesammelt. 
Bei Überschreiten des Unterschrift enquorums fi ndet der Bürger-
entscheid statt , für dessen Gülti gkeit ein Zusti mmungsquorum 
erreicht werden muss.162 Des Weiteren sind Bürgerentscheide zu 
Themen, die die innere Organisati on der Gemeindeverwaltung, 
die Rechtsverhältnisse der Gemeinderatsmitglieder, die Haus-
haltssatzung oder Kommunalabgaben betreff en, zumeist ausge-
schlossen. Die direktdemokrati schen Instrumente werden auf 
kommunaler Ebene – auch aufgrund der Vielzahl der Gebietskör-
perschaft en – relati v häufi g genutzt. Bis Ende 2013 fanden ins-
gesamt 3.177 Bürgerentscheide statt. Davon entfielen knapp die 
Hälft e auf Bayern (1.517); mit deutlichem Abstand folgen Baden-
Württ emberg (332) und Schleswig-Holstein (201).163

Ferner besteht gemäß Art. 11 Abs. 4 des EU-Vertrags auch auf EU-
Ebene eine Möglichkeit zur Bürgerbeteiligung. Die Europäische 
Bürgeriniti ati ve ermöglicht es den Unionsbürgern, Gesetzesvor-
schläge an die Europäische Kommission zu richten, sofern das er-
forderliche Unterschrift enquorum von einer Million Unterschrif-
ten aus mindestens sieben EU-Staaten erreicht ist. Allerdings ist 
die Kommission nicht zur Umsetzung der Vorschläge verpfl ichtet. 
Auch fi ndet kein abschließender Volksentscheid darüber statt .

Nicht nur die oben skizzierten Chancen und Vorteile direktde-
mokrati scher Entscheidungsverfahren legen es nahe, diese in 
Deutschland stärker zu forcieren. Gemäß Umfragen wünscht sich 
dies auch eine deutliche Mehrheit der Bürger.164 Das überrascht 
nicht, wenn man bedenkt, dass die Bürger zum einen auf diese 

162 Die Unterschrift en- und Zusti mmungsquoren sind in den Gemeindeordnungen der 
einzelnen Länder sehr unterschiedlich geregelt. Bei den Unterschrift en reicht das 
Spektrum von 2 bis 15 Prozent, beim Zusti mmungsquorum ist ein Spektrum von 10 
bis 30 Prozent vorhanden.

163 Vgl. Rehmet et al. (2014), S. 16.
164 Bei einer repräsentati ven Forsa-Umfrage vom Januar 2015 sprachen sich 72 Prozent 

der Befragten für mehr direkte Demokrati e aus. Im November 2013 waren es bei ei-
ner Emnid-Umfrage sogar 84 Prozent.
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Weise mehr Mitspracherecht bei Politi kmaßnahmen haben und 
ihre Präferenzen besser darlegen können. Zum anderen zeigt die 
steti ge Abnahme der Wahlbeteiligung in Deutschland eine gewis-
se Unzufriedenheit mit der Politi k in der repräsentati ven Demo-
krati e. Es sollte daher erwogen werden, in Deutschland verstärkt 
Elemente direkter Demokrati e einzuführen.

Zunächst sollten die bestehenden Rahmenbedingungen für di-
rekte Entscheidungsverfahren auf Kommunal- und Landesebe-
ne verbessert werden. Vor allem ist der Finanzvorbehalt, auch 
„Finanztabu“ genannt, abzuschaff en und Steuer-, Abgaben- und 
Haushaltsentscheidungen in Volksbegehren zuzulassen. Direkt-
demokrati sche Entscheidungen sollten sodann grundsätzlich zu 
allen Themen erlaubt sein. Ein weiterer Ansatzpunkt zur Forcie-
rung direktdemokrati scher Entscheidungsverfahren besteht in 
der Lockerung der Voraussetzungen für Volksbegehren auf Kom-
munal- und Landesebene. Hier wären die Unterschrift en- und Zu-
sti mmungsquoren für Volksbegehren zu senken.

Auf Bundesebene sollten hingegen direktdemokrati sche Ent-
scheidungsverfahren nicht nur auf Ausnahmefälle begrenzt, son-
dern weitergehend ermöglicht werden. Hierzu bedarf es einer 
Änderung des Grundgesetzes. In der Vergangenheit gab es dazu 
wiederkehrend Initi ati ven der politi schen Parteien, zuletzt im Jahr 
2013 von der SPD-Bundestagsfrakti on.165 2002 scheiterte ein Ge-
setzentwurf der Bundestagsfrakti onen der SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN zur Stärkung der direkten Demokrati e auf Bundes-
ebene166 nur knapp an der erforderlichen Zweidritt elmehrheit. 
Der Verein Mehr Demokrati e setzt sich konti nuierlich für eine 
Stärkung direkter Demokrati e ein und hat zur Einführung direkt-
demokrati scher Entscheidungsverfahren auf Bundesebene eben-

165 Siehe Frakti on der SPD (2013).
166 Siehe Frakti onen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (2002).
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falls einen Gesetzentwurf ausgearbeitet.167 Adäquate Vorschläge 
liegen somit bereits vor; sie müssen nur umgesetzt werden. 

8. Fiskalischer Wett bewerb im Inland

Fiskalischer Wett bewerb – und insbesondere hier der Steuer-
wett bewerb – zwischen Gebietskörperschaft en kann zu einer 
Reduzierung der steuerlichen Belastung führen. Dies legt bereits 
die fi nanzwissenschaft liche Theorie nahe. So geht die Tiebout-Hy-
pothese davon aus, dass hinreichend mobile Bürger denjenigen 
Wohnort wählen, der ihnen die entsprechend ihren Präferenzen 
beste Kombinati on aus Steuerbelastung und öff entlichen Leistun-
gen bietet.168 Die Gebietskörperschaft en werden daher bestrebt 
sein, den Bürgern den besten Steuer-Leistungs-Mix anzubieten. 
In eine ähnliche Richtung geht die Leviathan-Theorie der Besteu-
erung, nach der die Steuerzahler aufgrund eines Steuerwett be-
werbs zwischen Gebietskörperschaft en einer übermäßigen Be-
steuerung in einer Gemeinde durch Abwanderung in eine andere 
Gemeinde ausweichen können. Die Mobilität wirkt somit tenden-
ziell disziplinierend auf den einnahmemaximierenden Leviathan-
Staat.169 Entscheidend für die Disziplinierung der Steuerpoliti k 
ist dabei nicht erst, dass die Bürger tatsächlich „mit den Füßen 
absti mmen“ und ihren Wohnort verlagern, sondern bereits die 
Tatsache, dass sie eine Abwanderung androhen können und 
die Politi k dies fürchten sowie bei ihren Maßnahmen einkalku-
lieren muss. Ergänzt wird die Leviathan-Theorie durch Modelle 
des Maßstabswett bewerbs (yardsti ck competi ti on).170 Danach 
sorgt bereits die Verfügbarkeit von vergleichbaren Informati onen 
bzw. der Informati onsfl uss für einen Wett bewerb zwischen Ins-
ti tuti onen. Unterschiedliche Belastungsniveaus in Gebietskörper-

167 Siehe Mehr Demokrati e (2013).
168 Vgl. Tiebout (1956). Zur Tiebout-Hypothese siehe auch Feld (2000), S. 26ff .
169 Vgl. Brennan/Buchanan (1988), S. 219ff .
170 Vgl. Wrede (2001), S. 705ff .
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schaft en machen die Steuerpoliti k der Regierungen für Wähler 
vergleichbar. Bei sonst gleich bleibenden Rahmenbedingungen 
werden die Wähler vergleichsweise niedrigere Belastungsniveaus 
gouti eren und Regierungen mit relati v hohen Belastungsniveaus 
abstrafen. Somit kann Steuerwett bewerb in Verbindung mit einer 
Dezentralisierung, also einer verstärkten Aufgaben- und Einnah-
meautonomie unterer Ebenen, wie z. B. der Bundesländer oder 
Kommunen, die Reduzierung der Steuerbelastung fördern.171 

Gegen den Steuerwett bewerb wird vorgebracht, dass er zu einem 
ruinösen Steuersenkungswett lauf führen kann. Gebietskörper-
schaft en könnten sich bei der Steuerbelastung gegenseiti g unter-
bieten, um die Standortatt rakti vität zu erhöhen. Folglich würde 
dies Ausgabenreduzierungen und ein nicht effi  zientes Angebot an 
öff entlichen Gütern nach sich ziehen.172 Für diese Argumentation 
findet sich jedoch keine empirische Evidenz. Angesichts der 
relativ hohen Ausgabenniveaus und einer häufi g anzutreff enden 
Übererfüllung von Pfl ichtaufgaben in Ländern und Kommunen 
dürft en die Bedenken für Deutschland ohnehin nicht zutreff en. 

Aus ordnungsökonomischer bzw. ordnungspoliti scher Sicht ist die 
Stärkung des fi skalischen Wett bewerbs ohnehin positi v zu wer-
ten. Ein Wett bewerb zwischen Gebietskörperschaft en setzt ein 
Entdeckungsverfahren in Gang173, in dem verschiedene steuer- 
und fi skalpoliti sche Experimente ausprobiert werden könnten. 
Nach dem „Versuch-und-Irrtum-Prinzip“ würden erfolgreiche Ex-
perimente zur Nachahmung in anderen Gebietskörperschaft en 
anregen. Auf der anderen Seite würden gescheiterte Experimente 
andere Gebietskörperschaft en vor gleichen Fehlern bewahren.174 

171 Vgl. mit entsprechenden Quellennachweisen Feld/Schaltegger (2012), S. 119f.
172 Siehe auch Kapitel II.9, S. 69f.
173 Vgl. Hayek (1968).
174 Vgl. Frey (1977); Oates (1999).
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Auch die empirische Evidenz liefert Indizien für eine Reduzierung 
der Steuerbelastung durch Steuerwett bewerb. Empirische Unter-
suchungen für die Schweiz zeigen, dass Steuerwett bewerb, der 
vor allem mit fi skalischer Dezentralisierung einhergeht, also der 
verstärkten Verlagerung von Aufgaben und Einnahmeautonomie 
auf untere Ebenen, zu niedrigeren Staatsausgaben sowie -einnah-
men und somit zu niedrigerer Steuerbelastung führt.175 

Eine Voraussetzung für funkti onierenden fi skalischen Wett be-
werb, also dem Steuerwett bewerb und dem Wett bewerb um 
öff entliche Leistungen, ist die bereits im vorangegangenen Ka-
pitel genannte insti tuti onelle Kongruenz.176 Die Entscheidungs-
träger, Nutznießer und Finanziers fi skalischer Maßnahmen müs-
sen identi sch sein. Im Ergebnis führt diese Voraussetzung zur 
(räumlichen) fi skalischen Äquivalenz, also dazu, dass diejenigen, 
die einen Anspruch auf besti mmte Leistungen haben, auch zur 
Finanzierung dieser herangezogen werden.177 Dadurch werden 
externe Eff ekte verhindert.178 Will zum Beispiel Kommune A ei-
nen Kindergarten zur Unterbringung der dort ansässigen Kinder 
errichten, darf sie zur Finanzierung nur ihre Bürger und nicht die 
Bürger der Kommune B heranziehen. Anders ist es zum Beispiel 
bei einer Hochschule, die in der Regel nicht nur von Studenten 
am gleichen Standort, sondern auch von Studenten aus anderen 
Gebietskörperschaft en beansprucht wird. Würden nur Bürger der 
Kommune, in der sich die Hochschule befi ndet, zur Hochschul-
fi nanzierung herangezogen, würden Nutznießer und Finanzierung 
auseinanderfallen, wenn auch Studenten aus anderen Gemein-
den die Hochschule besuchen würden. Ähnlich verhält es sich 
mit der Verkehrsinfrastruktur. Die fi skalische Äquivalenz wäre 
in diesen Fällen verletzt. Fiskalischer Wett bewerb kann also nur 

175 Vgl. Feld (2000); Kirchgässner/Feld (2004); Feld/Kirchgässner/Schaltegger (2010). Sie-
he auch m. w. N. Feld (2004).

176 Siehe Kapitel II.7, S. 52.
177 Vgl. Blankart (2011), S. 628.
178 Vgl. Feld (2004), S. 44ff .
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funk ti onieren, „wenn es sich um regionale Leistungen handelt, 
die sich besti mmten Nutzergruppen zuordnen lassen und keine 
nennenswerten externen Eff ekte erzeugen“179.

Analog dazu muss bei einem Steuerwett bewerb verhindert wer-
den, dass durch Steuerentscheidungen einer Gebietskörperschaft  
die Finanzen einer anderen Gebietskörperschaft  beeinfl usst wer-
den. Dies geschieht in Deutschland durch Fehlkonstrukti onen im 
Finanzausgleich. Wie bereits oben ausführlich erläutert, führt 
zum Beispiel eine Erhöhung der Grunderwerbsteuer in einem 
Bundesland zur Benachteiligung anderer Bundesländer.180 

Die theoreti schen und empirischen Erkenntnisse legen es nahe, 
den fi skalischen Wett bewerb in Deutschland zu fördern. Hierzu 
bedarf es geeigneter Rahmenbedingungen. So sind erstens die 
staatlichen Aufgaben stärker zu dezentralisieren und zweitens die 
Einnahmeautonomie der Kommunen, aber auch der Bundeslän-
der, in Bezug auf die Gestaltung von Steuersätzen und Steuerbe-
messungsgrundlagen zu stärken. Vorbild für Deutschland könnte 
die Schweiz sein, in der Aufgaben und Einnahmen stärker dezen-
tralisiert und die Steuer- und Finanzautonomie deutlich stärker 
ausgeprägt sind.181 

Stärkung der kommunalen Finanzautonomie

Gemäß dem Subsidiaritätsprinzip sollten staatliche Aufgaben vor-
zugsweise auf kleinster lokaler Ebene angesiedelt sein, also bei 
den Kommunen.182 Kommunen sind „näher am Bürger“. Kommu-
nale Regierungen sind meistens besser über die Wünsche und 
Präferenzen der Bürger informiert183 und können Aufgaben effi  -

179 Scherf (2013), S. 2.
180 Siehe Kapitel II.6.
181 Ein Vergleich zwischen der deutschen und schweizerischen Finanzverfassung fi ndet 

sich bspw. bei Feld (2004), S. 11ff .
182 Vgl. Zimmermann (2009), S.22f.
183 Vgl. Kerber (1998), S. 209ff .
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zienter erfüllen als übergeordnete Ebenen. Nur wenn die untere 
Ebene nicht in der Lage ist, eine besti mmte staatliche Aufgabe 
hinreichend effi  zient zu erfüllen, sollte diese auf höhere Ebenen, 
also auf Landes- oder Bundesebene verlagert werden. Beispiele 
dafür sind umwelt- oder verteidigungspoliti sche Aufgaben.

Die prakti sche Umsetzung des Subsidiaritätsprinzips in Deutsch-
land verlangt also, zunächst mehr Aufgaben auf die kommunale 
Ebene zu übertragen.184 Damit Kommunen ihre Aufgaben hinrei-
chend fi nanzieren können, bedarf es zudem einer angemessenen 
Finanzausstatt ung. Bei zugewiesenen Aufgaben muss das Kon-
nexitätsprinzip beachtet werden. Weisen Bund und Länder den 
Kommunen Aufgaben zu, müssen sie auch deren Finanzierung 
sicherstellen. Hier gibt es aktuell noch Defi zite, weshalb eine sol-
che Finanzierungsverantwortung bei Auft ragsaufgaben gesetzlich 
verankert werden sollte.185 

Des Weiteren bedarf es einer verstärkten Einnahmeautonomie 
der Kommunen. Damit ein fi skalischer Wett bewerb funkti onieren 
kann, müssen Kommunen über ihre Einnahmen autonom ent-
scheiden können. Bisher haben die Kommunen die Möglichkeit, 
die Höhe der Grund- und Gewerbesteuer zu variieren und zudem 
örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuern zu erheben. Diese Pra-
xis ist jedoch mit zahlreichen Nachteilen verbunden und sollte 
deshalb grundlegend reformiert werden. So ist die Grundsteu-
er veraltet und sollte reformiert werden.186 Die Gewerbesteuer 
weist viele Mängel und Nachteile auf.187 Sie sollte deshalb vor al-
lem durch ein Zu- und Abschlagsrecht auf die Einkommen- und 

184 So könnten Gemeinden durchaus mehr Aufgaben von Bund und Ländern überneh-
men. Vor allem sollten sie solche Aufgaben übernehmen, die überwiegend den Bür-
gern einer Kommune zugutekommen, wie z. B. die soziale Wohnraumförderung. Des 
Weiteren könnten die Kommunen z. B. Aufgaben im Bereich der Arbeits- und Kultur-
förderung sowie Kompetenzen bzgl. des Ladenschluss- und Gaststätt enrechts über-
nehmen.

185 Vgl. Scherf (2011), S. 517f.
186 Siehe ausführlich DSi (2013d), S. 214ff .
187 Vgl. im Einzelnen KBI (2002a), S. 103ff .
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Körperschaft steuer ersetzt werden.188 Der Kreis der Steuerzahler 
würde ausgeweitet, weil nun alle Bürger und Unternehmen an 
der Finanzierung kommunaler Leistungen beteiligt wären. Von 
Steueränderungen wären damit nicht nur Unternehmen, sondern 
auch die Bürger direkt betroff en. Daher müsste die Politik den 
Widerstand einer größeren Gruppe von Belasteten gegen Steu-
erentscheidungen fürchten. Der Steuerwett bewerb würde somit 
intensiviert, was tendenziell einer Begrenzung der Steuerbelas-
tung förderlich ist.189 Schließlich könnte die Finanzausstatt ung der 
Kommunen durch den Ersatz der Gewerbesteuer versteti gt wer-
den, sodass die Erhebung örtlicher Verbrauch- und Aufwandsteu-
ern nicht erforderlich wäre. Diese wären möglichst abzuschaff en, 
da sie das Steuerrecht unnöti g komplizieren und fi skalisch wenig 
ergiebig sind.190 

Kasten 8:  Steuerautonomie der deutschen Länder und Kom-
munen

2014 lagen die Steuereinnahmen der Bundesländer bei 254,3 
Mrd. Euro. Davon entf ielen jedoch nur 17,6 Mrd. Euro auf rei-
ne Landessteuern: die Erbschaft -, Grunderwerb-, Rennwett - 
und Lott erie-, Feuerschutz- sowie Biersteuer. Allerdings haben 
die Länder lediglich bei der Grunderwerbsteuer (Aufk ommen 
2014: 9,3 Mrd. Euro) einen begrenzten Gestaltungsspielraum, 
indem sie den Steuersatz autonom festlegen dürfen. Somit ha-

188 Vgl. ebd., S. 166ff .; DSi (2013d), S. 184ff .
189 Vor der Einführung kommunaler Zu- und Abschlagsrechte sollte in einem ersten Schritt  

der kommunale Anteil an der Einkommensteuer im Steuerbescheid separat ausgewie-
sen werden. Dadurch wird für den Steuerzahler ersichtlich, wie viel Einkommensteuer 
seine Wohnsitzgemeinde erhält. Dies erhöht die Transparenz und Merklichkeit der 
Steuerbelastung und ermöglicht es den Bürgern, den Steuer-Leistungs-Mix der Ge-
meinde besser als bisher zu beurteilen. Das dürft e den Rechtf erti gungsdruck und das 
Kostenbewusstsein der Politi k erhöhen und damit den fi skalischen Wett bewerb auf 
kommunaler Ebene stärken. Vgl. KBI (2002a), S. 200ff ., Zimmermann (2009), S. 166f. 
und Schulte (2014), S. 12. 

190 Vgl. DSi (2013d), S. 322ff . Siehe auch Kapitel II.1, S. 11ff .
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ben die Länder lediglich auf 3,7 Prozent ihrer Steuereinnahmen 
direkten Einfl uss. 

Im Vergleich zu den Bundesländern ist die kommunale Steu-
erautonomie größer. Die Steuereinnahmen der Kommunen 
betrugen 2014 87,6 Mrd. Euro. Davon waren rund 58 Prozent 
Einnahmen aus kommunalen Steuern, allen voran aus der Ge-
werbesteuer sowie der Grundsteuer. Hinzu kommt das Auf-
kommen aus sonsti gen kommunalen Bagatellsteuern (siehe 
Kasten 2). Die Kommunen haben sowohl bei der Gewerbe- als 
auch der Grundsteuer ein Recht zur Festsetzung ihres Hebe-
satzes. Ebenfalls dürfen sie die Steuersätze der örtlichen Ver-
brauch- und Aufwandsteuern autonom festlegen.

Stärkung der Finanzautonomie der Länder / Abbau von Mischfi -
nanzierungen

Auch auf Landesebene sollten Voraussetzungen für einen funk-
ti onierenden fi skalischen Wett bewerb geschaff en werden. Hier 
wäre zunächst zu prüfen, welche Aufgaben die Länder im Zuge 
einer Dezentralisierung vom Bund übernehmen können, die die 
Kommunen nicht leisten sollten. So könnten insbesondere die Ge-
meinschaft saufgaben, die derzeit sowohl vom Bund als auch von 
den Ländern fi nanziert werden, vollständig auf die Länder über-
tragen werden. Solche Mischfi nanzierungen sind mit schwerwie-
genden Mängeln und Nachteilen verbunden; vor allem leisten sie 
erhöhten Staatsausgaben und folglich zusätzlichen Belastungen 
der Steuerzahler Vorschub. Daher sollten sie grundsätzlich abge-
baut werden. 191

Dazu gehört beispielsweise die Gemeinschaft saufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“. Die Beteiligung 

191 Vgl. KBI (2001). Siehe auch Bundesrechnungshof (2015).
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des Bundes an der Finanzierung der Gemeinschaft saufgabe lässt 
sich ökonomisch nicht hinreichend begründen. Eine Mitf inanzie-
rung von regionalen Maßnahmen wäre nämlich nur dann sach-
gerecht, wenn von diesen Maßnahmen bedeutende „spillover-
Eff ekte“ auf übergeordnete Gebiete ausgehen, die nicht ausrei-
chend internalisiert werden können. Auf die Bund-Länder-Bezie-
hung übertragen, würde dies bedeuten, dass vom Nutzen der 
einzelnen Maßnahmen nicht nur die Bundesländer profitieren 
würden, sondern auch der Bund.192 Solche Eff ekte können aber 
bei dieser Gemeinschaft saufgabe ausgeschlossen werden, weil 
der Nutzen der Maßnahmen regional begrenzt ist. 193 Daher sollte 
die Finanzierung von Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes nicht dem Bund, sondern viel-
mehr den Bundesländern obliegen.194 

Zudem sollten die Gemeinschaft saufgaben im Bildungswesen 
vollständig in die Landesverantwortung übertragen werden, wie 
z. B. die sogenannte Exzellenzinitiative. Diese Gemeinschaft sauf-
gaben dienen der Hochschulfi nanzierung, die gemäß Grundge-
setz Aufgabe der Länder ist. 

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben sollten auch die Bundesländer an-
gemessene Finanzierungsmitt el erhalten. Im Interesse eines 
funkti onierenden Steuerwett bewerbs sollte die Finanzauto-
nomie der Bundesländer so groß wie möglich sein. Bisher kön-
nen die Bundesländer lediglich bei der Grunderwerbsteuer 
den Steuersatz autonom besti mmen. Über die Steuersätze und 
Bemessungsgrundlagen anderer Steuern, deren Aufkommen den 
Ländern zusteht, können sie nicht eigenverantwortlich entschei-
den. Mit der sehr geringen Eigenverantwortlichkeit bezüglich der 
eigenen Steuereinnahmen sind die deutschen Bundesländer im 

192 Vgl. ebd., S. 40f.
193 Vgl. SVR Wirtschaft  (2006), Tz. 459; Koester (1997), S. 349.
194 Vgl. auch Baretti   et al. (2000), S. 166.
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internati onalen Vergleich mit ähnlichen föderalen Staaten „ein 
absoluter Sonderfall, ein Exot im Spektrum der Föderalstaaten“195. 

Die Entscheidungsmacht über lediglich ein Finanzierungsinstru-
ment führt dazu, dass die Länder dieses stark strapazieren. Die 
Steuersätze bei der Grunderwerbsteuer steigen seit Jahren kon-
ti nuierlich an (siehe Kasten 6). Dadurch werden die Wohnkosten 
unnöti g in die Höhe getrieben.196 Um die einseiti ge Belastung der 
Wohnkosten zu begrenzen, ist den Bundesländern eine Autono-
mie über weitere Steuerarten zu gestatt en, die derzeit in der Ge-
staltungsmacht des Bundes sind. 

Denkbar wäre zum Beispiel eine Regionalisierung der Erbschaft -
steuer.197 Außerdem könnte erwogen werden, den Bundeslän-
dern ein Zu- und Abschlagsrecht auf die Einkommen- und Körper-
schaft steuer zu gewähren.198 

9.  Internati onaler Steuerwett bewerb 

Nicht nur auf nati onaler, sondern auch auf europäischer Ebene 
muss auf eine Begrenzung der Steuerbelastung hingewirkt wer-
den. Die Mitgliedstaaten der EU sind an besti mmte europarecht-
liche Vorgaben zur Steuerpoliti k gebunden, die zum Belastungs-
ansti eg beitragen können.

195 Thöne (2014), S. 18.
196 Vgl. DSi (2015b), S. 3.
197 Vgl. DSi (2013d), S. 178ff . Die Wett bewerbswirkungen dieser Maßnahme wären aber 

allein schon aufgrund des geringen Steueraufk ommens sehr begrenzt. Die Erbschaft -
steuer wird zudem aufgrund ihrer derzeiti gen Ausgestaltung als ungeeignet für eine 
Regionalisierung angesehen. Daher wird im Zuge einer Regionalisierung auch ein 
Übergang auf das sogenannte Niedrigsteuermodell empfohlen. Vgl. Thöne (2014), 
S. 57ff . Zum „Niedrigsteuermodell“ siehe auch DSi (2013d), S. 166ff .

198 Vgl. zuletzt Schulte (2014).
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Abschaff ung von Mindeststeuersätzen für indirekte Steuern 

So legt das EU-Recht für die allgemeine Umsatzsteuer und einige 
spezielle Verbrauchsteuern (Energie-, Strom-, Tabaksteuer und Al-
koholsteuern) verbindliche Mindeststeuersätze fest, die von den 
Mitgliedstaaten nicht unterschritt en werden dürfen. Zudem gelten 
für die genannten Steuern einheitliche Bemessungsgrundlagen.

Die Festlegung von Mindeststeuersätzen sowie einheitlicher Be-
messungsgrundlagen für einzelne Steuern auf supranati onaler 
Ebene schränkt die nati onale Steuerpoliti k ein und kann zum An-
sti eg der Steuerbelastung führen oder zumindest eine weiterge-
hende Reduzierung des Belastungsniveaus verhindern, weil die 
Vorgaben nicht unterschritt en werden dürfen. Daher sind Besti m-
mungen der EU zu einheitlichen Steuersätzen und einheitlichen 
Steuerbemessungsgrundlagen grundsätzlich abzulehnen. Dafür 
sprechen auch die nachfolgenden Gründe.

Strukturelle Unterschiede zwischen den Volkswirtschaft en in 
den EU-Mitgliedstaaten haben weiterhin Bestand und können 
naturgemäß nicht nivelliert werden. Für unterschiedliche Volks-
wirtschaft en sind aber unterschiedliche Steuersysteme und 
Steuersätze grundsätzlich sinnvoll, da die opti male Steuerstruk-
tur beispielsweise von der einkommensbedingten Nachfrage, 
der Ausstatt ung mit immobilen Faktoren oder der Effi  zienz der 
Steuer verwaltung abhängt.199 Nachdem die Mitgliedstaaten ihre 
Souveränität bezüglich der Geld- und Wechselkurspoliti k an die 
EZB abgegeben haben, wäre es zudem nicht ratsam, auch noch 
die Fiskal- und Steuerpoliti k zu vereinheitlichen. Dies würde die 
Flexibilität bzw. Anpassungsfähigkeit der nati onalen Volkswirt-
schaft en stark einschränken.200 Auf gesamtwirtschaft liche Ver-
werfungen könnten die Mitgliedstaaten nicht mehr angemessen 
mit einer eigenständigen Fiskalpoliti k reagieren. 

199 Vgl. Vaubel (1993), S. 101.
200 Vgl. Heinemann (1999), S. 185.
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 Grundsätzlich geht eine Steuerharmonisierung mit einer Ein-
schränkung des Steuerwett bewerbs einher. Befürworter einer 
Steuerharmonisierung in der EU argumenti eren, dass der Steuer-
wett bewerb einen ruinösen Steuersenkungswett lauf verursa-
chen kann. Die Staaten würden versuchen, sich gegenseiti g bei 
den Steuersätzen zu unterbieten, um ihre Standortatt rakti vität zu 
erhöhen. Dies führe schließlich zu geringeren Steuereinnahmen 
und erzwänge folglich Staatsausgabenreduzierungen, was in ei-
nem nicht effi  zienten Angebot an öff entlichen Gütern münden 
würde.201 Eine Steuerharmonisierung sei in diesem Szenario ef-
fi zienzsteigernd. Gegner der Steuerharmonisierung und Befür-
worter des Steuerwett bewerbs argumenti eren dagegen, dass der 
Steuerwett bewerb disziplinierend auf die Staatstäti gkeit wirkt 
und zu Wohlfahrtssteigerungen führen kann.202 Diese These be-
ruht auf der Annahme, dass die Staatsausgaben in den konkurrie-
renden Staaten bereits auf einem ineffi  zient hohen Niveau sind. 
Für die meisten EU-Mitgliedstaaten ist dies eine realitätsnahe An-
nahme. Der Steuerwett bewerb würde die Staaten zwingen, un-
nöti ge Staatsausgaben und die Bürokrati e zu reduzieren.203 Es ist 
zudem unwahrscheinlich, dass Staaten infolge eines Steuerwett -
bewerbs wichti ge öff entlich bereitgestellte Leistungen nicht mehr 
anbieten würden. Denn nicht nur die Steuerlast, sondern auch 
öff entlich bereitgestellte Leistungen, wie z. B. eine intakte Ver-
kehrsinfrastruktur oder ein funkti onierendes Justi zwesen, sind 
relevante Standortf aktoren. Die empirische Evidenz deutet indes 
darauf hin, dass Steuerwett bewerb zur Begrenzung der Steuerbe-
lastung beitragen kann.204

Zwar hat die Harmonisierung der indirekten Steuern auf EU-Ebe-
ne zur Abschaff ung einiger kleinerer spezieller Verbrauchsteuern 

201 Vgl. m. w. N. Haucap (2010), S. 3.
202 Siehe bereits Kapitel II.8.
203 Vgl. m. w. N. Haucap (2010), S. 3.
204 Siehe Kapitel II.8.
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in Deutschland (Leuchtmitt el-, Salz-, Tee- und Zuckersteuer) und 
damit tendenziell zu einer Begrenzung der Steuerbelastung ge-
führt – was übrigens auch im nati onalen Alleingang möglich ge-
wesen wäre. Allerdings wurden auf der anderen Seite quanti tati v 
wesentlich bedeutendere Verbrauchsteuern, die mangels hinrei-
chender Rechtf erti gung abgeschaff t gehören, durch die Festle-
gung von EU-Mindeststeuersätzen zementi ert. Aufgrund dieser 
Mindeststeuersätze besteht nämlich fakti sch eine Verpfl ichtung 
zur Erhebung der regulierten Steuern. Die Zementi erung entbehr-
licher Steuern trägt damit zur hohen Steuerbelastung in Deutsch-
land bei. Zu den entbehrlichen Steuern gehören die Stromsteuer, 
die Tabaksteuer und die Alkoholsteuern.205 

Hinzu kommt, dass die Mitgliedstaaten eine unterschiedliche Ge-
sundheits-, Energie-, Umwelt- und Verbraucherpoliti k verfolgen, 
in deren Dienst spezielle Verbrauchsteuern als Lenkungssteuern 
gestellt werden. Daher wäre es folgerichti g, auch die Gestaltungs-
hoheit über die entsprechenden speziellen Verbrauchsteuern in 
die Verantwortung der Mitgliedstaaten zu geben.206

Auch die Festsetzung von EU-Mindeststeuersätzen für die all-
gemeine Umsatzsteuer ist abzulehnen. Die Umsatzsteuerhar-
monisierung sollte ursprünglich mit der Implementi erung des 
Ursprungslandprinzips einhergehen, das durchaus Wett bewerbs-
verzerrungen im innereuropäischen Warenverkehr hervorrufen 
kann.207 Doch die Versuche, die Umsatzbesteuerung nach dem 
Ursprungslandprinzip umzusetzen, sind wiederholt gescheitert.208 
Mitt lerweile wird die Umsetzung des Ursprungslandprinzips von 

205 Während sich die Steuersätze in Deutschland für Tabak- und Alkoholsteuern nahe des 
Niveaus der EU-Mindeststeuersätze bewegen, liegt der Stromsteuersatz beim mehr 
als 20fachen des EU-Mindeststeuersatzes (vgl. DSi 2013d, S. 265ff . und 285ff .). Zur 
mangelnden Rechtf erti gung von Tabak- und Alkoholsteuern siehe auch Fichte (2014).

206 Siehe speziell zu Internalisierung externer Eff ekte mitt els der Tabaksteuer Steidl/Wig-
ger (2013), S. 13.

207 Vgl. Steidl/Wigger (2013), S. 7.
208 Vgl. Europäische Kommission (2001); Genschel (2002), S. 65ff .
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der Europäischen Kommission als politi sch nicht durchsetzbar 
erachtet und wurde als Ziel aufgegeben.209 Daher wird die Um-
satzsteuer in den EU-Mitgliedstaaten weiterhin nach dem Besti m-
mungslandprinzip erhoben. Das Besti mmungslandprinzip wirkt 
jedoch aufgrund des Grenzausgleichs im internati onalen Handel 
wett bewerbsneutral, weil Waren im Inland unabhängig von ihrer 
Herkunft  zu gleichen Steuerkonditi onen angeboten werden,210 
sodass es keiner Regulierung bezüglich der Steuersätze und der 
Steuerbemessungsgrundlage bedarf.211 

 Ohnehin kann eine Nivellierung der nati onalen Steuersätze nur 
erreicht werden, wenn auch Höchststeuersätze vorgegeben wer-
den. Werden nur Mindeststeuersätze festgelegt, sind die EU-Mit-
gliedstaaten weiterhin befugt, den nati onalen Steuersatz beliebig 
zu erhöhen. Die Folge kann eine große Spreizung der Steuersätze 
sein, wie sie in der EU tatsächlich zu beobachten ist. Die Band-
breite beim regulären Umsatzsteuersatz liegt aktuell zwischen 17 
und 27 Prozent (siehe Tabelle 5). Abschließend sei angemerkt, 
dass eine weitgehende Nivellierung der Mehrwertsteuersätze in 
der EU rechtlich unzulässig ist, weil sie dem Subsidiaritätsprinzip 
zuwiderläuft und die nati onale Souveränität der Mitgliedstaaten 
zu stark einschränken würde.212

209 Vgl. Europäische Kommission (2011c).
210 Vgl. Steidl/Wigger (2013), S. 7. Die Wett bewerbsneutralität gilt allerdings nur bei ei-

ner isolierten Betrachtung der Mehrwertsteuer, nicht aber bei der Betrachtung des 
gesamten Steuersystems, weil die direkten Steuern weiterhin nach dem Ursprungs-
landprinzip erhoben werden. Vgl. Fuest (1995), S. 63. 

211 Hinzu kommt, dass das Besti mmungslandprinzip eher als das Ursprungslandprinzip 
dem Erfordernis einer gerechten und gleichmäßigen Besteuerung der inländischen 
Steuerzahler entspricht. Denn beim Besti mmungslandprinzip werden alle Güter im 
Inland unabhängig von ihrer Herkunft  mit dem gleichen Steuersatz belegt. Zudem ist 
die nati onale Steuerautonomie beim Besti mmungslandprinzip größer, weil die Mit-
gliedstaaten die Steuersätze nach ihren eigenen Vorstellungen gestalten können und 
das Steueraufk ommen dem Land zufl ießt, in dem die Güter verbraucht werden. Damit 
kombiniert das Besti mmungslandprinzip „auf ideale Weise nati onale Steuerautono-
mie mit internati onaler Wett bewerbsneutralität.“ Scherf (2011), S. 355.

212 Vgl. m. w. N. Englisch (2015), Rz. 5.
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Tabelle 5:  Umsatzsteuersätze in den EU-Mitgliedstaaten in Prozent 
(Stand: 01.09.2015)

Mitgliedstaat
stark 

ermäßigter 
Steuersatz

ermäßigter 
Steuersatz

normaler 
Steuersatz

Zwischen-
steuersatz

Belgien – 6 / 12 21 12

Bulgarien – 9 20 –

Dänemark – – 25 –

Deutschland – 7 19 –

Estland – 9 20 –

Finnland – 10 / 14 24 –

Frankreich 2,1 5,5 / 10 20 –

Griechenland – 6 / 13 23 –

Großbritannien – 5 20 –

Irland 4,8 9 / 13,5 23 13,5

Italien 4 10 22 –

Kroati en – 5 / 13 25 –

Lett land – 12 21 –

Litauen – 5 / 9 21 –

Luxemburg 3 8 17 14

Malta – 5 / 7 18 –

Niederlande – 6 21 –

Österreich – 10 20 12

Polen – 5 / 8 23 –

Portugal – 6 / 13 23 13

Rumänien – 5 / 9 24 –

Schweden – 6 / 12 25 –

Slowenien – 9,5 22 –

Slowakei – 10 20 –
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Mitgliedstaat
stark 

ermäßigter 
Steuersatz

ermäßigter 
Steuersatz

normaler 
Steuersatz

Zwischen-
steuersatz

Spanien 4 10 21 –

Tschechien – 10 / 15 21 –

Ungarn – 5 / 18 27 –

Zypern – 5 / 9 19 –

Quelle: Europäische Kommission (2015a).213 214 

Kasten 9:  Gemeinsame konsolidierte Körperschaft steuer-
Bemessungsgrundlage

Auf EU-Ebene gibt es bereits seit einigen Jahren Bemühun-
gen, die Unternehmensbesteuerung zu harmonisieren. Eine 
Harmonisierung soll vor allem Wett bewerbsverzerrungen be-
seiti gen und einen fairen Steuerwett bewerb fördern. Damit 
soll die (legale) Steuerplanung internati onal täti ger Konzerne, 
die Gewinne nicht in den Staaten versteuern, wo sie erwirt-
schaft et wurden, sondern in Staaten mit niedrigem Besteue-
rungsniveau verlagern, begrenzt werden. Diese Steuerplanung 
wird unter der Bezeichnung „Base erosion and profi t shift ing“ 
(BEPS) diskuti ert.213

2011 legte die EU-Kommission einen ausführlichen Vorschlag 
für eine Richtlinie des Rates über eine Gemeinsame konsoli-
dierte Körperschaft steuer-Bemessungsgrundlage (GKKB) vor.214 
Der Vorschlag verfolgt einen dreistufi gen Ansatz: Erstens sollen 
Gewinne nach einheitlichen, harmonisierten Regeln ermitt elt 
werden. Zweitens sollen die so ermitt elten Gewinne der einzel-
nen, innerhalb der EU täti gen, Konzerneinheiten zusammenge-

213 Für eine Auseinandersetzung mit den Vor- und Nachteilen einer Harmonisierung der 
Körperschaft steuer siehe bspw. BMF-Beirat (2007).

214 Siehe Europäische Kommission (2011a). 
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215 216 217 

fasst bzw. konsolidiert werden. Dritt ens soll das so ermitt elte 
Gesamtergebnis eines Konzerns und somit die steuerliche Be-
messungsgrundlage mitt els einer Formel auf die Mitgliedstaa-
ten, in denen es erzielt wurde, zerlegt werden. Die anteilige 
Bemessungsgrundlage würde dann mit den jeweiligen Steuer-
sätzen der Mitgliedstaaten besteuert werden.

Der Kommissionsvorschlag erfordert die Zusti mmung aller EU-
Mitgliedstaaten, die jedoch fehlt und auch nicht zu erwarten 
ist. Aufgrund der vorgeschlagenen grundlegenden Änderungen 
der Unternehmensbesteuerung befürchten die Mitgliedstaa-
ten Verluste der steuerlichen Bemessungsgrundlage und hohe 
Umstellungskosten für Unternehmen.215 Wie sich der Kommis-
sionsvorschlag konkret auf die Belastung der Unternehmen 
auswirken würde, kann aufgrund der darin enthaltenen erheb-
lichen Änderungen und gewissen Unklarheiten nicht verlässlich 
besti mmt werden. Eine quanti tati ve Folgenabschätzung auf 
Basis des Jahres 2011 kommt indes zu dem Ergebnis, dass die 
eff ekti ve Unternehmenssteuerbelastung im EU-Durchschnitt  
um 0,06 Prozent geringer ausfallen würde. In etwa der Hälft e 
der Mitgliedstaaten würde es zu einem Ansti eg und in der an-
deren Hälft e zu einer Reduzierung der Belastung kommen.216

Da der Kommissionsvorschlag bisher keine Zusti mmung fand, 
hat die EU-Kommission im Juni 2015 einen neuen Akti onsplan 
für eine faire und effi  ziente Unternehmensbesteuerung veröf-
fentlicht.217 Darin kündigt sie an, 2016 ein neues Konzept zur 
GKKB vorzulegen, die dann schritt weise eingeführt werden 
soll. Der Fokus liegt zunächst auf der Harmonisierung der Ge-

215 Vgl. Hennrichs (2015), Rz. 63.
216 Vgl. Spengel et al. (2013), S. 11ff . Im Vergleich von vier Branchen würden Energieun-

ternehmen und Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes jedoch belastet, dafür 
Unternehmen im Handel und Baugewerbe entlastet.

217 Siehe Europäische Kommission (2015b).
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218

winnermitt lung (Stufe 1); ein Vorschlag zur Konsolidierung der 
Bemessungsgrundlage und zur Zerlegung auf die einzelnen 
Mitgliedstaaten (Stufe 2+3) soll zu einem späteren Zeitpunkt 
erfolgen. Somit würde aus der GKKB eine GKB. Es ist zudem 
nicht vorgesehen, die Körperschaft steuersätze zu harmonisie-
ren.

Infolge einer Harmonisierung der Körperschaft steuerbemes-
sungsgrundlage drohen eine Begrenzung des Steuerwett be-
werbs sowie eine Einschränkung der nati onalen Steuerautono-
mie. Beides kann zu einem Ansti eg der Steuerbelastung füh-
ren. Ferner ist zu befürchten, dass einer Harmonisierung der 
Bemessungsgrundlage die Vereinheitlichung der Körperschaft -
steuersätze folgt. Eine solch weitgehende Nivellierung wäre in-
des abzulehnen und möglicherweise sogar unzulässig, weil sie 
dem Subsidiaritätsprinzip zuwiderläuft .218

Keine EU-Steuererhebungskompetenz

Die geltenden Regeln des EU-Vertrags gewähren der EU keine ei-
gene Steuererhebungskompetenz. Die EU ist somit nicht befugt, 
zur Finanzierung ihrer Ausgaben eine eigene Steuer zu erheben.219 
Die Einführung einer EU-Steuererhebungskompetenz bedarf da-
her einer Änderung des EU-Vertrags, der von allen 28 Mitglied-
staaten rati fi ziert werden müsste. Insofern ist dies bereits eine 
hohe rechtliche Schranke. 

Dennoch wird wiederkehrend über eine EU-Steuererhebungs-
kompetenz diskuti ert.220 „Der Vorschlag, die Europäische Union 
mit einer eigenen Besteuerungskompetenz zu versehen, ist so alt 

218 Siehe Europäische Kommission (2015b).
219 Vgl. z. B. Waldhoff  (2011).
220 So wurde jüngst eine eigene Steuer für die Euro-Zone in die Diskussion gebracht. Sie-

he DER SPIEGEL, Ausgabe Nr. 31/2015, S. 28ff .
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wie die EU selbst.“221 Er wurde in der Vergangenheit immer wie-
der in die politi sche Diskussion geworfen. Doch die Einführung 
einer EU-Steuer ist bis heute nicht erfolgt und auch künft ig eher 
unwahrscheinlich. Das heißt aber nicht, dass die Versuche, eine 
EU-Steuer einzuführen, in Zukunft  unterbleiben. Ganz im Gegen-
teil: Ähnlich wie bei der immer wiederkehrenden Diskussion um 
die Reakti vierung der Vermögensteuer in Deutschland222 ist zu er-
warten, dass auch die Rufe nach einer EU-Steuer in Zukunft  wie-
der lauter werden.

Eine eigene EU-Steuererhebungskompetenz ist strikt abzuleh-
nen.223 Es ist nämlich zu befürchten, dass eine EU-Steuer zur Er-
höhung der Gesamtbelastung beitragen würde, denn es ist un-
wahrscheinlich, dass die Einführung einer neuen Steuer aufk om-
mensneutral und ohne Mehrbelastung der Steuerzahler erfolgt. 
Auch wenn im Gegenzug zur Einführung einer neuen EU-Steuer 
die Brutt onati onaleinkommen- oder Mehrwertsteuer-Eigenmitt el 
der EU im selben Umfang reduziert würden, bedeutet dies noch 
keine Entlastung der Steuerzahler. Denn durch die Reduzierung 
der EU-Eigenmitt el würden zunächst die nati onalen Staatshaus-
halte entlastet. Ob diese Entlastungen an die Steuerzahler mitt els 
Steuersenkungen weitergeben würden, ist zweifelhaft .224 Denn 
wie die Erfahrungen aus der Vergangenheit lehren, werden frei 
verfügbare Mitt el eher für neue Staatsausgaben als für Steuer-
senkungen verwendet. Wahrscheinlich wäre aber auch, dass die 
EU eine Steuererhebungskompetenz nutzt, um ihre Aufgaben 
und damit Ausgaben auszuweiten, anstatt  die Eigenmitt el zu re-
duzieren. 

221 Blankart (2011), S. 691.
222 Siehe zur Vermögensteuer DSi (2013d), S. 325ff .
223 Zu den Nachteilen einer EU-Steuererhebungskompetenz siehe bereits KBI (2009c), 

S. 103ff .
224 So auch Raddatz/Schick (2003), S. 10.
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Des Weiteren würden von einer EU-Steuererhebungskompetenz 
Fehlanreize zur Erhöhung der Steuerbelastung ausgehen. Sobald 
der EU eine Steuererhebungskompetenz zugesprochen wird, 
könnte sie bestrebt sein, diese konti nuierlich zulasten der Steu-
erzahler auszuweiten. Demgegenüber schützt das jetzige EU-
Eigenmitt elsystem die nati onalen Steuerzahler besser vor dem 
Steuerzugriff  als eine alternati ve EU-Steuer. Während eine EU-
Steuer direkt beim Steuerzahler erhoben werden könnte, werden 
die Eigenmitt el bei den Mitgliedstaaten eingefordert, die erst ih-
rerseits das Geld bei den Steuerzahlern erheben. Das Eigenmit-
telsystem der EU tangiert somit die nati onalen Staatshaushalte. 
Daher sind die Vertreter der Mitgliedstaaten im Rat bestrebt, eine 
Belastung ihrer nati onalen Haushalte zu begrenzen, indem sie in 
Verhandlungen versuchen, so wenig Mitt el wie möglich an die EU 
weiterzugeben und damit einer Expansion der EU-Ausgaben ent-
gegenwirken. Dies hat eine disziplinierende Wirkung auf die EU-
Haushaltspoliti k.225 Bei der Erhebung einer EU-Steuer direkt beim 
Steuerzahler würde der Anreiz für die Mitgliedstaaten, die Belas-
tung ihrer Haushalte zu begrenzen, nicht mehr bestehen. Der Wi-
derstand gegen Erhöhungen von EU-Steuereinnahmen und EU-
Ausgaben wäre weitaus geringer, was Belastungsverschärfungen 
wahrscheinlicher macht. Hinzu kommt, dass im derzeiti gen Eigen-
mitt elsystem Entscheidungen über die Finanzausstatt ung der EU 
nach dem Einsti mmigkeitsprinzip im Rat erfolgen. Das Erforder-
nis einsti mmiger Entscheidungen bietet ebenfalls einen Schutz 
vor Ausbeutung der Steuerzahler. Dagegen würde über eine EU-
Steuer das Europäische Parlament nach dem Mehrheitsprinzip 
entscheiden, was tendenziell einer steigenden Steuerbelastung 
Vorschub leisten würde.226

225 Vgl. Caesar (2002); Heinemann (2003), S. 239; Raddatz/Schick (2003), S. 11.
226 Vgl. Boss (2011), S. 96. Zum Schutz der Steuerzahler durch qualifi zierte Mehrheiten 

siehe auch Kapitel II.1.
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Darüber hinaus würde eine von der EU zentral erhobene Steuer 
den Steuerwett bewerb zwischen den Mitgliedstaaten einschrän-
ken, wodurch tendenziell Belastungsverschärfung drohen.227

Schließlich spricht die Ausgabenstruktur der EU gegen eine ei-
gene Steuererhebungskompetenz. Aus fi nanzwissenschaft licher 
Sicht wäre eine eigene EU-Steuer allenfalls dann theoreti sch 
denkbar, wenn die EU europäische öff entliche Güter bereitstel-
len würde. Dies tut sie jedoch nicht bzw. nur in einem vernach-
lässigbar geringen Umfang. Der Löwenanteil der EU-Ausgaben 
im Rahmen der Agrar- und Strukturpoliti k dient derzeit vielmehr 
der Umverteilung zwischen den Mitgliedstaaten. Da die EU somit 
keine europäischen öff entlichen Güter im nennenswerten Um-
fang fi nanziert, besteht kein Erfordernis, ihr eine eigene Finanzie-
rungsquelle zu gewähren.228

Aus all diesen Gründen ist auch in Zukunft  eine EU-Steuererhe-
bungskompetenz strikt abzulehnen. Darüber hinaus sollte auch 
vermieden werden, dass die EU die Einführung neuer Steuern in 
den Mitgliedstaaten forciert. Zuletzt hat die Europäische Kommis-
sion die Einführung einer Finanztransakti onsteuer empfohlen.229 
Die Finanztransakti onsteuer sollte nicht von der EU selbst, son-
dern von den Mitgliedstaaten unter Berücksichti gung besti mmter 
EU-Vorgaben zur Bemessungsgrundlage sowie eines einheitlichen 
Mindeststeuersatzes erhoben werden. Die nati onalen Steuerein-
nahmen aus der Finanztransakti onsteuer sollten im Rahmen des 
Eigenmitt elsystems teilweise an die EU weitergegeben werden. 
Eine Finanztransakti onsteuer ist jedoch nicht geeignet, die mit ihr 
verfolgten Ziele zu erreichen. Außerdem ist sie mit vielen Mängeln 
und Nachteilen verbunden. Sie würde vor allem Sparer zusätzlich 
belasten, die die Steuerlast nach Überwälzungsprozessen tragen 

227 Vgl. Fuest (1995); Boss (2011), S. 96f.
228 Vgl. Folkers (1995), S. 99.
229 Vgl. Europäische Kommission (2011b).
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müssten.230 Der Kommissionsvorschlag zur Einführung der Finanz-
transakti onsteuer fand bislang keine Zusti mmung, sodass mitt ler-
weile lediglich elf Mitgliedstaaten – darunter auch Deutschland –
die Finanztransakti onsteuer in verstärkter Zusammenarbeit ein-
führen wollen.231 

10. Quasi-Steuern: verdeckte Zusatzlasten begrenzen

Die bisher empfohlenen Maßnahmen sind zwar geeignet, um 
die Belastung durch Steuern wirksam zu begrenzen, jedoch wer-
den Bürger und Unternehmen darüber hinaus zunehmend durch 
steuerähnliche Abgaben, sogenannte Quasi-Steuern232, teils über-
mäßig belastet. Manche gesamtgesellschaft lichen Aufgaben, die 
eigentlich mitt els Steuern aus dem allgemeinen Staatshaushalt 
fi nanziert werden sollten, werden durch solche Quasi-Steuern 
fi nanziert.233 Der Staat lagert also gesamtgesellschaft liche Aufga-
ben aus seinen Kernhaushalten aus. Dadurch wird zwar die Belas-
tung durch originäre Steuern begrenzt, nicht jedoch die Gesamt-
belastung, die zudem verschleiert wird. Quasi-Steuern sind mit 
zahlreichen fi nanz- und verteilungspoliti schen sowie haushalts- 
und verfassungsrechtlichen Mängeln behaft et.234 Ihre Erhebung 
sollte daher begrenzt werden. 

Zwei Quasi-Steuern haben in der jüngeren Vergangenheit beson-
dere Relevanz erlangt, weil sie alle Bürger in bedeutendem Um-
fang belasten: die EEG-Umlage und der Rundfunkbeitrag.

230 Vgl. DSi (2013e); cep (2011).
231 Zur Kriti k siehe DSi (2013e); cep (2013).
232 Zu Quasi-Steuern siehe ausführlich KBI (1980b).
233 Vgl. auch Kube (2006), S. 27ff .
234 Siehe KBI (1980b), S. 15ff .
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Stromumlagen, insbesondere EEG-Umlage

Ein klimapoliti sches Ziel der Bundesregierung ist der Ausbau er-
neuerbarer Energien als Ersatz für Kernkraft  und Kohle. Damit der 
Ausbau schnell erfolgen kann, wird er stark subventi oniert. Dies 
geschieht mitt els der EEG-Umlage (siehe Kasten 10). 

Die Förderung des Ausbaus erneuerbarer Energien ist jedoch eine 
gesamtgesellschaft liche Aufgabe und sollte aus den vorhandenen 
staatlichen Einnahmen fi nanziert werden. 235 Sie rechtf erti gt nicht 
bedingungslos die Einführung neuer Abgaben. Indem aber eine 
außerhaushaltäre Zwangsumlage geschaff en wurde, entledigt 
sich der Bund seiner Finanzierungsverantwortung und verlagert 
diese auf Parafi sci.236 Folglich bleibt ceteris paribus die Steuerbe-
lastung unverändert, während aber die Gesamtbelastung durch 
staatliche und staatlich veranlasste Abgaben steigt. 

Die EEG-Umlage ist als Finanzierungsinstrument der derzeiti gen 
Förderung erneuerbarer Energien ökonomisch ineffi  zient.237 Als 
eine Sonderabgabe auf den Stromverbrauch wirkt sie wie die 
Stromsteuer bzw. eine spezielle Verbrauchsteuer.238 Sie ist belas-
tungspoliti sch verfehlt, weil sie unabhängig von der wirtschaft li-
chen Leistungsfähigkeit der Abgabepfl ichti gen erhoben wird, und 
zudem verteilungspoliti sch nachteilig, weil sie niedrigere Einkom-
mensschichten relati v zu ihrem Einkommen stärker belastet.239 
Schließlich verschärft  sie die steuerliche Belastung, weil sie zur 
Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer gehört. Dies führt zu 
einer problemati schen Steuer- bzw. Abgabenkumulati on.240

235 Vgl. Manssen (2012), S. 499f.; Hüther (2013); Heindl/Schüßler/Löschel (2014), S. 509 
und 511; Grösche/Schröder (2015).

236 Vgl. auch Kube/Palm/Seiler (2003), S. 929ff .; Kube (2006), S. 31ff .
237 Vgl. SVR Wirtschaft  (2011), Tz. 422ff .; Monopolkommission (2013), Tz 236ff . 
238 Zur Stromsteuer und speziellen Verbrauchsteuern siehe DSi (2013d), S. 244ff .
239 Siehe unten S. 62.
240 Siehe Kapitel II.4.
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Kasten 10: EEG-Umlage

Ein wesentliches Instrument der Energiepoliti k ist das Erneu-
erbare Energien Gesetz (EEG). Es wurde im Jahr 2000 zur Wei-
terentwicklung von Technologien zur Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energien eingeführt und ersetzte damit das seit 
1991 geltende Stromeinspeisegesetz. Durch das EEG werden 
die Netzbetreiber verpfl ichtet, Anlagen zur Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energien bevorzugt an das Stromnetz anzu-
schließen. Damit besteht für erneuerbare Energien ein soge-
nannter Einspeisevorrang, d. h. der Strom aus erneuerbaren 
Energien muss vorrangig abgenommen, übertragen und an die 
Endverbraucher verteilt werden.

Da die Erzeugungskosten des Stroms aus erneuerbaren Energi-
en in der Regel (noch) zu hoch sind und der Strom somit zum 
Marktpreis nicht kostendeckend verkauft  werden kann, zah-
len die Netzbetreiber an den Anlagenbetreiber einen staatlich 
festgelegten Mindestpreis (Einspeisevergütung). Die Höhe der 
Einspeisevergütung orienti ert sich an den jeweiligen Erzeu-
gungskosten und ist damit abhängig von der Erzeugungsart. 
Sie ist zudem degressiv ausgestaltet und sinkt jährlich für Neu-
anlagen.

Die Einspeisevergütung ist für 20 Jahre zzgl. dem Jahr der In-
betriebnahme garanti ert. Da die Netzbetreiber den Strom aus 
erneuerbaren Energien nur zum Marktpreis absetzen können, 
wird die Diff erenz aus Einspeisevergütung und Marktpreis mit-
tels der EEG-Umlage auf die Stromkunden überwälzt.

Die EEG-Förderkosten werden abzgl. der Markterlöse als 
EEG-Diff erenzkosten über die EEG-Umlage auf die Stromkun-
den überwälzt. Die EEG-Umlage ist damit ein Bestandteil des 
Strompreises und beträgt 2015 6,17 ct/kWh. Seit 2000 hat sie 
sich mehr als verdreißigfacht und maßgeblich zum Ansti eg des
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Strompreises beigetragen. Am Durchschnitt spreis für private 
Haushalte hat die EEG-Umlage aktuell einen Anteil von 21,5 
Prozent. Sie ist somit die höchste staatliche Abgabe auf den 
Strompreis.241 Insgesamt sollen 2015 mitt els der EEG-Umlage 
Einnahmen von 21,8 Mrd. Euro erzielt werden.242

Neben der EEG-Umlage werden auch noch andere Zwangsumla-
gen auf den Strompreis erhoben, mit denen der Ausbau erneu-
erbarer Energien fi nanziert wird.243 Der Gesamtumfang dieser 
Stromumlagen ist zwar wesentlich geringer als das Volumen der 
EEG-Umlage, jedoch sind ihre belastungs- und verteilungspoliti -
schen Wirkungen ebenfalls negati v zu beurteilen. So werden die 
Kosten des Ausbaus von Kraft -Wärme-Kopplungsanlagen mitt els 
der KWKG-Umlage auf die Stromverbraucher überwälzt. Seit 
2012 werden große Stromverbraucher von den Netzentgelten 
befreit. Die dadurch entstehenden Defi zite werden mitt els der 
sogenannten § 19-Umlage den Stromverbrauchern auferlegt. Seit 
2013 werden mitt els der sogenannten Off shore-Haft ungsumlage 
Schadensersatzkosten, die durch den verspäteten Anschluss von 
Off shore-Windkraft anlagen an das Übertragungsnetz oder durch 
Netzunterbrechungen entstehen können, auf die Stromverbrau-
cher überwälzt.244 Schließlich wird seit 2014 eine Umlage für 
abschaltbare Lasten (AbLa-Umlage) erhoben. Mit der AbLa-Um-
lage werden die Kosten, die aus einer Drosselung des Stromver-
brauchs großer Stromverbraucher zur Vermeidung von Stromaus-
fällen bzw. zur Sicherstellung der Netzstabilität entstehen, auf die 
Stromverbraucher überwälzt.

241 Vgl. BDEW (2015); DSi (2015d).
242 Vgl. Übertragungsnetzbetreiber (2014), S. 18.
243 Bei den Stromumlagen handelt es sich um staatlich administrierte Preise oder sub-

venti onierende Preisregelungen. Vgl. Altrock (2002); SVR Wirtschaft  (2008), Anhang E.
244 Zu den einzelnen Strompreis-Bestandteilen siehe Bardt/Chrischilles (2013); DSi 

(2015d).
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Rundfunkbeitrag

Bis Ende 2012 wurde der öff entlich-rechtliche Rundfunk in 
Deutschland mitt els einer Rundfunkgebühr fi nanziert. Die Ge-
bühr wurde geräteabhängig erhoben: Nur wer Rundfunkem-
pfangsgeräte besaß, musste die Gebühr zahlen. Seit 2013 wird ein 
geräteunabhängiger Rundfunkbeitrag erhoben, der von jedem 
Haushalt in gleicher Höhe zu zahlen ist. Dabei ist es irrelevant, ob 
Empfangsgeräte im Haushalt vorhanden sind.245 Der neue Rund-
funkbeitrag hat somit das Wesen einer zweckgebundenen Steu-
er.246 Insgesamt nimmt der öff entlich-rechtliche Rundfunk 2015 
mit dem Rundfunkbeitrag rund acht Mrd. Euro ein.

Wird der öff entlich-rechtliche Rundfunk als eine Leistung betrach-
tet, die jedem Bürger in gleichem Maße zukommen soll, ist sie als 
eine gesamtgesellschaft liche Aufgabe zu charakterisieren. Sach-
gerecht bedarf es in einem solchen Fall einer Finanzierung aus 
dem allgemeinen Staatshaushalt. Die geltende Finanzierung über 
den Rundfunkbeitrag wäre somit nicht sachgerecht und würde 
eine unzulässige Flucht aus dem Budget darstellen.247

Im geltenden System mit dem Rundfunkbeitrag als Finanzierungs-
form ist zumindest zu kriti sieren, dass Ermäßigungen und Befrei-
ungen von der Beitragszahlung über die Haushaltspauschale fi -
nanziert werden. Die Ermäßigungen und Befreiungen sind sozial-
politi sch moti viert. Der Sozialausgleich ist jedoch eine gesamtge-
sellschaft liche Aufgabe, die aus dem allgemeinen Staatshaushalt 
zu fi nanzieren ist. Entsprechend wären für Ermäßigungen und 
Befreiungen von der Beitragszahlung Steuermitt el bereitzustel-

245 Zur Finanzierung des öff entlich-rechtlichen Rundfunks siehe ausführlich DSi (2013c).
246 Vgl. BMF-Beirat (2014), S. 34.
247 Vgl. ebd.
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len.248 Weil dies nicht erfolgt, wird der Rundfunkbeitrag auch als 
verfassungswidrig erachtet.249 

Probleme der Budgetf lucht

 Die Auslagerung gesamtgesellschaft licher Aufgaben aus den Kern-
haushalten und ihre Finanzierung mitt els anderer Abgabentypen 
(Quasi-Steuern) verstoßen gegen eine gerechte Finanzierung 
staatlich bereitgestellter Leistungen. Es ist allgemein anerkannt, 
dass gesamtgesellschaft liche Aufgaben aus Steuermitt eln fi nan-
ziert werden sollten, die nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip 
erhoben werden.250 Sowohl die Strompreisumlagen als auch der 
Rundfunkbeitrag sind jedoch mit dem Leistungsfähigkeitsprinzip 
unvereinbar, weil die Abgabenpfl ichti gen unabhängig von ihrer 
wirtschaft lichen Leistungsfähigkeit zur Finanzierung gesamtge-
sellschaft licher Aufgaben herangezogen werden.

Die Strompreisumlagen und der Rundfunkbeitrag wirken zudem 
regressiv. In Relati on zum Einkommen ist die Belastung umso hö-
her, je niedriger das Einkommen des Abgabepfl ichti gen ist.251 Da-
durch werden einkommensschwache Haushalte überproportional 
belastet. Dies ist verteilungspoliti sch bedenklich.

Durch die Finanzierung gesamtgesellschaft licher Aufgaben mit-
tels haushaltsfl üchti ger Abgaben werden außerdem die Staats-
täti gkeit und somit die gesamte Belastung durch staatliche Ab-
gaben verschleiert. In der öff entlichen Diskussion stehen die 
Einnahmen und Ausgaben der Gebietskörperschaft en sowie der 
Sozialversicherungen im Vordergrund, während sämtliche ande-
re Sonderhaushalte eine untergeordnete Rolle spielen. So wird 

248 Vgl. Meßerschmidt (2015), S. 220ff .; Kirchhof (2010), S. 71.
249 Vgl. Meßerschmidt (2015), S. 220ff .
250 Vgl. m. w. N. DSi (2013d), S. 10.
251 Vgl. zur regressiven Wirkung der EEG-Umlage Bardt/Niehues/Techert (2012), S. 22ff .; 

Heindl/Schüßler/Löschel (2014), S. 508ff .
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bei der Belastung der Bürger und Unternehmen in erster Linie 
auf die Steuerquote oder die Abgabenquote (die auch die Sozi-
alversicherungsbeiträge umfasst) verwiesen. Quasi-Steuern wie 
Strompreisumlagen oder der Rundfunkbeitrag bleiben außer 
Acht, obwohl sie die Gesamtbelastung maßgeblich beeinfl ussen. 
Diese Verschleierung der tatsächlichen Staatstäti gkeit und Abga-
benbelastung führt zu fi skalischen Illusionen, was auch dadurch 
befördert wird, dass das Abgabenrecht durch zahlreiche neue Ab-
gaben komplizierter und intransparenter wird und für die Belaste-
ten kaum zu überschauen ist. Wenn aber die Bürger den Umfang 
der Staatstäti gkeit und Abgabenbelastung nicht kennen und auch 
nicht darüber informiert werden, können sie ihre Rolle als mün-
dige Demokraten nicht wahrnehmen.252 Auch der Gesetzgeber 
muss bei seinen Entscheidungen über Ausgaben und Einnahmen 
das Ausmaß der bereits bestehenden Belastungen kennen. Eine 
Nichtbeachtung der außerhaushaltären Sonderabgaben führt 
nämlich dazu, dass die parlamentarisch-demokrati sche Legiti ma-
ti on und Kontrolle über die fi nanzielle Inanspruchnahme der Bür-
ger nicht wirksam werden kann.253

Die Finanzierung gesamtgesellschaft licher Aufgaben außerhalb 
der Kernhaushalte entlässt zudem diese haushaltsfl üchti gen Auf-
gaben „aus der Verwendungskonkurrenz um Steuermitt el und 
befreit sie vom jährlichen Rechtf erti gungsdruck im Prozess par-
lamentarischer Prioritätensetzung“254. Schließlich verstößt die 
Auslagerung von Staatsaufgaben auf Nebenhaushalte gegen herr-
schende Haushaltsgrundsätze der Einheit und Vollständigkeit.255 

252 Vgl. KBI (1992), S. 183ff .
253 Siehe BVerfGE 108, 186.
254 Hüther (2013).
255 Siehe ausführlich KBI (1980b), S. 29ff .; KBI (1992), S. 181ff .



86

Handlungsempfehlungen

Um die Flucht aus dem Kernhaushalt mitt els Quasi-Steuern zu be-
grenzen, ist die Transparenz bezüglich der Staatstäti gkeit zu erhö-
hen. Hierzu sollte der Bundesregierung eine Berichtspfl icht zu al-
len staatlichen Abgaben auferlegt werden. Die Verfassungsrecht-
sprechung verpfl ichtet den Bund und die Länder bereits dazu, in 
Anlagen zu den Haushaltsplänen alle nicht-steuerlichen Abgaben 
aufzuführen, die weder Gebühr noch Beitrag sind.256 Zudem sind 
Bund und Länder dazu verpfl ichtet, das Verhältnis von solchen 
Sonderabgaben zu Steuern darzulegen. Während ein Verzeichnis 
der Sonderabgaben regelmäßig veröff entlicht wird, sind Bund 
und Länder letzterer Verpfl ichtung noch nicht nachgekommen. 
Darüber hinaus ist eine solche Berichtspfl icht noch zu unvollstän-
dig, um die gesamte Staatstäti gkeit außerhalb der Kernhaushalte 
abzubilden. Neben allen Sonderabgaben, die von Bund und Län-
dern erhoben werden, sollte vor allem der Bund dazu verpfl ichtet 
werden, eine Übersicht der Quasi-Steuern zu veröff entlichen, die 
außerhalb der Kernhaushalte erhoben werden. 

Darüber hinaus sollte der Staat dazu verpfl ichtet werden, die Be-
lastung der Bürger und Unternehmen durch alle staatlichen Abga-
ben und staatlich veranlasste Preisregelungen zu veröff entlichen. 
Hierzu wäre die Abgabenquote, die nur Steuern und Sozialversi-
cherungsbeiträge umfasst, um solche Sonderabgaben und staat-
lich veranlasste Preisregelungen zu ergänzen, die von nahezu je-
dem Bürger gezahlt werden müssen. In erster Linie bezieht sich 
dies auf die Stromumlagen und den Rundfunkbeitrag. Als Vorbild 
kann die volkswirtschaft liche Einkommensbelastungsquote des 
DSi dienen, die die Belastung durch die EEG-Umlage und den 
Rundfunkbeitrag umfasst.257

256 Siehe BVerfGE 180, 186ff .
257 Siehe KBI (2006b), S. 25ff .; DSi (2014b).
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III. Zusammenfassung und Fazit

Die Änderung besti mmter Rahmenbedingungen für die Fiskal- 
und Steuerpoliti k sowie die Implementi erung fi skalischer Regeln 
können zur Begrenzung der Steuer- und Abgabenlast in Deutsch-
land im Sinne einer Steuerbremse beitragen. In der vorliegenden 
Ausarbeitung wird ein zehnteiliges Maßnahmenbündel vorge-
stellt, mit dem dieses Ziel erreicht werden kann: 

1. Begrenzung der Steuerarten und der Erhebungsdauer von 
Steuern: Alle zulässigen Verbrauch- und Verkehrsteuern soll-
ten ausdrücklich im Grundgesetz benannt werden. Dies wür-
de die Einführung neuer Steuern aufgrund der erforderlichen 
Zweidritt elmehrheit erschweren. Ergänzend dazu sollte die Fi-
nanzverfassung um nicht mehr erhobene und veraltete Steu-
erarten bereinigt werden. Zudem sollten die Anforderungen 
an die Ergänzungsabgabe ausdrücklich in der Finanzverfas-
sung erwähnt werden. Auch die kommunale Steuerfi ndung 
sollte beschränkt werden, indem die Erhebung und Einfüh-
rung von Bagatellsteuern erschwert wird. Schließlich sollten 
Steuergesetze zeitlich begrenzt und regelmäßig überprüft  
werden. Ergänzend dazu sollten Bund und Länder zu regel-
mäßigen Berichten über die von ihnen erhobenen Steuern 
verpfl ichtet werden.

2. Indexierung des Einkommensteuertarifs: Die ungerechtf erti g-
ten und nachteiligen Auswirkungen der kalten Progression 
sollten dauerhaft  unterbunden werden. Hierzu sind der Ein-
kommensteuertarif bzw. die tarifl ichen Eckwerte jährlich an 
die allgemeine Preisentwicklung anzupassen („Tarif auf Rä-
dern“).

3. Begrenzung der einkommensteuerlichen Bemessungsgrund-
lage: Im Einkommensteuerrecht sollte das Nett oprinzip kon-
sequent umgesetzt werden. So sollten z. B. die Beiträge zur 
gesetzlichen Arbeitslosenversicherung, Steuerberatungskos-
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ten, Erstausbildungskosten sowie der Rundfunkbeitrag das zu 
versteuernde Einkommen mindern. Bei der Abgeltungsteuer 
sollte der vollständige Werbungskostenabzug zugelassen so-
wie der Sparerfreibetrag erhöht werden. Einkommensteuer-
liche Frei- und Pauschbeträge sollten analog zu den Tarifeck-
werten regelmäßig an die allgemeine Preisentwicklung ange-
passt werden.

4. Vermeidung der Steuerkumulati on: Eine Steuerkumulati on 
(„Steuer auf die Steuer“) bei speziellen Verbrauch- und Ver-
kehrsteuern sollte durch eine Änderung der EU-Mehrwert-
steuersystemrichtlinie verhindert werden. Steuern und Ab-
gaben dürfen nicht zur Bemessungsgrundlage der Mehrwert-
steuer gehören. Längerfristi g sollte erwogen werden, die spe-
ziellen Verbrauch- und Verkehrsteuern gänzlich abzuschaff en 
bzw. in die allgemeine Umsatzsteuer zu integrieren.

5. Anpassung der Steuerschätzung bzw. der mitt elfristi gen Fi-
nanzplanung: Solange ein „Tarif auf Rädern“ nicht umgesetzt 
ist, sollten zumindest die ungerechtf erti gten Mehreinnahmen 
infolge der kalten Progression explizit in der Steuerschätzung 
ausgewiesen werden. Diese Mehreinnahmen wären dann 
nicht als Verfügungsmasse in die mitt elfristi ge Finanzplanung 
einzubringen und nicht für zusätzliche Ausgaben zu verpla-
nen, sondern für Steuerentlastungen zu verwenden.

6. Abbau von Fehlanreizen zu Steuererhöhungen im Finanzaus-
gleich: Im Rahmen des Finanzausgleichs sollten bestehende 
Fehlanreize zu Steuererhöhungen korrigiert werden. Hierzu 
sind die Grund-, Gewerbe- und Grunderwerbsteuer jeweils 
in einer geeigneten Art und Weise im Finanzausgleich zu be-
rücksichti gen.

7. Direktdemokrati sche Entscheidungsverfahren: Theoreti sche 
und empirische Erkenntnisse legen es nahe, direktdemokrati -
sche Entscheidungsverfahren in Deutschland zu forcieren, um 
die Steuerlast zu begrenzen. Daher sollten vor allem auf kom-
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munaler Ebene, aber auch auf Bundes- und Landesebene, die 
Rahmenbedingungen für Volksentscheide verbessert werden.

8. Fiskalischer Wett bewerb im Inland: Fiskalischer Wett bewerb 
bzw. Steuerwett bewerb kann im Zusammenhang mit einer 
Dezentralisierung von staatlichen Aufgaben ebenfalls zur Be-
grenzung der Steuerbelastung beitragen. Daher sollten auch 
hier vor allem auf kommunaler Ebene, aber auch auf Lan-
desebene, geeignete Rahmenbedingungen für einen solchen 
Wett bewerb geschaff en werden. Insbesondere ist die Finanz-
autonomie der Kommunen und Länder zu stärken.

9. Internati onaler Steuerwett bewerb: Von der EU vorgegebene 
Mindeststeuersätze für Verbrauchsteuern sind abzuschaff en, 
weil sie tendenziell zu einem Ansti eg der Steuerbelastung 
führen bzw. eine weitgehende Reduzierung der Steuerbelas-
tung verhindern. Zudem muss verhindert werden, dass die EU 
eine eigene Steuererhebungskompetenz erhält. 

10. Verdeckte Zusatzlasten begrenzen: Schließlich sollte verhin-
dert werden, dass Bund und Länder gesamtgesellschaft liche 
Aufgaben auf Parafi sci auslagern und durch sogenannte Quasi-
Steuern, wie z. B. die EEG-Umlage oder den Rundfunkbeitrag, 
fi nanzieren. Dies würde einem Ansti eg der Gesamtabgabenlast 
entgegenwirken. Hierzu sollten Bund und Länder zu einer re-
gelmäßigen Berichtspfl icht über alle Quasi-Steuern verpfl ich-
tet werden. Ergänzend dazu sollte der Staat die Belastung der 
Bürger und Unternehmen durch alle staatlichen Abgaben und 
staatlich veranlassten Preisregelungen beziff ern und als erwei-
terte und vollständige Abgabenquote veröff entlichen. 

Alle diese Maßnahmen würden zu einer Begrenzung der Steuer- 
und Abgabenbelastung beitragen. Sie alle umzusetzen, bedarf 
jedoch eines längerfristi gen politi schen Prozesses. Die Empfeh-
lungen sind daher als Maßnahmenkatalog zu verstehen. Bereits 
die Umsetzung einzelner vorgenannter Empfehlungen wäre ein 
Schritt  in Richtung einer Steuerbremse. 
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Anhang:  

Gesetzentwurf

Entwurf eines Gesetzes zur dauerhaft en 
Beseiti gung der kalten Progression ab 2017

A. Problem und Ziel

Die Eff ekte der sogenannten kalten Progression sind eine Folge 
des progressiven Einkommensteuertarifs. Steigen die Einkommen 
lediglich in Höhe der Infl ati onsrate und bleiben damit real gleich 
hoch, erhöhen sich dennoch die Durchschnitt ssteuersätze für die-
se Einkommen und damit die realen Lasten der Steuerpfl ichti gen. 
Dieser Umstand lässt sich fi nanzwissenschaft lich nicht rechtf er-
ti gen. Infl ati onsausgleichende Einkommenserhöhungen führen 
per Defi niti on nicht zu einer realen Erhöhung der wirtschaft lichen 
Leistungsfähigkeit der Steuerpfl ichti gen, so dass ihre reale Steu-
erbelastung konstant bleiben müsste.

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, eine Konstanz der Durchschnitt s-
steuersätze für real unveränderte Einkommen dauerhaft  sicher-
zustellen. Dies soll durch eine regelmäßige jährliche Korrektur 
des Einkommensteuertarifs ab dem Veranlagungszeitraum 2017 
erreicht werden. Dadurch werden die Eff ekte der kalten Progres-
sion ausgeglichen, die seit der letzten durchgreifenden Steuerre-
form von 2010 aufgelaufen sind, wobei die durch den Einkom-
mensteuertarif 2016 bewirkte Dämpfung des Infl ati onseff ekts 
berücksichti gt wird.

Für Bund, Länder und Gemeinden ist die kalte Progression bislang 
äußerst einträglich gewesen. Sie konnten durch die kalte Progres-
sion Jahr für Jahr Steuermehreinnahmen in Milliardenhöhe er-
zielen und waren damit Profi teure der Geldentwertung. Mit dem 
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Gesetzentwurf wird dies nun dauerhaft  unterbunden. Die Steu-
erpfl ichti gen werden zumindest von diesen ungerechtf erti gten 
Belastungen befreit.

B. Lösung

Um das Problem der kalten Progression zu beseiti gen, werden 
zwei Maßnahmen ergriff en.

a) Es wird ein Einkommensteuertarif 2017 normiert, der die seit 
2010 infl ati onsbedingt entstandenen Progressionseff ekte 
kompensiert. Zwischen 2010 und 2016 ist das Verbraucher-
preisniveau um voraussichtlich insgesamt rund 8,15 Prozent 
gesti egen. Dieser Verbraucherpreisentwicklung entsprechend 
wird für den Veranlagungszeitraum 2017 der Tarifverlauf der 
Einkommensteuer im Vergleich zum Tarif 2010 korrigiert. Hier-
zu steigt der steuerliche Grundfreibetrag zum 1. Januar 2017 
auf 8.656 Euro. Die Tariff ormel wird im gleichen prozentualen 
Ausmaß angepasst. Dies bewirkt, dass die Durchschnitt ssteu-
ersätze im Jahr 2017 für um rund 8,15 Prozent gesti egene Ein-
kommen genauso hoch sind wie die entsprechenden Durch-
schnitt ssteuersätze im Jahr 2010.

b) Um auch die Eff ekte der kalten Progression in Zukunft  regel-
mäßig zu korrigieren, wird für die Veranlagungszeiträume ab 
2018 ein „Tarif auf Rädern“ eingeführt. Ausgangspunkt für 
diese Tarifi ndexierung ist die in der Herbstprojekti on der Bun-
desregierung enthaltene Prognose für die Verbraucherpreis-
entwicklung des jeweils laufenden Jahres unter Berücksichti -
gung etwaiger Prognosefehler des Vorjahres. Das hierzu not-
wendige Gesetzgebungsverfahren startet künft ig regelmäßig 
im Anschluss an die jährliche Herbstprojekti on und endet mit 
einem Gesetzesbeschluss über die Neufassung des § 32a Ab-
satz 1 des Einkommensteuergesetzes, so dass jeweils zum 1. 
Januar des Folgejahres die neue Tariff ormel gilt. 
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C. Alternati ven

Weitere Duldung der sich aus der kalten Progression ergebenden 
ungerechtf erti gten Steuermehrbelastungen.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Steuermehr-/-mindereinnahmen (–) in Mio. Euro

Gebiets-
körperschaft 

Volle Jahres-
wirkung 2017

Kassenjahr

2017 2018 2019 2020

Insgesamt 6.484 6.158 8.599 11.156 13.052

Bund 2.946 2.798 3.930   5.100   5.547

Länder und
Gemeinden 3.538 3.360 4.669   6.056 7.505

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Der Gesetzentwurf ändert den Erfüllungsaufwand für Bürgerin-
nen und Bürger nicht.

E.2 Erfüllungsaufwand der Wirtschaft 

Der Gesetzentwurf ändert den Erfüllungsaufwand der Wirtschaft  
nicht.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Der Gesetzentwurf ändert den Vollzugsaufwand der Steuerver-
waltung insgesamt nicht. 

F. Weitere Kosten

Der Wirtschaft  entstehen keine direkten sonsti gen Kosten.

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesonde-
re auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Entwurf eines Gesetzes zur dauerhaft en 
Beseiti gung der kalten Progression ab 2017

Der Bundestag hat mit Zusti mmung des Bundesrates das folgen-
de Gesetz beschlossen:

Arti kel 1
Änderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Ar-
ti kel 234 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 32a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

(1) Die tarifl iche Einkommensteuer im Veranlagungszeitraum 
2017 bemisst sich nach dem zu versteuernden Einkommen. Sie 
beträgt vorbehaltlich der §§ 32b, 32d, 34, 34a, 34b und 34c je-
weils in Euro für zu versteuernde Einkommen 

1. bis 8 656 Euro (Grundfreibetrag): 

0; 

2. von 8 657 Euro bis 14 567 Euro: 

(843,41 * y + 1 400) * y; 

3. von 14 568 Euro bis 57 192 Euro: 

(211,50 * z + 2 397) * z + 1 122,62; 

4. von 57 193 Euro bis 271 170 Euro: 

0,42 * x – 8 838,19; 

5. von 271 171 Euro an: 

0,45 * x – 16 973,40. 
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„y“ ist ein Zehntausendstel des den Grundfreibetrag übersteigen-
den Teils des auf einen vollen Euro-Betrag abgerundeten zu ver-
steuernden Einkommens. „z“ ist ein Zehntausendstel des 14 567 
Euro übersteigenden Teils des auf einen vollen Euro-Betrag ab-
gerundeten zu versteuernden Einkommens. „x“ ist das auf einen 
vollen Euro-Betrag abgerundete zu versteuernde Einkommen. 
Der sich ergebende Steuerbetrag ist auf den nächsten vollen 
 Euro-Betrag abzurunden.

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

(2) Die in Absatz 1 normierte Tariff ormel ist zu Beginn eines jeden 
Veranlagungszeitraumes und erstmals zum 1. Januar 2018 an die 
Entwicklung der Verbraucherpreise anzupassen. Für diese Inde-
xierung ist ein Referenzwert zu verwenden, der nach folgender 
Formel ermitt elt wird:

R     =     
(1 + A)

(1 + B)
     *     (1 + C)

Dabei sind:

R = zu besti mmender Referenzwert zur Indexierung der Tariff or-
mel für den Veranlagungszeitraum t,

A = endgülti ge Veränderungsrate des jährlichen Verbraucher-
preisindexes für das t vorvorausgehende Kalenderjahr ge-
mäß Stati sti schem Bundesamt,

B = prognosti zierte Veränderungsrate des jährlichen Verbrau-
cherpreisindexes für das t vorvorausgehende Kalenderjahr 
gemäß Herbstprojekti on der Bundesregierung im t vorvor-
ausgehenden Kalenderjahr,

C = prognosti zierte Veränderungsrate des jährlichen Verbrau-
cherpreisindexes für das t vorausgehende Kalenderjahr ge-
mäß Herbstprojekti on der Bundesregierung im t vorausge-
henden Kalenderjahr.
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Zur Tarifi ndexierung sind der erste y-Koeffi  zient und der erste z-
Koeffi  zient der Tariff ormel durch den Referenzwert zu dividieren; 
die drei Konstanten der Tariff ormel sind mit dem Referenzwert 
zu multi plizieren. Die so geänderten Werte der Tariff ormel sind 
auf zwei Dezimalstellen nach dem Komma zu runden. Alle acht 
Tarifeckwerte sind mit dem Referenzwert zu multi plizieren und 
auf volle Euro-Beträge zu runden. 

Unter Berücksichti gung dieser Maßgaben beschließt der Bundes-
tag mit Zusti mmung des Bundesrates die geänderte Tariff ormel 
jeweils im 4. Quartal des dem Veranlagungszeitraum vorausge-
henden Kalenderjahres.

2. § 52 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in den folgenden Absätzen 
nichts anderes besti mmt ist, erstmals für den Veranlagungszeit-
raum 2017 anzuwenden.

Arti kel 2
Inkraft treten

Das Gesetz tritt  am 1. Januar 2017 in Kraft .
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

Aus Gründen der Steuergerechti gkeit ist es geboten, die soge-
nannte kalte Progression im Einkommensteuerrecht abzubauen. 
Steigt das Einkommen eines Steuerpfl ichti gen lediglich infl ati -
onsausgleichend, bleibt die wirtschaft liche Leistungsfähigkeit 
des Betreff enden real gleich groß. Folglich darf sein real konstant 
gebliebenes Einkommen nicht mit einem höheren Durchschnitt s-
steuersatz belegt werden, wie dies im geltenden Einkommen-
steuerrecht der Fall ist.

Künft ig sollen nominal gesti egene, aber real konstant gebliebene 
Einkommen dem gleichen Durchschnitt ssteuersatz unterliegen 
wie vor der Nominalsteigerung.

Zudem müssen die Eff ekte der kalten Progression, die in der Ver-
gangenheit bereits entstanden sind, rückwirkend abgebaut wer-
den. Hierfür ist ein geeignetes Basisjahr zu besti mmen. In seinem 
Jahresgutachten (2014/2015) zeigte der „Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaft lichen Entwicklung“ anhand 
des Bezugsjahres 2006 (S. 35, Abbildung 4), wie groß die aufge-
laufenen Eff ekte der kalten Progression sind. Das „Deutsche Steu-
erzahlerinsti tut des Bundes der Steuerzahler e. V.“ (DSi) hält 2010 
für ein geeignetes Basisjahr, weil seinerzeit der Einkommensteu-
ertarif zum bislang letzten Mal grundlegend reformiert worden 
ist und die Einkommensteuerreform 2016 lediglich die Infl ati on 
der Jahre 2014 und 2015, nicht aber die Infl ati on der Jahre 2011, 
2012 und 2013 berücksichti gt hat.

Nach DSi-Berechnungen beliefen sich die Steuermehreinnahmen 
aufgrund der kalten Progression in den Jahren 2011 bis 2015 auf 
kumuliert rund 31 Mrd. Euro. Bund, Länder und Gemeinden ha-
ben also bereits in einem enormen Ausmaß von der kalten Pro-
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gression profi ti ert. Dies ist zulasten der Steuerpfl ichti gen gegan-
gen, so dass inzwischen eine erhebliche Bringschuld des Staates 
gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern entstanden ist. 

Dank der grundgesetzlichen Schuldenbremse sind Bund und Län-
der auf einen Konsolidierungspfad eingeschwenkt, an dem es 
festzuhalten gilt. Bei dieser Haushaltskonsolidierung jedoch auch 
auf Steuereinnahmen zu setzen, die aus der kalten Progression 
resulti eren, würde den Prinzipen einer gerechten und soliden Fi-
nanzpoliti k widersprechen.

Es ist durchaus möglich, die öff entlichen Haushalte zu konsoli-
dieren und die kalte Progression abzubauen, wenn die gesamten 
und bereits absehbaren Steuermehreinnahmen sowie staatliche 
Einsparpotenziale berücksichti gt werden.

Das vorliegende Gesetz beinhaltet einen Einkommensteuertarif 
2017. Dieser führt für Einkommen, die im Zeitraum 2010 bis 2016 
jeweils in Höhe der Infl ati onsrate (Verbraucherpreisentwicklung) 
gesti egen sind, zu den gleichen Durchschnitt ssteuersätzen, wie 
sie im Tarif 2010 für die damaligen, nominal niedrigeren Einkom-
men galten. Diese Angleichung lässt sich anhand eines Beispiels 
verdeutlichen:

Im Jahr 2010 betrug der Durchschnitt ssteuersatz für einen Single 
mit einem zu versteuernden Jahreseinkommen von 30.000 Euro 
18,75 Prozent. Gemäß Stati sti schem Bundesamt sind die Verbrau-
cherpreise in den Folgejahren um 2,1 Prozent (2011), 2,0 Prozent 
(2012), 1,5 Prozent (2013) und 0,9 Prozent (2014) gesti egen. Für 
2015 bzw. 2016 ist ein Verbraucherpreiswachstum von 0,3 Pro-
zent bzw. 1,1 Prozent zu erwarten (gemäß Herbstprojekti on der 
Bundesregierung, 14. Oktober 2015). Damit ergibt sich für die 
Verbraucherpreise eine Wachstumsrate von voraussichtlich rund 
8,15 Prozent für den Zeitraum Ende 2010 bis Ende 2016. Dies be-
deutet für das hier gewählte Beispiel: 
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Ein zu versteuerndes Einkommen von 30.000 Euro (2010), das in-
fl ati onsausgleichend bis Ende 2016 um rund 8,15 Prozent gesti e-
gen ist, beläuft  sich dann im Jahr 2017 auf 32.445 Euro. Für diese 
32.445 Euro beträgt der Durchschnitt ssteuersatz im Einkommen-
steuertarif 2017 gemäß diesem Gesetz ebenfalls 18,75 Prozent. 
Er ist damit genauso hoch wie der Durchschnitt ssteuersatz für 
30.000 Euro im Jahr 2010. Zum Vergleich: Gemäß Einkommen-
steuertarif 2016 beträgt der Durchschnitt ssteuersatz für ein zu 
versteuerndes Einkommen von 32.445 Euro 19,25 Prozent.

Diese Angleichung gelingt, indem der Einkommensteuertarifver-
lauf für den Veranlagungszeitraum 2017 gegenüber dem Tarif 
2010 um rund 8,15 Prozent korrigiert wird.

Entlastungsbeispiele

Für die Steuerpfl ichti gen führt der Einkommensteuertarif 2017 zu 
unterschiedlich hohen Entlastungen im Vergleich zum derzeit gül-
ti gen Tarif. Das lässt sich exemplarisch illustrieren:

Ein Single mit einem zu versteuernden Einkommen von 25.000 
Euro muss gemäß Tarif 2017 110 Euro weniger Steuern zahlen 
als gemäß geltendem Tarif 2016. Dies entspricht einer Entlastung 
von rund 2,6 Prozent seiner Steuerzahllast 2016 von 4.175 Euro 
(Einkommensteuer und Solidaritätszuschlag). Bei einem zu ver-
steuernden Einkommen von 50.000 Euro beträgt die Steuerent-
lastung 385 Euro; die Belastung ist damit rund 2,9 Prozent gerin-
ger als im Jahr 2016. Bei einem zu versteuernden Einkommen von 
75.000 Euro beträgt die Steuerentlastung 468 Euro bzw. rund 1,9 
Prozent. 

Damit bleibt es auch im Tarif 2017 dabei, dass Bezieher hoher Ein-
kommen wesentlich stärker zum Steueraufk ommen beitragen als 
Bezieher geringerer Einkommen. Relati v betrachtet profi ti eren 
Bezieher kleinerer und mitt lerer Einkommen am stärksten von 
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dem infl ati onsbereinigten Tarif 2017, weil sie prozentual auch am 
stärksten unter der kalten Progression leiden.

Dies belegen Beispiele für den Splitti  ngtarif ebenso. Eine Familie 
mit einem zu versteuernden Einkommen von 30.000 Euro muss 
gemäß Tarif 2017 118 Euro weniger Steuern zahlen als im Jahr 
2016. Dies entspricht einer Entlastung von rund 4,4 Prozent der 
Steuerzahllast 2016 von 2.671 Euro (Einkommensteuer und So-
lidaritätszuschlag). Bei einem zu versteuernden Einkommen von 
60.000 Euro beträgt die Steuerentlastung 302 Euro. Das sind rund 
2,6 Prozent weniger als im Jahr 2016. Bei einem zu versteuernden 
Einkommen von 90.000 Euro beträgt die Steuerentlastung 631 
Euro bzw. rund 2,8 Prozent.

In den Folgejahren führen dank der Tarifi ndexierung die jeweils 
konstant bleibenden Durchschnitt ssteuersätze für infl ati ons-
ausgleichend gesti egene Einkommen zu wachsenden Entlastun-
gen der Steuerpfl ichti gen gegenüber einem unveränderten Tarif 
2016. 

Steuermindereinnahmen

Die Einführung des Tarifs 2017 führt im Jahr 2016 zu Steuermin-
dereinnahmen von insgesamt knapp 6,5 Mrd. Euro. Zum Ver-
gleich: Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ erwartet gemäß 
seiner Prognose vom November 2015 für das Jahr 2016 gesamt-
staatliche Steuereinnahmen von 686 Mrd. Euro, die im Folgejahr 
um 31,4 Mrd. Euro steigen. Unter Berücksichti gung der Einfüh-
rung des Tarifs 2017 würden die Gesamtsteuereinnahmen im 
kommenden Jahr demnach immer noch um rund 25 Mrd. Euro 
wachsen. Im Jahr 2020 lägen die Gesamtsteuereinnahmen unter 
Berücksichti gung der Tarifi ndexierung bei rund 783 Mrd. Euro. 
Das wären im Vergleich zu 2016 Steuermehreinnahmen von rund 
97 Mrd. Euro.
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Die Tarifi ndexierung führt also mitnichten zu sinkenden Einkom-
mensteuereinnahmen, sondern lediglich zu einem infl ati onsbe-
dingt gerechtf erti gten Abbremsen des Einkommensteuerwachs-
tums. Ohne Tarifreformen würden die Einkommensteuereinnah-
men im Zeitraum 2017 bis 2019 um voraussichtlich rund 5,1 Pro-
zent pro Jahr wachsen. Die Tarifi ndexierung dämpft  diese Wachs-
tumsrate auf rund 3,8 Prozent pro Jahr. Bund, Länder und Gemein-
den können also auch bei diesem „Tarif auf Rä dern“ mit jährlich 
deutlich steigenden Einkommensteuereinnahmen rechnen.

Jährliche Anpassungen der Tariff ormel

In Umsetzung des Konzepts eines „Tarifs auf Rädern“ besti mmt 
das Gesetz, wie die Tariff ormel für Veranlagungszeiträume ab 
2018 jährlich neu zu normieren ist. 

Diese Normierung erfolgt mit der Maßgabe, die durchschnitt liche 
Steuerbelastung für entsprechend der Infl ati on gesti egene zu ver-
steuernde Einkommen konstant zu halten. Ausgangspunkt dafür 
ist die Prognose des Verbraucherpreisindexes für das jeweils lau-
fende Jahr, die die Bundesregierung im Rahmen ihrer jährlichen 
Herbstprojekti on erstellt. Etwaige Prognosefehler sind im Folge-
jahr zu berücksichti gen. Ein Rückblick zeigt hier, dass in den ver-
gangenen zwei Jahren die Herbstprognosen der Bundesregierung 
bezüglich des Verbraucherpreisindexes korrekt waren. 

Somit stellt dieses Indexierungsverfahren sicher, dass die Entlas-
tung der Steuerzahler mit Hilfe aktueller Verbraucherpreisdaten 
sowohl zeitnah, als auch ohne das Risiko großer Prognosefehler 
erfolgt. 

Für diese Tarifneunormierung startet im Anschluss an die Herbst-
projekti on der Bundesregierung das Gesetzgebungsverfahren für 
die jährliche Anpassung des § 32a Absatz 1 EStG, so dass zum 
1. Januar des Folgejahres die neue Tariff ormel in Kraft  treten kann. 
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Dem Gesetzgeber wird damit aufgegeben, erstmals im 4. Quar-
tal 2017 eine entsprechende Neunormierung vorzunehmen, die 
dann für den Veranlagungszeitraum 2018 gilt. Am Beispiel dieser 
erstmaligen Neunormierung kann verdeutlicht werden, wie diese 
Tarifanpassung im Einzelnen zu erfolgen hat:

Falls die Bundesregierung im Herbst 2017 gemäß ihrer Herbst-
projekti on für das Kalenderjahr 2017 einen Ansti eg des Verbrau-
cherpreisniveaus um beispielsweise 1,3 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr erwartet, muss die Tariff ormel für den Veranlagungszeit-
raum 2018 um 1,3 Prozent gegenüber dem Tarif 2017 angepasst 
werden. 

Dies gilt jedoch nur, wenn rückblickend die für den Tarif 2017 un-
terstellte Infl ati onsrate für 2016 (hier 1,1 Prozent) auch dem im 
Herbst 2017 feststehenden Ist-Wert 2016 entsprochen hat. 

Wird hier jedoch eine Abweichung festgestellt, ist diese bei der 
Anpassung des Tarifs 2018 zu berücksichti gen. Falls beispielswei-
se der Verbraucherpreisansti eg 2016 statt  der den hier zugrunde 
gelegten 1,1 Prozent tatsächlich nur 0,8 Prozent betrug, ist diese 
Prognose-Abweichung von –0,3 Prozentpunkten im Herbst 2017 
zu berücksichti gen. Der maßgebliche Referenzwert ergibt sich 
dann als Produkt der Prognose-Infl ati on 2017 (im Beispiel 1,013) 
und der Ist-Infl ati on 2016 (im Beispiel 1,008) geteilt durch die 
Ursprungsprognose-Infl ati on 2016 (im Beispiel 1,011). In diesem 
Beispiel beträgt der Referenzwert für die Normierung des Tarifs 
2018 rund 1,0 Prozent. (vgl. auch Arti kel 1, Nummer 1b)

Für die jährliche Neunormierung der Tariff ormel mitt els des Refe-
renzwerts gelten folgende Rundungsregeln: Im Zuge der Indexie-
rung sind die aus dem Einkommensteuertarif des Vorjahres stam-
menden acht Tarifeckwerte auf volle Euro-Beträge zu runden. Die 
entsprechenden Koeffi  zienten (im Tarif 2017: 843,41 und 211,50) 
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und Konstanten (im Tarif 2017: 1.122,62 und 8.838,19 sowie 
16.973,40) sind jeweils auf zwei Kommastellen zu runden.

Die fi nanziellen Auswirkungen der jährlichen Neunormierungen 
sind aufgrund dieses Anpassungsverfahrens rechtzeiti g kalku-
lierbar. So berücksichti gt der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ 
bereits traditi onell die Prognosen der Frühjahrs- und Herbstpro-
jekti onen der Bundesregierung. Er könnte also künft ig auch die 
absehbaren Aufk ommensauswirkungen des vorliegenden Inde-
xierungsverfahrens ausweisen und damit weiterhin wie gewohnt 
wichti ge Anhaltspunkte für die Aufstellungen der öff entlichen 
Haushaltspläne liefern. Zudem wird auf diese Weise verhindert, 
dass zulasten der Steuerpfl ichti gen Mehreinnahmen aus der kal-
ten Progression bereits bei der Aufstellung künft iger Haushalte 
verplant werden. 

Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich für Arti kel 1
(Änderung des Einkommensteuergesetzes) aus Arti kel 105 Ab-
satz 2 erste Alternati ve des Grundgesetzes.

Gleichstellungspoliti sche Relevanzprüfung

Im Zuge der gemäß § 2 der Gemeinsamen Geschäft sordnung der 
Bundesministerien vorzunehmenden Relevanzprüfung sind un-
ter Berücksichti gung der unterschiedlichen Lebenssituati on von 
Frauen und Männern keine Auswirkungen erkennbar, die gleich-
stellungspoliti schen Zielen zuwiderlaufen.

Nachhalti gkeit

Besondere Nachhalti gkeitsindikatoren sind durch das Vorhaben 
nicht tangiert.
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Finanzielle Auswirkungen 

Steuermehr-/-mindereinnahmen

(Steuermehr-/-mindereinnahmen (–) in Mio. Euro)

lfd. 
Nr. Maßnahme

Steuerart/
 Gebiets-

körperschaft 

Volle
Jahres-
wirkung 

2017

Kassenjahr

2017 2018 2019 2020

1 § 32a Absatz 
1 EStG

Normierung
der

Tariff ormel
für 2017

Insgesamt
ESt und LSt

SolZ

–6.484
–6.152

–332

–6.158
–5.843

–315

Bund
ESt und LSt

SolZ

–2.946
–2.614

–332

–2.798
–2.483

–315

Länder
ESt und LSt

–2.614
–2.614

–2.483
–2.483

Gemeinden
ESt und LSt

–924
–924

–877
–877

2 § 32a Absatz 
2 EStG

Einführung 
einer

indexierten 
Tariff ormel

ab 2018

Insgesamt
ESt und LSt

SolZ

–8.599
–8.120

–479

–11.156
–10.532

–624

–13.052
–13.052

–

Bund
ESt und LSt

SolZ

–3.930
–3.451

–479

–5.100
–4.476

–624

–5.547
–5.547

–

Länder
ESt und LSt

–3.451
–3.451

–4.476
–4.476

–5.547
–5.547

Gemeinden
ESt und LSt

–1.218
–1.218

–1.580
–1.580

–1.958
–1.958
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Erfüllungsaufwand

1. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Der Gesetzentwurf ändert den Erfüllungsaufwand für Bürgerin-
nen und Bürger nicht.

2. Erfüllungsaufwand der Wirtschaft 

Der Gesetzentwurf ändert den Erfüllungsaufwand der Wirtschaft  
nicht.

3. Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Der Gesetzentwurf ändert den Vollzugsaufwand der Steuerver-
waltung insgesamt nicht. 

Weitere Kosten

Der Wirtschaft  entstehen keine direkten sonsti gen Kosten. Aus-
wirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

B. Besonderer Teil

Zu Arti kel 1 (Änderung des Einkommensteuergesetzes)

Zu Nummer 1 a) (§ 32a Absatz 1)

Mit der Neufassung des § 32a Absatz 1 des Einkommensteuerge-
setzes (EStG) wird der für den Veranlagungszeitraum 2017 gelten-
de Einkommensteuertarif normiert.

Zu Nummer 1 b) (§ 32a Absatz 2)

Mit dem neu eingefügten § 32a Absatz 2 EStG wird geregelt, wie 
der ab dem Veranlagungszeitraum 2018 geltende Einkommen-
steuertarif jährlich gesetzgeberisch neu zu normieren ist. Die 
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Vorschrift  beschreibt die Kalkulati on des für die Tarifi ndexierung 
notwendigen Referenzwertes, der die Verbraucherpreisentwick-
lung abbildet. Hierfür ist eine Formel anzuwenden, die etwaige 
Fehler bei der Prognose vorangegangener Verbraucherpreisent-
wicklungen korrigierend berücksichti gt. Zudem werden Rechen- 
und Rundungsregelungen für die Koeffi  zienten, Konstanten und 
Eckwerte der Tariff ormel festgelegt.

Zu Nummer 2 (§ 52 Absatz 1 Satz 1)

Es handelt sich um eine Folgeänderung aus der Neufassung der 
Tarifvorschrift  des § 32a Absatz 1 und 2 EStG für Veranlagungs-
zeiträume ab 2017. 

Zu Arti kel 2 (Inkraft treten)

Die Neuregelung des für den Veranlagungszeitraum 2017 gelten-
den Einkommensteuertarifs (§ 32a Absatz 1 in der Fassung des 
Arti kels 1 Nummer 1 Buchstabe a des vorliegenden Änderungs-
gesetzes) sowie die Neuregelungen für die ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2018 geltenden Einkommensteuertarife (§ 32a Ab-
satz 1 in der Fassung des Arti kels 1 Nummer 1 Buchstabe b des 
vorliegenden Änderungsgesetzes) treten am 1. Januar 2017 in 
Kraft .
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